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1 PLANUNGSANLASS 
 

1.1 Ziel und Zweck sowie Grundzüge der Planung 
 

Mit dem Bebauungsplan Nr. 15.WA.178 f¿r das Gebiet ĂObere Warnowkanteñ verfolgt die 
Hansestadt Rostock das Ziel, in seinem Geltungsbereich die Schaffung von qualitätsvollem 
und der aktuellen Nachfrage entsprechenden Wohnraum in einem für das Wohnen attrakti-
ven, zentrumsnahen Stadtteil zu ermöglichen.  

In der Hansestadt Rostock besteht aktuell ein großer Bedarf an Wohnraum, insbesondere 
attraktive Wohnstandorte werden stark nachgefragt. Dieser Bedarf gilt sowohl für Geschoss-
wohnungen wie für Einfamilienhäuser für Bebauungstypen unterschiedlicher baulicher Dichte 
und Qualitäten. F¿r den Standort ĂObere Warnowkanteñ wird die Schaffung von ca. 160 bis 
180 Wohneinheiten angestrebt. Dabei wird eine Realisierung von vorstehenden Angebotsty-
pen, nach Möglichkeit in einer Mischung verschiedener Angebote, angestrebt.  

Ziel der Planaufstellung ist zudem die Förderung ökologischer, energieeffizienter und zeit-
gemäßer Bauvorhaben sowie die Schaffung von barrierefreien Wohnungen für möglichst 
breite Nutzergruppen. 

Dabei soll auch mit variablen Bebauungsmöglichkeiten innerhalb klar vorgegebener städte-
baulicher Grundstrukturen gesichert werden, dass sich die Baugebiete zwar gleichzeitig ge-
ordnet aber auch in den Bauweisen und Gestaltungen abwechslungsreich und lebendig ent-
wickeln. Entsprechend strebt der Bebauungsplan eine Mischung aus Geschosswohnungs-
bau und verdichteten Einfamilienhäusern, aus Reihen- und Doppelhäusern sowie eine hin-
reichende Variationsbreite bei Gebäudetiefen, -kubaturen sowie Fassadengestaltungen an. 

Zudem wird das Ziel verfolgt, die Anforderungen an den gebotenen Immissionsschutz im 
Gebiet selbst zu bewältigen, was insbesondere bei der Organisation des Verkehrs zu be-
rücksichtigen ist. Außerdem wird beabsichtigt, die Sicherung des Ausgleichs der Eingriffe in 
Natur und Landschaft anteilig im Plangebiet selbst vorzunehmen, zumindest, soweit dies in 
einem verdichteten Baugebiet möglich ist. 

Der neue Wohnbaustandort im Norden von Gehlsdorf schließt direkt an bestehende Wohn-
nutzung an. Es werden im Wesentlichen brachgefallene und vormals gewerblich genutzte 
Flächen nachgenutzt. Damit stellt die angestrebte Wohnbauentwicklung eine zeitgemäße, 
qualitativ hochwertige und ökologisch vorteilhafte Alternative zur Wohnbauentwicklung im 
Randbereich der Stadt und im Bereich der Nachbargemeinden auf baulich nicht vorgenutz-
ten Flächen dar. 

Ein weiteres Planungsziel ist die harmonische Einordnung des neuen Wohnquartiers in das 
städtebauliche Umfeld, hier insbesondere in die nordöstlich und südlich angrenzende Sied-
lungsstruktur. Entsprechend werden die angrenzenden in der Regel mit Wohnhäusern be-
bauten Flächen in den Bebauungsplan einbezogen. Auf diese Weise kann eine langfristig 
geordnete städtebauliche Entwicklung, neben den Festsetzungen für den neu hinzukom-
menden Wohnbereich, auch über solche für die angrenzenden Bestandsflächen gesichert 
werden. Durch die vorgesehene Entwicklung erfolgt somit eine sinnvolle Ergänzung des 
nördlichen Siedlungsbereichs von Gehlsdorf. 

Aufgrund der Lage in Ufernähe der Warnow und der erhöhten Geländeposition stellt die Be-
wahrung bzw. Weiterentwicklung eines harmonischen Siedlungsbilds und einer attraktiven 
Stadtsilhouette eine besonders wichtige Zielstellung dar. Das Gehlsdorfer Ufer zeichnet sich 
größtenteils durch eine von Villen geprägte Baustruktur mit einer starken Durchgrünung aus. 
Durch entsprechende Regelungen zu Überbauungsgrad, Gebäudehöhen, -kubaturen sowie 
zu deren äußeren Gestaltung ist dieser Zielstellung Rechnung zu tragen. 

Für die im Plangebiet einbezogenen bebauten Bereiche ist es Zielstellung, eine angemesse-
ne zukünftige bauliche Entwicklung unter Nutzung bestehender Reserven zu ermöglichen. 
Diese soll unter Berücksichtigung der städtebaulichen Ausgangssituation und der Entwick-
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lungserfordernisse der Bestandsnutzungen, sowohl was die Nutzungsart als auch was die 
bauliche Ausformung betrifft, erfolgen.  

Die zu treffenden Vorgaben für den Bestandsbereich und die neu zu bebauenden Bereichen 
sollen zudem in einer Weise getroffen werden, dass insgesamt ein harmonisches Ortsbild 
gefördert und zukünftigen Nutzungskonflikten entgegengewirkt wird. 

Weiterhin gilt es über die Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplans die Erschließung 
des zwischen Warnow und dem neuem Wohngebiet gelegenen Geländes des Yachtclubs 
Warnow e.V. langfristig zu sichern. Gleiches gilt für die nördlich und südlich des Yachtclubs 
Warnow e.V. gelegenen Kleingartenparzellen. 

Zudem verfolgt vorliegende Planung die Zielstellung, Trasse und Zugänglichkeit des in Höhe 
des Plangebiets am Warnowufer geplanten Fuß- und Radwegs zu sichern bzw. zu verbes-
sern. 

Im nordwestlichen Bereich des Plangebiets besteht eine größere Waldfläche, entsprechend 
§ 2 Landeswaldgesetz Mecklenburg-Vorpommern (LWaldG M-V), welche aus natur- und 
klimaschutzfachlicher Sicht erhaltenswert ist. Teilweise greift die Waldfläche (nach § 2 
LWaldG M-V) sogar auf den für eine Bebauung vorgesehenen nordwestlichen Bereich über. 
Daher ist ein Ziel der Planaufstellung den Waldbestand im Geltungsbereich in seinem erhal-
tenswerten Kern zu sichern und gleichzeitig einen Ausgleich, für den im Rahmen der Vorha-
benumsetzung eintretenden Waldverlust, gemeinsam mit der zuständigen Landesforstbe-
hörde, herzustellen.  

Die vorliegende Planung ist Teil der angestrebten verstärkten Schaffung von attraktivem 
Wohnraum in integrierten und attraktiven Siedlungslagen. Der Stadtteil Gehlsdorf ist ein tra-
ditioneller, hoch attraktiver und zentrumsnaher Wohnstandort, welcher im Rahmen dieser 
Strategie eine bedeutende Rolle einnimmt. Entsprechend ist die vorliegende Planung auch in 
die langfristige Gesamtentwicklung des Ortsteils eingebunden, welche auf die konsequente 
Nutzbarmachung noch bestehender Reserven zum Zwecke einer vielfältigen und dem städ-
tebaulichen Umfeld angepassten Wohnungsbauentwicklung abzielt.  

Die vorgesehene Planung steht zudem im Einklang mit den aktuellen Leitlinien zur Stadtent-
wicklung. In Leitlinie VII - Architektur und Stadtentwicklung in hoher Qualität - werden die 
Entwicklung der Stadt am Wasser sowie die Herausstellung des Wohnens in der Stadt als 
besondere Qualität, als Zielstellungen benannt. Leitlinie VIII - Grüne Stadt am Meer - be-
nennt die Bewahrung der Naturräume und den Schutz des Bodens als Zielstellungen. Durch 
die im Rahmen der vorliegenden Planung erfolgende Nachnutzung einer Brachfläche und 
Entwicklung eines bereits äußerlich erschlossenen, integrierten Stadtbereichs wird diesen 
Zielsetzungen Rechnung getragen. 

Mit den Zielstellungen des ĂIntegrierten Stadtentwicklungskonzeptsñ (ISEK) und des Flä-
chennutzungsplans (FNP) steht die geplante Entwicklung ebenfalls im Einklang. Insbesonde-
re eine gezielte Innenentwicklung und die Nachnutzung von Brachflächen, wie bei vorliegen-
der Planung verfolgt, sind wichtiger Planungsgrundsatz dieser Planungsinstrumente. 

Die vorstehend dargelegten Grundzüge der Planung sind das planerische Leitbild der Ge-
meinde als Ergebnis der in § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB enthaltenen Planungspflicht. Die 
Grundzüge dieser Planung werden mit den Festsetzungen dieses Bebauungsplanes als ob-
jektiv sichtbarer Wille der Hansestadt Rostock verbindlich dokumentiert.  

 

1.2 Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
 

Das Gebiet des Bebauungsplanes Nr.15.WA.178 ĂObere Warnowkanteñ befindet sich im 
nördlichen Bereich des Stadtteils Gehlsdorf der Hansestadt Rostock. Es befindet sich ca. 
50 m vom Ufer der Warnow entfernt, ansonsten bilden im Nordwesten der Waldbestand und 
im Nordosten die Pressentinstraße weitere deutliche Zäsuren aus.  
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Der Bebauungsplan überplant eine Teilfläche des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 
15.W.99 ĂGehlsdorfer Norduferñ. Dabei handelt es sich um große Teile des Waldbestands im 
nordöstlichen Bereich des Plangebiets mit den Flurstücken 64/47 teilweise (tlw.), 64/48 tlw., 
64/49 tlw., 65/17 und 66/1 tlw. der Gemarkung Gehlsdorf (132231), Flur 1. 

Nach erfolgter Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange entspre-
chend § 4 Abs. 2 BauGB erfolgte eine Reduzierung des Geltungsbereichs an der nordwestli-
chen Grenze um einen Streifen von ca. 29,0 m Breite. Diese Reduzierung erfolgte, um den, 
im Rahmen der nordwestlich des Waldes geplanten Bebauung, erforderlichen Waldabstand 
planungs- und forstrechtlich regeln zu können. Zur Umsetzung der aktuellen Planungen wird 
die Durchführung eines Änderungsverfahrens zum Bebauungsplan Nr. 15.W.99 ĂGehlsdorfer 
Norduferñ erfordrlich werden. 

Der räumliche Geltungsbereich wird nach o. g. Änderung folgendermaßen örtlich begrenzt: 

im Nordosten: durch die Pressentinstraße und die nordöstliche Waldgrenze an 
den Grundstücksgrenzen der Pressentinstraße 12a, 13, 14, 14a, 
und 15a 

im Süden und Südosten:  durch die Klaus-Groth-Straße und den Kirchenplatz 

im Südwesten: durch die Unterwarnow, die Gärten westlich des Hauptweges 
der Kleingartenanlage ĂHufe Vñ e.V. und den bestehenden 
Yachtclub ĂWarnowñ e.V. in der Pressentinstr. 11a 

im Norden und Nordwesten: durch die nordwestliche Waldgrenze, die Grundstücke, Pres-
sentinstraße 12 und 12a sowie durch die bestehende Zufahrt zum 
Yachtclub, die Zufahrt zur Kleingartenanlage (KGA) ĂHufe Vñ e.V. 

Der Geltungsbereich umfasst die Flurstücke 64/47 teilweise (tlw.), 64/48 tlw., 64/49 tlw., 
65/9, 65/11, 65/12, 65/13, 65/14, 65/15, 65/17, 65/19 tlw., 65/20, 65/22, 65/23 tlw., 66/1 tlw., 
114/1, 115/1, 115/2, 116/1, 116/2, 117, 118/1, 118/2, 119/2, 119/3, 120, 121, 122/1, 122/2, 
293/1, 293/2, 294/1, 295, 296/1, 296/2, 297/1, 297/2, 297/3, 298/1 tlw., 299/1, 299/2, 300/3, 
300/4, 300/5, 301/2 tlw. sowie 455/1 tlw. der Gemarkung 132231/Gehlsdorf, Flur 1. 

Die Gesamtfläche des Plangebietes beträgt nach der o. g. Herausnahme des nordöstlichen 
Randstreifens 9,31 ha. 

1.3 Bisheriger Verfahrensablauf 
 

Das Planverfahren wurde durch den Aufstellungsbeschluss der Bürgerschaft vom 
07.12.2011 eingeleitet. Der Aufstellungsbeschluss ist im ĂStädtischen Anzeigerñ vom 
30.12.2011 ortsüblich bekannt gemacht worden.  

Die frühzeitige Beteiligung der Bürger nach § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte im Rahmen öffentli-
cher Ortsbeiratssitzungen am 20.12.2011 und am 28.04.2014. Daneben wurden die Eigen-
tümer der von der Planung direkt betroffenen Flächen im Rahmen eines Anhörungstermins 
sowie durch Übersendung des Vorentwurfs mit Schreiben vom 11.11.2014 mit Bitte um Stel-
lungnahme weitergehend einbezogen.  

Entsprechend § 4 Abs. 1 bzw. § 2 Abs. 2 BauGB wurden die Stellungnahmen der Behörden 
und Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden mit Schreiben vom 
15.04.2014 bzw. vom 28.10.2014 eingeholt.  

Die Öffentliche Auslegung der Planunterlagen nach § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte vom 
10.08.2015 bis zum 11.09.2015. die erneute Beteiligung der Behörden, Träger öffentlicher 
Belange und der Nachbargemeinden nach § 4 Abs. 2 bzw. § 2 Abs. 2 BauGB mit Schreiben 
vom 04.08.2015.  

Zwischenzeitlich erfolgte eine Änderung des Planentwurfs, insbesondere wurde der Gel-
tungsbereich entsprechend der Beschreibung in Kapitel 1.2 abgeändert. Da bei dieser Ände-
rung die Grundzüge der Planung nicht berührt wurden, erfolgte entsprechend § 4a Abs. 3 
BauGB mit Schreiben vom 30.09.2016 eine eingeschränkte Beteiligung der von den Ände-
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rungen betroffenen Öffentlichkeit und Träger öffentlicher Belange. Im Rahmen dieser Be-
troffenenbeteiligung war auf einen normenkontrollrelevanten Fehler in der Bekanntma-
chungsfrist der 2015 durchgeführten öffentlichen Auslegung hingewiesen worden, was eine 
Wiederholung von Bekanntmachung und öffentlicher Auslegung erforderlich macht. 

Die Ergebnisse der bisher schon erfolgten Beteiligungsschritte, insbesondere in welcher 
Form die Vorgetragenen sind in die nun vorliegende Entwurfsfassung eingegangen. Diese 
sind unter Punkt 8, Zusammenfassung der Beteiligung von Öffentlichkeit, Behörden und 
sonstiger Träger öffentlicher Belange ï Schwerpunkte der Abwägung, im Einzelnen darge-
stellt. 

Die aktuell vorliegende Entwurfsfassung hat sich gegenüber der im Jahr 2015 ausgelegten 
Fassung in folgenden wesentlichen Punkten geändert:  

¶ Die Grundflächen- und die Geschossflächenzahl wird in den Baugebieten WA 4 und WA 6 
im Sinne der Gleichbehandlung mit bereits auf einigen Grundstücken in diesem realisier-
ten Vorhaben auf 0,25 bzw. 0,4 angehoben. 

¶ Die Festsetzungen zur höhenmäßigen Einordnung der Fußböden im Erdgeschoss werden 
zugunsten eines erweiterten Gestaltungsspielraums gestrichen. 

¶ Im Bereich der Baugebiete WA 1.1 bis 1.11, WA 5.1, 5.1A und 5.2 werden neben Tiefga-
ragen zusätzlich Garagen zugelassen. Damit wird die Verbindlichkeit von Tiefgaragen auf 
die Bereiche mit zulässigen 3 Vollgeschossen und entsprechend hoher Stellplatzerforder-
nis beschränkt, während in den übrigen Bereichen, insbesondere in den von kleinen Bau-
fenstern geprägten Baugebieten WA 5.1, 5.1A und 5.2 die Bebauung flexibler gestaltet 
und auch Stadthäuser ermöglicht werden.  

¶ Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO, die Gebäude darstellen und solche mit Über-
dachungen werden nur für die neu zu erschließenden Baugebiete WA 1, 2 und 5 ausge-
schlossen. Damit soll in den Bestandsbereichen eine Ungleichbehandlung zwischen ein-
zelnen Grundstücken gewährleistet werden.  

¶ Der Geltungsbereich wird am nordwestlichen Plangebietsrand, im Bereich der Waldfläche, 
um einen Streifen von ca. 30 m reduziert; die festgesetzte Waldfläche entsprechend und 
ca. 0,7 ha verkleinert. Damit soll sichergestellt werden, dass im Falle einer späteren Rea-
lisierung einer Bebauung im Bereich des angrenzenden Bebauungsplan Nr. 15.W.99 
ĂGehlsdorfer Norduferñ der von der Bebauung einzuhaltende Waldabstand im Plangebiet 
selbst geregelt werden kann.  

¶ Die im Bereich der vom B-Plan Nr. 15.W.99 ĂGehlsdorfer Norduferñ ¿berplanten Flächen 
im Ursprungsplan getroffenen Festsetzungen zur Anpflanzung von 6 Straßenbäumen im 
Bereich der nördlichen Anbindung der Planstraße A sowie zum Erhalt der Waldfläche 
werden aus formalen Gründen übernommen. 

¶ Im Rahmen der örtlichen Bauvorschriften wird zusätzlich für die Baugebiete WA 5.1, 5.1A 
und 5.2 die Integration von nun zulässigen oberirdischen Garagen in die Hauptbaukörper 
vorgeschrieben. Damit soll im Sinne der baulichen Gestaltqualität einer Dominanz von 
Garagenbauten entgegengewirkt werden. 

Gleichzeitig hat sich die Begründung in nachfolögenden wesentlichen Punkten geändert. 

¶ In Kapitel 2.1.2 werden entsprechend der zwischenzeitlich vorliegenden Fortschreibung 
des Landesraumentwicklungsprogramms Mecklenburg-Vorpommern LEP-M-V) die aufge-
führeten planungsrelevanten raumordnerischen Vorgaben aktualisiert. 

¶ Kapitel 2.1.2 wird zudem um eine Darlegung der wohnungspolitischen Gesamtstrategie 
und der Funktion der vorliegenden Planug innerhalb dieser Gesamtstrategie ergänzt. 

¶ Kapitel 2.1.3 wird um eine Darlegung der Vereinmbarkeit vorliegender Planung mit den 
Zielstellungen und Aussagen des Landschaftsplans der Hansestadt Rostock erfänzt. 
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¶ Kapitel 3 wird um eine vertiefende  Darlegung der Gründe zur Auswahl des der Planung 
zu Grunde liegenden Erschließungssystems ergänzt. 

¶ Kapitel 3.2 wird um eine vertiefende Darlegung der Ableitung der Festsetzungen zum 
Maß der baulichen  Nutzung aus der baulichen Umgebung ergänzt. Weiterhin wird die 
Begründung des festgesetzten Maßes der baulichen Nutzunng zum Baugebiet WA 3 (Be-
bauung in 2. Reihe von der Pressentinstraße aus gesehen) ergänzt. 

¶ Kapitel 3.5.1 wird um eine Darlegung der zukünftig gesicherten Leistungsfähigkeit der 
Verkehrserschließung ergänzt. 

¶ Kapitel 3.7.6 wird um Darlegung der Möglichkeit eines Anschlusses des Plangebiets an 
das Fernwärmenetz der Hansestadt Rostock ergänzt. 

¶ Kapitel 3.8.2 und 3.8.3 werden um eine Darlegung, in welcher Weise die Maßnahen aus 
dem Bebauungsplan Nr. 15.W.99 ĂGehlsdorfer Norduferñ, soweit diese den von vorliegen-
dem B-Plan überplanten Teilflächen zuzuordnen sind, Berücksichtigung finden, ergänzt. 
Weiterhin wird hier die Begründung entsprechend des geändeten Ausgleichskonzepts ak-
tualisiert.  

¶ Kapitel 3.9 wird um eine Abwägung der Planung mit dem Interesse am Erhalt des im 
Plangebiet befindlichen Waldbestands ergänzt. 

¶ In Kapitel 3.10 werden die Darlegungen zum Schallimmissionsschutz um die zwischen-
zeitlich vorliegenden Ergebnisse zu den ergänzend betrachteten bestehenden bzw. po-
tenziellen Lärmquellen sowie zur Frage der Schallausbreitung über Wasser bei ungünsti-
gen Wetterlagen ergänzt. Zudem wurden die Aussagen zum Verkehrslärm entsprechend 
der inzeischen vorliegenden überarbeiteteten Verkehrsprognose aktualisiert. 

¶ Im Umweltbericht wird in Kapitel 4.2.3 die Darstellung der Nullvariante ausführlicher ge-
fasst. 

¶ Weiterhin wird der Umweltbericht um Kapitel 4.2.4 mit einer ausführlichen Darlegung der 
wesentlichen geprüften anderweitigen Lösungsmöglichkeiten und der Gründe für die 
Auswahl der letztendlich weiterverfolgen Lösung ergänzt. 

¶ Kapitel 8 wurde um eine Zusammenfassung der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 
und Darlegung der Schwerpunkte der Abwägung um die Beteiligung der Öffentlichkeit, der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange zum Entwurf 2015 sowie um die Er-
gebnisse  der Betroffenenbeteiligung nach Planänderung im Ergebnis vorgenannter Betei-
ligung ergänzt.  

¶ In Kapitel 9.6 wird der durchführungsrelevante Hinweis zum Geothermiefeld Rostock in 
der Form aktualisiert, dass dessen Erlaubnis inzwischen erloschen ist. 

¶ Schließlich wird die Begründung entsprechend der gegenüber der Entwurfsfassung von 
2015 geänderten Festsetzungen in den jeweiligen Kapiteln angepasst. 
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2 PLANUNGSGRUNDLAGEN 
 

2.1 Planungsrechtliche Grundlagen und Vorgaben übergeordneter Planungen 
 

2.1.1 Rechtliche Grundlagen  
 

¶ Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 
(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 29.05.2017(BGBl. I 
S. 1298)  

¶ Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 
(BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04.05.2017(BGBl. I 
S.1057) 

¶ Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV90) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBI. I S. 1509) 

¶ Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) vom 15.10.2015 (GVOBl. M-
V 2015, S. 344, 2016 S. 28), geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21.12.2015 
(GVOBI. M-V 2016 S. 590, 2016 S. 20)  

¶ Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausführung des Bundesnaturschutz-
gesetzes (Naturschutzausführungsgesetz ï NatSchAG M-V) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. Februar 2010 (GVOBI. M-V 2010, S. 66), §§ 1, 3, 5 zuletzt geän-
dert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 12. Juli 2010 (GVOBI. M-V S. 383, 395) 

 
2.1.2 Verbindliche Vorgaben übergeordneter Planungen  

Ziele der Raumordnung 

Im Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg Vorpommern (LEP-LVO M-V) vom 
27.05.2016 wird die Hansestadt Rostock als Oberzentrum festgelegt. Als Zentraler Ort über-
nimmt die Hansestadt Rostock entsprechend Programmsatz 3.2 (1) eine Bündelungsfunktion 
und soll u.a. als Schwerpunkt der wirtschaftlichen Entwicklung und der Siedlungsentwicklung 
vorrangig gesichert und ausgebaut werden. Dies entspricht dem regionalplanerischen Leit-
bild der dezentralen Konzentration, wodurch sichergestellt werden soll, dass zukünftige An-
siedlungspotenziale der Stärkung der zentralen Orte dienen und eine Zersiedlung des ländli-
chen Raumes verhindern. Entsprechend Programmsatz 3.2 (6) sollen die Oberzentren zu-
dem als überregional bedeutsame Infrastruktur- und Wirtschaftsstandorte gestärkt und wei-
terentwickelt werden. Sie sollen in ihrer Funktion als Arbeits-, Forschungs-, Bildungs- und 
Kulturstandorte gezielt unterstützt werden.  

Entsprechend Ziel 4.1(5) sind in den Gemeinden die Innenentwicklungspotenziale sowie 
Möglichkeiten der Nachverdichtung vorrangig zu nutzen. Sofern dies nachweislich nicht um-
setzbar ist, hat die Ausweisung neuer Siedlungsflächen in Anbindung an die Ortslage zu er-
folgen. Ausnahmen davon sind nur möglich, wenn das Vorhaben nachweislich immissions-
rechtlich nur außerhalb der Ortslage zulässig ist oder aufgrund seiner spezifischen Standort-
anforderungen an die Infrastruktur nicht in Innenlagen bzw. Ortsrandlagen realisiert werden 
kann. Entsprechend Ziel 4.2(1) ist die Wohnbauflächenentwicklung unter Berücksichtigung 
einer flächensparenden Bauweise auf die zentralen Orte zu konzentrieren. 

Beachtlich ist neben dem Landesraumentwicklungsprogramm das Regionale Raumord-
nungsprogramm der Region Mittleres Mecklenburg/Rostock (RROP MM/R) in der fortge-
schriebenen Fassung vom 22.08.2011. Das Regionale Raumentwicklungsprogramm Region 
Rostock (RREP MMR-LVO M-V) spezifiziert gegenüber dem LEP, dass in den Gemeinden 
ohne zentralörtliche Einstufung die Neuausweisung von Wohnbauflächen nur im Rahmen 
des Eigenbedarfs zulässig ist. Als Eigenbedarf wird dabei eine Flächenentwicklung definiert, 
die eine Zunahme des Wohnungsbestandes um bis zu 3% ermöglicht (vgl. Programmsatz Z 
4.1 (2)). Hierdurch erfolgt eine raumordnerisch festgelegte Fokussierung der weiteren Sied-
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lungsentwicklung auf die zentralen Orte, wobei allen Gemeinden der Planungsregion 
Rostock ein ausreichender Entwicklungsspielraum gegeben wird. 

Raumordnungsverfahren 

Raumordnungsverfahren, die für das vorliegende Plangebiet bzw. für die vorliegende Pla-
nung Bedeutung entwickeln, sind nicht bekannt. 

Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan (FNP) der Hansestadt Rostock vom 01.03.2006 neu bekannt ge-
macht am 02.12.2009, liegt in der aktuellen Fassung vor.  

Der FNP stellt die dem Geltungsbereich zugehörigen Flächen, soweit es die Bestandsbe-
bauung längs der Pressentinstraße, Kirchenplatz und Klaus-Groth-Straße sowie das ehema-
lige Betriebsgelände von PGH Waterkant betrifft, als Wohnbaufläche dar. Die einbezogenen 
Flächen der Kleingartenanlage sind als Grünfläche mit Zweckbestimmung ĂKleingªrten 
(KGA)ñ dargestellt, das im Nordwesten eingezogene Waldstück als Wald. 

Die einbezogenen Grünflächen sollen im Rahmen des Bebauungsplans zum Teil zu einem 
Allgemeinen Wohngebiet und zum Teil (nordwestlicher Randstreifen) zu einer Grünfläche zur 
entwickelt werden, wobei letztere Entwicklung insbesondere zur Einhaltung des erforderli-
chen Waldabstands von 30 m erfolgt. Zudem soll ein geringer Teil zu Verkehrsflächen um-
gewandelt werden. Der für vorstehende Entwicklung in Anspruch genommene Umfang ist mit 
ca. 1,3 ha im Verhältnis zum Gesamtprojekt und zur Stadtentwicklung insgesamt in einem 
klar untergeordneten Verhältnis, sodass insgesamt von einer Erfüllung des Entwicklungsge-
bots nach § 8 Abs. 2 BauGB ausgegangen werden kann. Das Erfordernis zur Änderung des 
Flächennutzungsplans für Teilflächen des aufzustellenden Bebauungsplans besteht damit 
nicht. 

Wohnungspolitische Gesamtstrategie der Hansestadt Rostock 

Im Dezember 2013 hatte die Bürgerschaft den Oberbürgermeister beauftragt, eine woh-
nungspolitische Gesamtstrategie zu erarbeiten, deren Ziele in der Sicherung eines ausrei-
chenden Wohnungsangebotes für alle Segment- und Nachfragegruppen sowie in der 
Durchmischung der einzelnen Stadtteile bestehen. Im Protokoll wurde festgehalten, dass das 
Land und die Wohnungsgenossenschaften in die Erarbeitung dieser wohnungspolitischen 
Gesamtstrategie mit einzubeziehen sind. In einer Informationsvorlage an die Bürgerschaft zu 
deren Sitzung am 01.02.2017 wird Auskunft über den Stand der Strategieerarbeitung gege-
ben. 

Demnach ist die im Jahr 2014 erstellte Haushalts- und Wohnungsnachfrageprognose auf-
grund der aktuellen Entwicklung der Bevölkerung und der Aktualisierung der ihr zugrunde 
liegenden Bevölkerungsprognose nicht mehr zutreffend; deren Überarbeitung wird z. Zt. ent-
sprechend vorbereitet. Die im Jahr 2016 neu erstellte Bevölkerungsprognose geht für den 
Zeitraum von 2016 bis 2035 für die Gesamtstadt von einem Bevölkerungszuwachs von ca. 
12% aus. Die Bevölkerungszahl steigt damit von 206.033 Einwohnern im Jahr 2015 auf 
230.045 im Jahr 2035 oder um insgesamt 24.912 Personen. Damit ist auch ohne Vorliegen 
einer aktualisierten Haushalts- und Wohnungsnachfrageprognose sicher, dass zusätzlicher 
Wohnraum in erheblichem Maße zu schaffen ist.  

Die Zunahme in sämtlichen Altersgruppen, mal abgesehen von den 45 bis unter 65-Jährigen 
sowie die Tatsache, dass der Bevölkerungszuwachs auf Wanderungsüberschuss basiert und 
hier von einem Zuzug sämtlicher sozialer Gruppen auszugehen ist, spricht zudem deutlich 
dafür, dass auch die unterschiedlichen Wohn- und Eigentumsformen sowie Wohnqualitäten 
zukünftig gleichsam nachgefragt werden. 

Zur Sicherung einer angemessenen Wohnraumversorgung kommen laut Informationsvorlage 
grundsätzlich als kommunale Handlungsoptionen die Nutzung kommunaler Wohnungsbe-
stände, Baulandausweisungen, die Boden- und Liegenschaftspolitik, die Nutzung möglicher 
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(Wohnraum)Förderung, Kooperationen mit der Wohnungswirtschaft, Belegungsbindungen, 
Ordnungspolitische Maßnahmen sowie Übernahme von Kosten für die Unterbringung in Be-
tracht. 

Die bedarfsgerechte Wohnraumversorgung kann demnach vor allem durch bedarfsgerechten 
Wohnungsneubau erreicht werden. Geplant ist die Neuinanspruchnahme der bereits ausge-
wiesenen Flächennutzungsplanreserven. Neben den im Stadtgebiet vorhandenen Woh-
nungsbaupotenzialen nach § 34 Baugesetzbuch (BauGB) von etwa 1.035 Wohnungen, hat 
die Stadt Bebauungspläne aufgestellt, die den Neubau von 1.570 Wohnungen ermöglichen. 
Für etwa 3.000 Wohnungen werden derzeit Bebauungspläne aufgestellt und für weitere etwa 
1.800 Wohnungen werden Bebauungsplanverfahren im Rahmen des derzeit geltenden Flä-
chennutzungsplanes vorbereitet. Dabei sind die Aspekte der Innen- vor Außenentwicklung 
zu beachten, wie mögliche Verdichtungspotentiale in bestehenden Wohnbauflächen gegen-
über der Entwicklung neuer Flächen. Ergänzend zur Baulandentwicklung fördert die Stadt im 
Rahmen der SanierungsmaÇnahme ĂStadtzentrum Rostockñ neben der Modernisierung und 
Instandhaltung privat nutzbarer Objekte auch den Neubau. Daneben hat die Stadt seit 2006 
die Initiative des Landes ĂNeues Wohnen in der Innenstadtñ aufgegriffen und fºrdert auf die-
sem Weg Bauvorhaben zur Schließung von Baulücken. Die Hansestadt Rostock setzt sich 
dabei das Ziel, die zukünftigen Bedürfnisse in angemessener Form in der Stadt zu erfüllen 
und für alle Haushaltsformen und Einkommensgruppen geeignete Wohnstandorte zu entwi-
ckeln.  

Der Wohnungsbaustandort ĂObere Warnowkanteñ ist im bisherigen Flªchennutzungsplan 
bereits als zu entwickelnder Wohnungsbaustandort dargestellt und stellt damit einen Bau-
stein zur Deckung des Wohnungsbedarfs der nächsten Jahre dar. 

Ausgehend von der zu erwartenden vorhergehend beschriebenen Entwicklung aus den Zie-
len des Regionalen Raumentwicklungsprogramms Region Rostock und der zu erwartenden 
Bevölkerungszunahme mit ihrer Entwicklungsdynamik in vielen Bereichen zeichnet sich je-
doch ab, dass die Wohnbaulandreserven des wirksamen FNP langfristig nicht ausreichen 
und eine Neuaufstellung des Flächennutzungsplans erforderlich wird. Als erster formaler 
Schritt dazu soll deshalb im 1.Quartal 2017 der Aufstellungsbeschluss vorbereitet werden.  

Beachtliche Verfahren  

Aufgrund der teilweisen Inanspruchnahme von Waldflächen entsprechend § 2 LWaldG M-V 
durch die nach Planung vorgesehene Bebauung und die Waldabstandsflächen, welche vor-
genannte Bebauung nach § 20 LWaldG M-V zusätzlich erfordert, wird für die betroffenen 
Flächen die Durchführung einer Waldumwandlung erforderlich. 

Nach § 15 Abs. 1 LWaldG M-V darf Wald nur mit vorheriger Genehmigung der Forstbehör-
den gerodet und in eine andere Nutzungsart überführt werden (Umwandlung). Einer Geneh-
migung bedarf es nicht, soweit Regelungen in einem Bebauungsplan oder einer städtebauli-
chen Satzung eine andere Nutzung vorsehen, zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses kein 
Wald nach § 2 bestand und seit dem Satzungsbeschluss weniger als zehn Jahre vergangen 
sind. Die Umwandlung von Staatswald ab einer Flächengröße von einem Hektar bedarf der 
Zustimmung der obersten Forstbehörde. 

Nach § 15 Abs. 3 sind bei der Entscheidung über einen Umwandlungsantrag die Belange der 
Allgemeinheit sowie die Rechte, Pflichten und wirtschaftlichen Interessen des Waldbesitzers 
gegeneinander und untereinander abzuwägen. Die Erfordernisse der forstlichen Rahmen-
planung sowie der Raumordnung und Landesplanung sind zu berücksichtigen. Die Geneh-
migung ist nach § 15 Abs. 4 zu versagen, wenn die Erhaltung des Waldes im überwiegenden 
öffentlichen Interesse liegt. 

Der Antragsteller ist zum Ausgleich der nachteiligen Folgen der Umwandlung verpflichtet. 
Insbesondere kann ihm die Aufforstung und Pflege einer anderen Fläche, die nicht Wald ist 
und die der umgewandelten Fläche nach Größe, Lage, Beschaffenheit und künftiger Funk-
tion gleichwertig werden kann (Ersatzaufforstung) sowie die Durchführung anderer Pflege-, 
Schutz- und Gestaltungsmaßnahmen aufgegeben werden. 
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Entsprechend § 15 Abs. 6 ist, soweit die nachteiligen Wirkungen einer ständigen oder befris-
teten Umwandlung nicht ausgeglichen werden können, eine Walderhaltungsabgabe zu ent-
richten. Die Walderhaltungsabgabe kann auch neben Ersatzmaßnahmen nach Absatz 5 ver-
langt werden. Die oberste Forstbehörde verwendet die Walderhaltungsabgabe zur Durchfüh-
rung von Maßnahmen nach Absatz 5 sowie zum hierfür erforderlichen Flächenerwerb. Sie 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Höhe dieser Abgabe und das Verfahren ihrer 
Erhebung zu regeln. Die Höhe ist nach der Schwere der Beeinträchtigung, dem Wert oder 
dem Vorteil für den Verursacher sowie nach der wirtschaftlichen Zumutbarkeit zu bemessen. 
In unbedeutenden Fällen kann von der Erhebung abgesehen werden. 

Aufgrund der unter Punkt 1 dieser Begründung dargelegten Ziele und Zwecke bzw. Grund-
züge der Planung lässt sich ein überwiegendes öffentliches Interesse an der Durchführung 
einer Waldumwandlung begründen. Eine detaillierte Güterabwägung ist unter Punkt 3.9.1 der 
Begründung vorgenommen. 

Im weiteren Verfahren sind mit der zuständigen Landesforstbehörde die nötigen Abstimmun-
gen zur Waldumwandlung zu führen und die entsprechend notwendigen Gutachten einzuho-
len. Weiterhin ist rechtzeitig vor Satzungsbeschluss der nötige Waldausgleich mit der zu-
ständigen Forstbehörde abzustimmen und zu sichern. 
 
2.1.3 Unverbindliche Vorgaben übergeordneter Planungen  
 

Landschaftsplan  

Der von der Bürgerschaft am 01.04.1998 und im Jahr 2013 aktualisierte, als Leitlinie und 
Zielorientierung für die Entwicklung von Natur und Landschaft in der Hansestadt Rostock 
beschlossene Landschaftsplan ist eine Rahmenvorgabe bei der Durchführung der Bauleit-
planung, aller Fachplanungen (einschließlich der landschaftspflegerischen Begleitpläne) und 
aller städtebaulichen Rahmenplanungen auf dem Gebiet der Hansestadt Rostock. Dem 
Landschaftsplan sind für das Plangebiet folgende Prämissen zu entnehmen: 

¶ Für das Bebauungsplangebiet selbst stellt der Landschaftsplan als Ziel den Schutz und 
Erhalt des Baumbestandes entlang der Pressentinstraße sowie der Klaus-Groth-Straße 
dar. Unmittelbar angrenzend werden mit der Landschaftsplanung folgende Ziele veran-
kert: 

¶ Schutz und Erhaltung des Waldes, die Entwicklung eines uferbegleitenden Weges für die 
Erholung, Schutz und Erhalt der kleingärtnerischen Nutzung an der Uferzone sowie den 
Erhalt der Wassersporteinrichtungen. 

Der Landschaftsplan gehört zu den Planungsgrundlagen, welche im Rahmen des Prozesses 
der Planaufstellung und der Abwägung zu berücksichtigen ist. Daher wird nachfolgend die 
Verträglichkeit der vorliegenden Planung mit den Zielstellungen und Aussagen des Land-
schaftsplans dargelegt. 

Zunächst einmal stimmt der vorgelegte B-Plan in den wesentlichen Punkten mit den Entwick-
lungszielen des Landschaftsplans überein; so wird der wesentliche Waldbestand erhalten, 
lediglich ein kleiner Teil der Waldfläche und zwar der infolge der langjährigen Brache der 
ehemalig durch die PGH ĂRohrleitungsbau Waterkantñ genutzten Flªche entstandene Vor-
wald entfällt. Der entfallende Waldbereich hatte aufgrund der Beschaffenheit und der Ein-
zäunung bis zuletzt keinerlei Erholungsfunktion, sodass diese unter Berücksichtigung des 
verbleibenden Waldbestands und des durch Umsetzung des B-Plans hinzukommendem öf-
fentlichem Kinderspielplatzes noch verbessert wird. Der entfallende Wald ist auch nicht Teil 
einer im Landschaftsplan dargestellten Biotopverknüpfung noch werden mit diesem andere 
Ziele verfolgt. Der uferbegleitende Weg aus dem Landschaftsplan wird ebenfalls aufgegriffen 
und soweit die geplante Trasse den Geltungsbereich quert, wird diese verbindlich festge-
setzt. Der B-Planentwurf greift ebenfalls das Planungsziel des Landschaftsplans auf, die Flä-
chen nordöstlich des Yachtclubs Warnow e.V. als Wohngebiet zu entwickeln. Der durch den 
Bebauungsplan beförderte Entfall eines Teils der Kleingärten widerspricht dem Landschafts-
plan nicht. Die Zielsetzung des Erhalts der Kleingärten ist laut Landschaftsplan auf die ver-



Hansestadt Rostock - Bebauungsplan Nr. 15.WA.178 ĂObere Warnowkanteñ - Begründung 
 

Seite - 14 - 

bleibende Fläche südwestlich des Plangebiets beschränkt (siehe hierzu Landschaftsplan 
HRO, Teilplan Entwicklungskonzept). Es verbleibt damit der Entfall einer untergeordneten 
Teilfläche eines Waldstücks von naturschutzfachlich begrenztem Wert, an das auch keine 
weiteren Ziele im Rahmen der Landschaftsplanung geknüpft sind. Dem gegenüber stehen 
die bekannten Belange der Stadtentwicklung und hier insbesondere die Schaffung dringend 
benötigten Wohnungsbaus an einem städtebaulich integrierten und infrastrukturell versorg-
ten und damit in besonderem Maße geeigneten Standort. Vorstehende Belange rechtfertigen 
eindeutig die vorstehend erläuterte geringfügige Abweichung von der Zielsetzung des Land-
schaftsplans.  

Vorstudien zum Bebauungsplan  

Das der Bürgerschaft zur Information vorgelegte Entwicklungskonzept 2020 Rostock Nordost 
(Hansestadt Rostock, 2008) sieht für das Plangebiet und dessen nähere Umgebung die Fort-
führung eines Ufer begleitenden Fuß- und Radwegs vor, welcher insbesondere die Erlebbar-
keit der Warnow verbessern soll. Weiterhin wird die Bildung eines Zentrums südlich des Kir-
chenplatzes zur Verbesserung der statteilbezogenen Infrastruktur empfohlen.  

Die Fortführung des uferbegleitenden Fuß- und Radwegs wird ebenfalls im verbindlichen 
Warnowuferkonzept thematisiert. Ziel ist es demnach, einen durchgehenden Fuß- und Rad-
weg entlang der Warnow zu schaffen. Eine Studie zum ĂUferwanderweg Gehlsdorfñ stellt 
dessen geplanten Verlauf dar.  

Zum Baugebiet ĂObere Warnowkanteñ wurden von der Hansestadt Rostock zwei Entwick-
lungsstudien in Auftrag gegeben.  

Die erste Studie ĂMachbarkeitsstudie zur Realisierbarkeit einer Wohnbebauung für die stadt-
eigene Fläche der ehemaligen PGH Waterkant in der Hansestadt Rostock ï Gehlsdorfñ wur-
de im März 2011 vorgelegt. Die Machbarkeitsstudie schlägt eine durchgehende Wohnbe-
bauung bis an den Gewässerschutzstreifen der Warnow heran, unter Einbeziehung der 
kompletten Kleingartenanlage, vor. Lediglich das Gelände des Yachtclubs Warnow e.V. wird 
ausgenommen. Dabei wird der dem Warnowufer zugewandte Bereich einer zweiten Baustu-
fe zugeordnet. In insgesamt vier Nutzungsvarianten werden verschiedene Erschließungs-
formen unter der Verwendung von Ring- und Stichstraßen aufgezeigt. An Gebäudetypen 
werden Stadthäuser mit zwei Geschossen sowie Stadtvillen mit drei Geschossen und zum 
Wasser hin luxuriöse Stadtvillen mit zwei Geschossen vorgeschlagen. Zu Baustruktur, Ge-
bäudekubatur und zu gestalterischen Fragen werden keine Aussagen getroffen. 
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Abbildung 1: Nutzungsvariante I (aus Machbarkeitsstudie ĂRealisierbarkeit Wohnbebauung Waterkant-Gelªndeñ 03/2011) 

Die zweite Studie Machbarkeitsstudie ĂObere Warnowkanteñ wurde im September 2012 fer-
tig gestellt. Auch diese Studie geht von zwei Bauabschnitten und von einer Bebauung des 
der Warnow zugewandten Bereichs, erst in einer 2. Stufe, aus. Der nordwestliche und süd-
östliche Teilbereich werden getrennt voneinander erschlossen. An Gebäudetypen werden 
Mehrfamilienhäuser als Stadtvillen und kurze Gebäuderiegel mit zwei bis drei Vollgeschos-
sen und Staffelgeschoss sowie Stadthäuser mit zwei Vollgeschossen vorgeschlagen. Die 
Aussagen zu Baustruktur, Kubatur und Gestaltung sind hier konkreter formuliert. So ist hier 
eine bandartige Grundstruktur mit Orientierung auf die Warnow vorgeschlagen, welche das 
bestehende städtebauliche Muster des südwestlich angrenzenden Siedlungsbereichs von 
Gehlsdorf aufnimmt. 

 

Abbildung 2: Diagramm angestrebte stªdtebauliche Struktur (aus Machbarkeitsstudie ĂObere Warnowkanteñ 09/2012)  
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Der auf Grundlage beider Machbarkeitsstudien entwickelte städtebauliche Entwurf wurde im 
Rahmen der Sitzungen des Gestaltungsbeirats am 07.06.2013 und am 13.12.2013 vorge-
stellt. In seiner Stellungnahme empfiehlt der Beirat, die lineare Ausrichtung der Gebäude an 
den zur Warnow hin orientierten Straßen- und Freiraumachsen, wie in den Abbildungen  2 
und 3 dargestellt, konsequent beizubehalten. Die sonstigen Anregungen des Gestaltungsbei-
rats fanden im weiteren Planungsprozess ebenfalls Beachtung. 

 

Abbildung 3: Perspektive städtebauliche Struktur (Machbarkeitsstudie ĂObere Warnowkanteñ 09/2012) 

Eine Darstellung und Erläuterung sämtlicher im Vorfeld und im Rahmen des Aufstellungsver-
fahrens zum Bebauungsplan Nr. 15.WA.178 ĂObere Warnowkanteñ untersuchter Planungsal-
ternativen erfolgt im Umweltbericht unter Kapitel ĂAnderweitige Planungsmºglichkeitenñ. 

 

2.2 Angaben zum Bestand 

 

2.2.1 Städtebauliche Ausgangssituation und Umgebung 
 

Das Plangebiet befindet sich im nördlichen Bereich des Ortsteils Gehlsdorf, in unmittelbarer 
Nähe des Ufers der Unterwarnow. Bei der Unterwarnow handelt es sich um ein Gewässer 1. 
Ordnung; zudem besitzt sie den Status einer Bundeswasserstraße.  

Das Plangebiet selbst ist von heterogener Struktur. Angrenzend an die Pressentinstraße, 
östliche Klaus-Groth-Straße und an den Kirchenplatz besteht eine Wohnbebauung in Form 
von bis zu dreigeschossigen Mehrfamilienhäusern direkt zum Straßenraum hin orientiert so-
wie von eingeschossigen Einfamilienhäusern in der 2. Reihe. Dahinter schließt sich das 
ehemalige Betriebsgelände der PGH Waterkant an, welches inzwischen vollständig beräumt 
ist. Das Plangebiet schließt einen kleinen Teil der Kleingartenanlage ĂHufe Vñ, welcher sich 
nordöstlich des die Anlage durchlaufenden Haupterschließungswegs befindet, ein. Im nord-
westlichen Bereich umfasst das Plangebiet bis zur Warnow hin die gesamte Waldfläche.  

Betrachtet man die nähere Umgebung, so stellt sich auch diese heterogen dar. Nach Norden 
hin setzt sich entlang der Pressentinstraße die im Plangebiet bestehende, straßenbegleiten-
de Bebauung mit einzelnen Wohnhäusern fort. Nördlich der Waldfläche besteht in ca. 250 m 
Entfernung eine Bootswerft mit insgesamt drei kleineren Produktionshallen und Verwal-
tungsgebäuden.  

Zwischen Plangebiet und Warnowufer erstreckt sich die Kleingartenanlage ĂHufe Vñ, welche 
entsprechend der Vorgaben des Bundeskleingartengesetzes kleinteilige, mit Hecken einge-
grünte Parzellen sowie einer Bebauung mit kleinen Gartenhäusern aufweist. Inmitten der 
Kleingartenanlage liegt das Gelände des Yachtclubs Warnow e.V.. Das Grundstück ist mit 
insgesamt sechs Gebäuden bzw. kleineren Hallen bebaut. Die umfangreichen Freiflächen 
dienen der Lagerung von Booten und als PKW-Stellplätze. Der nordöstlich der Pressentin-
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straße an das Plangebiet angrenzende Bereich ist von großmaßstäblichen Wohnzeilen aus 
den 60-iger Jahren des 20. Jahrhunderts mit bis zu drei Vollgeschossen und Dachgeschoss 
geprägt.  

Der südlich an das Plangebiet angrenzende Kernbereich des Stadtteils Gehlsdorf ist maß-
geblich im 19. Jahrhundert entstanden. Die seinerzeit umgesetzte villenartige Bebauung ist 
auch heute noch für den Stadtteil prägend. Das rasterartige Straßennetz, welches durch zur 
Warnow ausgerichtete Straßenzüge den Blick zum Wasser ermöglicht, ist ebenso erhalten, 
wie eine prägende straßenbegleitende Bebauung mit großvolumigen Einzelgebäuden mit in 
der Regel zwei Vollgeschossen und Dachgeschoss. Einzelne Bauvorhaben aus jüngster Zeit 
fallen durch große über den historischen Rahmen hinausgehende Baumassen und große 
Überbauungsgrade der Grundstücke auf. Die Blockinnenbereiche sind weitgehend frei von 
Bebauung gehalten und tragen zusammen mit dem bestehenden Großbaumbestand zu ei-
ner guten Durchgrünung des Stadtteils bei. 

  
2.2.2 Nutzung und Bebauung 
 

Längs der Pressentinstraße, des Kirchplatzes und der östlichen Klaus-Groth-Straße sind die 
Grundstücke durchgehend bebaut und im Allgemeinen mit einer Wohnnutzung belegt. Dabei 
bestehen direkt an der Pressentinstraße in der Regel größere Wohnhäuser mit ein bis zwei 
Vollgeschossen und mehreren Wohn- bzw. Nutzungseinheiten, während es sich bei der teil-
weise in der 2. Reihe bestehenden Bebauung vorgenannter Straßenzüge um Einfamilien-
häuser mit durchgehend einem Vollgeschoss handelt. Lediglich auf dem Grundstück Pres-
sentinstraße 3a besteht eine von der sonstigen Bau- und Nutzungsstruktur abweichende 
Bebauung. Anschließend an ein Hauptgebäude besteht hier eine durchgängige, hofbildende 
Bebauung aus ein- bis zweigeschossigen Nebengebäuden, welche als Grenzbebauung rea-
lisiert sind. Hier besteht eine gewerbliche Nutzung (Uhrenproduktion und Vertrieb), welche 
mit der umliegenden Wohnnutzung verträglich ist. Zudem wohnen die Betriebsinhaber im 
Hauptgebäude. 

Das den mittleren Bereich einnehmende ehemalige Betriebsgelände der PGH Waterkant ist 
komplett beräumt, entsiegelt und ohne aktuelle Nutzung. Zwischen dem ehemaligen Be-
triebsgelände und der Bebauung an der Klaus-Groth-Straße bestehen Kleingartenparzellen. 
Diese gehören zu der Kleingartenanlage ĂHufe Vñ; die beiderseitig des Yachtclubs Warnow 
e.V. bestehenden weiteren Kleingartenparzellen des Vereins grenzen im Südwesten an das 
Plangebiet an. Der nordwestliche Bereich des Plangebiets bis zur Warnow hin ist von Wald 
belegt. 

Zum Ausschluss möglicher Bodenbelastungen im Plangebiet erfolgte eine orientierende Un-
tersuchung (Gutachten zur Ermittlung der Bodenbelastung auf dem Betriebsgelände des 
ehemaligen Rohrleitungsbauers ĂWaterkantñ und der Aufsch¿ttungsflªche am Warnowufer, 
Dr. Tied & Cie GmbH, 1998). Aufgrund der ehemaligen Nutzung wurden die Boden- und 
Grundwasserproben auf BTEX (Summenparameter für Ethylbenzol, Benzol, Toluol, Xylol), 
PAK (polycyclische aromatische Kohlenwasserstoffe), LHKW (leichtflüchtige halogenierte 
Kohlenwasserstoffe) und ausgewählte Schwermetalle untersucht. Im Ergebnis vorstehender 
Untersuchungen bestehen für die Nachnutzung des ehemaligen Gewerbestandorts zum 
Wohngebiet keine Einschränkungen, die sich aus bekannten Boden- und Grundwasserbelas-
tungen herleiten lassen. Es ist jedoch nicht auszuschließen, dass zum Reliefausgleich des 
Geländes auch schadhafte Substanzen eingetragen wurden, die bisher unter versiegelten 
Flächen lagen und durch die Beräumung zutage getreten sind. Aufgrund des feinkörnigen bis 
bindigen Bodensubstrats wären in diesem Fall aber nur engräumig begrenzte Bodenkonta-
minationen zu erwarten. 

Informationen zu möglichen Kampfmittelbelastungen liegen nicht vor. 
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2.2.3 Soziale, verkehrliche und stadttechnische Infrastruktur 
 
Soziale Infrastruktur  

Das Plangebiet befindet sich in einem städtebaulichen Umfeld mit einer angemessenen so-
zialen Infrastruktur. 

Auf der gegenüberliegenden Seite der Pressentinstraße in unmittelbarer Nähe des Plange-
biets besteht mit ĂKindervilla Cordsñ eine Kindertagesstätte, eine weitere Einrichtung befindet 
sich in der Backbordstraße. Mit dem Kindergarten der Evangelischen Stiftung Michaelshof 
besteht seit 01.09.2015 im Umfeld des Plangebiets eine dritte Kinderbetreuungseinrichtung. 
Im Ergebnis der Analyse der demografischen Entwicklung für den Stadtteil Gehlsdorf ist fest-
zustellen, dass auf Grundlage der aktuellen Bevölkerungsprognose für die Hansestadt 
Rostock in der die, im Bereich des B-Plans, vorgesehene Wohnungsbauentwicklung Berück-
sichtigung fand, die Anzahl der Kinder und Jugendlichen im schulpflichtigen Alter in der Ge-
samtheit einen minimalen Anstieg (bis ca. 2020) aufweist, der sich aufgrund der prognosti-
zierten rückläufigen Entwicklung der zukünftigen Schulanfängerinnen und Schulanfänger 
(Altersgruppe 0 bis unter 6) jedoch in den Folgejahren (bis 2025) wieder abschwächen wird. 
Bezogen auf die Kita-Versorgung weisen die aktuellen Auslastungen der Bestandskinderta-
gesstätten in Gehlsdorf in der Pressentinstraße und in der Backbordstraße mit Stichtag 
08.09.2015 freie Kapazitäten auf. Zudem wurde zum 01.09.2015 der inklusive Kindergarten 
der Evangelischen Stiftung Michaelshof mit 15 Kindergartenplätzen in der Fährstraße eröff-
net. Die Platzkapazität wird in den Folgejahren entsprechend des Bedarfs unter Berücksich-
tigung der vorhandenen Räumlichkeiten ausgebaut. 

Zur schulischen Versorgung stehen im Stadtteil Gehlsdorf die kommunal getragene Gehls-
dorfer Grundschule, die kommunal getragene Fºrderschule ĂHeinrich-Hoffmann-Schuleñ 
(Schule mit dem Förderschwerpunkt Unterricht kranker Schülerinnen und Schüler) sowie die 
frei getragene Fºrderschule ĂMichaelschuleñ zur Verfügung. Vor dem Hintergrund der prog-
nostizierten demografischen Entwicklung des Stadtteils Gehlsdorf im Zusammenhang mit der 
geplanten Neuerrichtung von 160 bis 180 Wohneinheiten, entsprechend dem Bebauungs-
plan Nr. 15.WA.178, ist festzustellen, dass die wohnortnahe Beschulung für Schülerinnen 
und Schüler des Primarbereichs durch die vorhandenen räumlichen Kapazitäten an den 
kommunal getragenen Einrichtungen sichergestellt ist und für das Schüleraufkommen im 
Bereich der weiterführenden Schularten ein bedarfsgerechtes Angebot im angrenzenden 
Wohnumfeld vorliegt. Im Rahmen der Schulwahlfreiheit in der Hansestadt Rostock werden 
gesamtstädtisch betrachtet weiterführende Schulen punktuell vorgehalten. In den angren-
zenden Stadtbereichen Toitenwinkel und Dierkow-Neu befinden sich die Regionale Schule 
ĂOtto-Lilienthal-Schuleñ, die Integrierte Gesamtschule mit Regionaler Schule im Aufbau ĂBal-
tic Schuleñ sowie das Musikgymnasium ĂKªthe-Kollwitz-Gymnasiumñ f¿r die Beschulung ab 
dem Sekundarbereich I.  

Auf dem Gelände der Evangelischen Stiftung Michaelshof bestehen eine Aula und weitere 
Räumlichkeiten, die auch zu Gemeinschaftszwecken der Einwohner Gehlsdorfs zur Nutzung 
bereitstehen. Zwischen Plangebiet und Warnow gelegen befindet sich der Yachtclub 
Warnow e.V. Dieser leistet einen Beitrag zum Sport- und Freizeitangebot im nördlichen Orts-
bereich von Gehlsdorf einschließlich einer bestehenden Jugendabteilung. 

Ein umfassendes Angebot an Läden und Dienstleistern des täglichen Bedarfs besteht längs 
der Pressentinstraße. 
 
Verkehrliche Infrastruktur  

Motorisierter Individualverkehr 

Die äußere Straßenanbindung des Plangebiets erfolgt über die Pressentinstraße, die davon 
abzweigende Klaus-Groth-Straße sowie eine von der Pressentinstraße weiter nördlich, zwi-
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schen den Gebäuden Pressentinstr. 11 und 12 abzweigende Zufahrt, welche den Yachtclub 
Warnow e. V. sowie die Kleingartenanlage Hufe V erschließt  

Die Pressentinstraße und in deren südöstlicher Verlängerung die Fährstraße und Gehlshei-
mer-Straße verbinden in ihrer Funktion als Sammelstraßen den Stadtteil Gehlsdorf mit den 
benachbarten, einwohnerstarken Stadtteilen Toitenwinkel, Dierkow, dem Stadtkern sowie mit 
dem überörtlichen Straßennetz. Vorgenannte Straßen verfügen über beidseitige Gehwege.  

Die innere Erschließung der Fläche erfolgt zurzeit über eine von der Pressentinstraße kom-
menden ca. 3,5 m breiten befestigten Zufahrt, welche den nördlichen Teilbereich der Klein-
gartenanlage und den Yachtclub Warnow e.V. anbindet. Der südliche Teilbereich des Klein-
gartenanlage ĂHufe Vñ wird ¿ber einen ebenfalls ca. 3,5 m breiten unbefestigten Weg von der 
Klaus Groth-Straße aus erschlossen.  

Öffentlicher Personennahverkehr 

Das Plangebiet ist an das Busnetz der RSAG angeschlossen. Die Linien 15 und 45 verbin-
den den Stadtteil Gehlsdorf mit der Innenstadt, dem Seehafen sowie durch den Warnowtun-
nel auch mit den nordwestlichen Stadtteilen Rostocks. Tagsüber verkehrt der Bus im 20-
Minuten-Takt. Bushaltestellen befinden sich in unmittelbarer Nähe des Plangebiets an der 
Pressentinstraße in Höhe Kirchenplatz und nördlich des Plangebiets Höhe Schöffenweg. 

Als zusätzliches Angebot zum Erreichen der Innenstadt verkehrt eine Personenfähre zwi-
schen dem Anleger Landreiterstraße in ca. 500 m Entfernung vom Plangebiet und dem An-
leger Kabutzenhof welcher ca. 1 km vom Stadtzentrum entfernt ist. 

Fuß- und Radwegenetz 

Entlang des Warnowufers vom Fähranleger aus in östlicher Richtung verläuft ein Fuß- und 
Radweg, dessen Fortführung in Richtung des Plangebiets zwar geplant bisher aber noch 
nicht hergestellt ist. 

Ansonsten bestehen im Plangebiet und dessen unmittelbarer Umgebung straßenbegleitende 
Gehwege. 
 
Stadttechnische Infrastruktur  

Die bebauten Teilbereiche längs Pressentinstraße, Klaus-Groth-Straße sowie Kirchenplatz 
sind medientechnisch bereits voll erschlossen. Aufgrund der städtebaulich integrierten Lage 
des Plangebiets sind auch für den noch zu entwickelnden Bereich die Grundvoraussetzun-
gen für eine Erschließung mit sämtlichen Ver- und Entsorgungsmedien gegeben. 

So bestehen im Straßenraum von Pressentinstraße, Klaus-Groth-Straße und Kirchenplatz 
durchgängig Hauptver- und Entsorgungsleitungen für eine Entsorgung im Trennsystem mit 
Schmutz- und Regenwasserkanalisation sowie für Trinkwasser, Gas, Strom und Telekom-
munikation. Die Löschwasserversorgung erfolgt über Hydranten des Wasserversorgungsnet-
zes. 

Eine den Erfordernissen entsprechende Straßenbeleuchtung ist im Bereich der bestehenden 
Nutzungen an Pressentinstraße, Klaus-Groth-Straße sowie am Kirchenplatz gegeben. Für 
den übrigen zu entwickelnden Bereich besteht bisher keine durchgängige Straßenbeleuch-
tung. Diese ist im Rahmen der Realisierung der Straßenerschließung neu herzustellen. 

 
2.2.4 Eigentumsverhältnisse 
 
Das Eigentum im Geltungsbereich gliedert sich in privates Eigentum, welches die Flurstücke 
längs der Pressentinstraße, der Klaus-Groth-Straße und dem Kirchenplatz umfasst sowie in 
Eigentum der Hansestadt Rostock, welches alle übrigen Flächen erfasst.  

Zu den Flächen im Eigentum der Hansestadt Rostock gehört neben derjenigen des ehemali-
gen Betriebs PGH Waterkant ein schmales Flurstück zwischen dem ehemaligen Betriebsge-
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lände und der Pressentinstraße. Die im nordwestlichen Teil des Geltungsbereiches liegende 
Waldfläche befindet sich ebenfalls im Eigentum der Hansestadt Rostock. Weiterhin gehören 
der Stadt die Flªchen der Kleingartenanlage ĂHufe Vñ, welche über den Geltungsbereich hin-
aus sich auch auf Flächen südwestlich des Plangebiets erstrecken. Für diese Flächen be-
steht ein Generalpachtvertrag der Stadt mit dem Verband der Gartenfreunde der Hansestadt 
Rostock e.V.. Bei einer möglichen Kündigung ist eine entsprechende Entschädigung nach 
den Regelungen des Bundeskleingartengesetzes fällig. Die übrigen, zwischen Geltungsbe-
reich und Warnow gelegenen Flächen befinden sich ebenfalls im Eigentum der Hansestadt 
Rostock und sind an den Yachtclub Warnow e.V. und den Sportfischer- und Castingclub e.V. 
auf unbestimmte Zeit vermietet. 

Die in Privateigentum befindlichen Flächen umfassen die Flurstücke 65/9, 65/11, 65/12, 
65/13, 65/14, 65/15, 65/22, 114/1, 115/1, 116/1, 116/2, 117, 118/1, 118/2, 119/2, 119/3, 120, 
121, 122/1, 122/2, 293/1, 293/2, 294/1, 295, 296/1, 296/2, 297/1, 297/2, 297/3, 299/1, 299/2, 
300/3, 300/4, 300/5 der Gemarkung 132231/Gehlsdorf,  Flur 1. 

Die im Eigentum der Hansestadt Rostock befindlichen Flächen umfassen die Flurstücke, 
64/48, 64/49, 65/17, 65/19, 65/20 und die dem Geltungsbereich zugehörigen Teile der Flur-
stücke 64/47, 66/1, 65/23, 301/2 und 455 der Gemarkung 132231/Gehlsdorf, Flur 1. 

 

3 PLANUNGSINHALTE 
 

Der Bebauungsplan baut inhaltlich auf dem städtebaulich-funktionalen Konzept der zweiten 
Machbarkeitsstudie von September 2012 auf.  

Kern der städtebaulichen Ordnung ist demnach die zur Warnow hin orientierte Bebauung, 
welche sich zeilenartig an den Erschließungsstraßen aufreiht. Hierdurch bleiben Ausblicke 
auf das Wasser in den Straßen- und Freiraumachsen erhalten. 

Weiterhin werden die in der zweiten Machbarkeitsstudie vom September 2012 vorgeschla-
gene Nutzungsart in Form einer Wohnnutzung, die Haustypen in Form von Stadt-
(reihen)häusern und Geschosswohnungsbau sowie die vorgeschlagenen Gebäudekubaturen 
übernommen. Im Sinne einer flexiblen Entwicklungsmöglichkeit des Standorts wird eine Be-
bauung sowohl mit Geschosswohnungsbau wie auch mit Stadthäusern im gesamten neu zu 
entwickelnden Teilbereich ermöglicht. Beidseitig der neuen Haupterschließung wird eine Be-
bauung von bis zu 3 Geschossen und Staffelgeschoss ermöglicht, sodass sich hier der städ-
tebauliche Schwerpunkt ausbildet. Zur Warnow hin erfolgt dagegen eine Abstufung zu einer 
Bebauung mit maximal zwei Geschossen zuzüglich Staffelgeschoss. Sämtliche Bebauung im 
neu zu entwickelnden Bereich wird auf Flachdächer mit max. 17° Neigung beschränkt. 

Ein im Aufstellungsverfahren wesentlicher zu behandelnder Punkt ist die Frage einer ange-
messenen Erschließung. Hierzu wurden bereits in den dem Aufstellungsverfahren vorausge-
henden Machbarkeitsstudien Alternativen untersucht und auch während der eigentlichen 
Entwurfserarbeitung wurde die Alternativenprüfung fortgesetzt. Unter Berücksichtigung sämt-
licher maßgeblicher Belange hat sich eine Erschließung mit durchgehender Haupterschlie-
ßungsstraße (Planstraße A) mit zwei äußeren Anbindungspunkten, sowohl an der Pressen-
tin- als auch an der Klaus-Groth-Straße, als Vorzugslösung gezeigt. Auf diese Weise teilt 
sich der Zu- und Abfahrtsverkehr gleichmäßig auf beide Anbindungspunkte auf, was gegen-
über einer Einzelanbindung Vorteile bei der Gewährleistung des Verkehrsflusses und der 
Verkehrssicherheit sowie der Funktionsfähigkeit im Rettungs- und Havariefall bietet. Ebenso 
forteilhaft ist die gewählte Lösung im Hinblick auf den Immissionsschutz, da sich durch Auf-
teilung des Verkehrs auch die Immissionsmehrbelastungen verteilen und in dessen Folge in 
allen Bereichen zu keinen erheblichen Pegelsteigerungen führen. Weiterhin hat sich im 
Rahmen der Alternativenprüfung gezeigt, dass eine Trassierung der Haupterschließung ent-
lang der rückwärtigen Bereiche südwestlich der Pressentinstraße gelegenen Grundstücke 
anderen Lösungen vorzuziehen ist. Insbesondere wird auf diese Weise eine Erschließung 
der hinteren Bereiche ebendieser Grundstücke und damit auch eine bauliche Entwicklung 
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ermöglicht. Gleichzeitig ergeben sich im Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung keine 
planungserheblichen negativen Auswirkungen gegenüber der Bestandsbebauung. 

Für den bereits bebauten Bereich werden Regelungen getroffen, welche einerseits die bishe-
rige Bau- und Nutzungsstruktur sowie deren Entwicklungen würdigen, gleichzeitig aber der 
städtebaulichen Ausgangssituation und den mit dem Bebauungsplan verfolgten Zielstellun-
gen zuwiderlaufenden Entwicklungen entgegenwirken. Durch abgestimmte Festsetzungen 
zu Bestands- und neu zu bebauendem Bereich, insbesondere zu Art und Maß der baulichen 
Nutzung, wird ein verträgliches Ortsbild gesichert. Zudem wird auf diese Weise Nutzungs-
konflikten zwischen Alt und Neu vorgebeugt. 

In dem durch den vorliegenden Bebauungsplan überplanten Bereich des angrenzenden Be-
bauungsplans Nr. 15.W.99 ĂGehlsdorfer Norduferñ werden die Festsetzungen des B-Plans 
Nr. 15.W.99 übernommen. Dies gilt auch für die grünordnerischen Festsetzungen, soweit 
diese noch nicht umgesetzt wurden bzw. noch relevant sind. 

 

3.1 Art der baulichen Nutzung 
 

Entsprechend der vorrangigen Zielstellung der Planung, der Schaffung von qualitätsvollem 
Wohnraum und der aktuellen Nachfrage an Wohnraum, erfolgt die Festsetzung der Bauge-
biete als Allgemeine Wohngebiete (WA) entsprechend § 4 der Baunutzungsverordnung 
(BauNVO).  

Durch die Festsetzung dieser Wohngebietskategorie ist einerseits das Wohnen als bestim-
mende Kernnutzung gesichert, andererseits werden auch mit dem Wohnen verträgliche er-
gänzende Nutzungen zur Versorgung des Baugebiets ermöglicht, wie z.B. nicht störende 
Handwerksbetriebe und in untergeordneten Umfang auch nicht störende Gewerbebetriebe. 
Dies kann zur Versorgung des Planungsgebiets und auch zu dessen Belebung beitragen.  

Die Versorgung der neu hinzukommenden Wohnbevölkerung, gerade auch mit Waren und 
Dienstleistungen des täglichen Bedarfs einschließlich entsprechender Handwerksdienstleis-
tungen, kann in erster Linie standortnah durch bestehende Einrichtungen im Bereich der 
Pressentinstraße gedeckt werden. Weiterhin steht den neuen Bewohnern das in Gehlsdorf 
vorhandene Angebot an sozialen, kirchlichen, kulturellen, gesundheitlichen und sportlichen 
Einrichtungen zur Verfügung. Entsprechend wird es als Aufgabe des vorliegenden Bebau-
ungsplans gesehen, die Möglichkeit einzuräumen, dazu ergänzende Angebote ansiedeln zu 
können. Dieser Anforderung wird mit der Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebiets ent-
sprochen, soweit die entsprechenden Nutzungsarten nicht explizit ausgeschlossen werden. 

An Nutzungen werden dabei allgemein zugelassen: 

- Wohngebäude, 

- die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften 
sowie nicht störende Handwerksbetriebe, 

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

Ausnahmsweise werden zugelassen: 

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe. 

Nicht zugelassen werden: 

- Anlagen für Verwaltungen,  

- Gartenbaubetriebe und  

- Tankstellen. 

Der grundsätzliche Ausschluss der in § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zugelassenen 
Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen erfolgt in Anbetracht der ge-
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gebenen Erschließungssituation sowie der angestrebten Kernnutzung und damit verbunde-
nen immissionsfachlichen Anforderungen. Der Standort ist abseits von Hauptverkehrsachsen 
sowie des Stadtzentrums weder für Tankstellen noch für Verwaltungsgebäude geeignet. 
Vorstehende Einrichtungen bringen zudem einen erheblichen Kunden-, Mitarbeiter- und Lie-
ferverkehr mit größeren Fahrzeugen mit sich. Das würde einem erheblichen Mehraufwand 
bei der Herstellung der Erschließung in Form von größeren Straßenquerschnitten, Kurvenra-
dien und vermehrten Stellplatzangeboten mit sich bringen; zum anderen würde es der ange-
strebten wohngebietsgerechten, sparsamen und verkehrsberuhigten Erschließungsgestal-
tung zuwiderlaufen. Weiterhin würden für die zusätzlichen verkehrstechnischen Anforderun-
gen erhebliche Flächen benötigt, die der Umsetzung der vorgesehenen Kernnutzung verlo-
ren gingen. Zudem würde der zusätzliche PKW- und Güterverkehr zu höheren Immissions-
belastungen führen, was mit der angestrebten hochwertigen Wohnqualität nicht vereinbar ist.  

 

3.2 Maß der baulichen Nutzung 
 

In Anbetracht des erheblichen Wohnbedarfs, der Anforderung eines sparsamen Umgangs 
mit Grund und Boden gerade an siedlungsintegrierten Standorten sowie der umgebenden 
verdichteten Siedlungsstruktur, wird eine verdichtete Bebauung des Plangebiets angestrebt. 

Die Festsetzung der Grundflächenzahl (GRZ) erfolgt differenziert nach Teilbereichen ent-
sprechend der jeweiligen situativen und nutzungsbezogenen Anforderungen.  

Im Bereich der Bestandsbebauung längs der Pressentinstraße, der östlichen Klaus-Groth-
Straße und des Kirchenplatzes wird die Größe der maximal zulässigen GRZ einerseits in 
Ableitung von der Bestandssituation und andererseits unter Berücksichtigung einer auch im 
Hinblick auf den bestehenden erheblichen Wohnungsbedarf angemessenen quantitativen 
Entwicklungsmöglichkeit, bei gleichzeitiger Gewährleistung einer weiterhin aufgelockerten 
Bebauung mit für ein Wohngebiet angemessenen Grünanteil, festgesetzt. Die straßenbeglei-
tende Bebauung ist geprägt durch größere Wohngebäude, welche durch ihr Volumen den 
Straßenraum gut fassen. Lediglich die Gebäude Klaus-Groth-Straße 2c, 2e und 2g wurden 
zu DDR-Zeiten als Einfamilienhäuser ohne Bezug zur Maßstäblichkeit der von den Gründer-
zeitvillen geprägten Umgebung errichtet und stellen somit in Nutzungsmaß und Höhenent-
wicklung eine atypische Bebauung dar. Durch einheitliche Festsetzung des Maßes der bauli-
chen Nutzung sowie der zulässigen Höhenentwicklung mit dem übrigen Baugebiet WA 4 
wird für die zukünftige Entwicklung eine dem Standort gerecht werdende bauliche Dichte 
ermöglicht. Entsprechend wird die GRZ in Anlehnung an die Bestandsbebauung und unter 
Ausnutzung der nach § 17 Abs. 1 BauNVO festgelegten Obergrenze für ein Allgemeines 
Wohngebiet durchgehend mit 0,4 festgesetzt.  

Dahinter ist auf insgesamt 7 von 17 Grundstücken eine Bebauung in 2. Reihe (WA 3), teils 
bereits in der Entstehungszeit des Siedlungsbereichs, teilweise in späterer Zeit entstanden. 
Die bestehende hofseitige Bebauung ordnet sich, mit Ausnahme vom Gebäude Pressentin-
straße 3a größenmäßig den Haupthäusern klar unter und fügt sich damit verträglich in die 
Siedlungsstruktur ein. Daher soll ermöglicht werden, in dem maßgebenden Rahmen der bis-
her schon realisierten Vorhaben auch weitere Vorhaben in der 2. Reihe umzusetzen. Für 
diese rückwärtige, direkt an den stark verdichteten straßenorientierten Bereich angrenzende 
Zone wird aber angestrebt, die Bebauung weniger dicht zu entwickeln. Auf diese Weise soll 
für die Grundstücke insgesamt eine begrenzte Überbauung entsprechend der Umgebungssi-
tuation gesichert werden. So werden gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie eine 
hinreichende Durchgrünung des Quartiers gesichert. Die Grundfläche wird hier entsprechend 
auf 0,25 beschränkt. Die Bestandssituation des Gebäudes Pressentinstraße 3a ist über den 
gegebenen Bestandsschutz hinreichend gewahrt. Im Bereich des Baugebiets WA 6 besteht 
aufgrund des dort einzuhaltenden Waldabstands und der draus resultierenden nicht gegebe-
nen Voraussetzung für die Ermöglichung einer Bebauung in 3. Reihe, der Lage des Grund-
stücks an der zukünftigen nördlichen Baugebietszufahrt sowie aufgrund der bestehenden 
größeren Wohnhäuser auf der gegenüberliegenden Seite der Planstraße A (Pressentinstra-
ße 12a) eine Sondersituation. In deren Würdigung wird hier für das gesamte Baugebiet eine 
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Grundflächenzahl von 0,25 festgesetzt. Damit wird insgesamt eine angemessene Bebauung 
bei geleichzeitiger Sicherung der städtebaulichen Zielsetzung einer gegenüber der 1. Reihe 
reduzierten Bebauungsdichte erreicht. 

Für den neu zu bebauenden Bereich am südwestlichen Rand und in der Mitte des Geltungs-
bereichs (südwestlich der zentralen neuen Erschließungsachse Planstraße A einschließlich 
WA 2.9 südöstlich Planstraße A) wird die GRZ bei den Baugebieten, welche für eine verdich-
tete Bauweise in Form von Geschosswohnungsbau bzw. für eine Reihenhausbebauung vor-
gesehen sind, unter Ausnutzung der Obergrenze nach § 17 Abs. 1 BauNVO auf 0,4 festge-
setzt. Für den im Übergang zur Bestandsbebauung geplanten Bereich (nordöstlich Planstra-
ße A) ist eine Bebauung in kleinteiligen Baufenstern in Verlängerung der Gebäudezeilen auf 
der anderen Seite der Planstraße A und damit in einer geringeren Verdichtung vorgesehen. 
Entsprechend wird hier die GRZ auf 0,3 beschränkt. 

Für sämtliche Baugebiete wird zudem eine Geschossflächenzahl (GFZ) festgesetzt, um auch 
die Intensivität der Nutzung und die daraus folgenden Beeinträchtigungen wie Verkehrsbe-
lastung, Anforderungen an Stellplätze und sonstige Wohnfolgeinfrastrukturen steuern zu 
können. Für den für einen verdichteten Geschosswohnungsbau vorgesehenen Bereich im 
Kern des Plangebiets südwestlich der Planstraße A einschließlich des Baugebiets WA 2.9 
südöstlich Planstraße A wird die nach § 17 Abs. 1 BauNVO vorgegebene Obergrenze für die 
GFZ von 1,2 ausgenutzt. Hier ist eine verdichtete Bebauung von drei Vollgeschossen zuzüg-
lich Staffelgeschoss vorgesehen. In den übrigen neu zu bebauenden Bereichen ist eine ent-
sprechend den Nutzungserfordernissen niedrigere GFZ zwischen 0,8 und 1,07 vorgegeben. 
In den bereits bebauten Bereichen orientiert sich die GFZ an der Bestandssituation, wobei 
das vorgegebene Maß sich an der historischen Bausubstanz orientiert und hinter der GFZ 
einiger realisierter Vorhaben neuster Zeit zurückbleibt. Damit wird eine zu starke Inan-
spruchnahme der Grundstücke verhindert, ebenso die Entstehung zu großer, mit dem städ-
tebaulichen Umfeld unverträglicher baulicher Kubaturen. Die bei der Festsetzung der Grund-
flächenzahl vorgenommene Differenzierung des Nutzungsmaßes wird auch bei der Festset-
zung der Geschossflächenzahl aufgenommen; so erfolgt für die von der Pressentinstraße 
aus gesehene Bebauung in der ersten Reihe (WA 4) die Festsetzung einer mit 1,0 deutlich 
höheren Grundflächenzahl als für die dahinterliegende Bebauung (WA 3 und WA 6) mit 0,4. 

Der Standort liegt erhöht über dem Warnowufer und ist damit von der gegenüberliegenden 
Uferseite gut einsehbar, sodass einer Regelung der Höhen insbesondere für den dem Was-
ser zugewandten neu zu entwickelnden Bereich besondere Bedeutung zukommt. Da der neu 
zu entwickelnde Bereich noch nicht durchgehend erschlossen ist, wird ein Bezug auf vor-
handene Bezugshöhen wie Straßen und Wege schwierig. Die Höhenfestsetzungen im Be-
bauungsplan werden daher auf HN bezogen. Auch wenn im Bebauungsplan die Höhenan-
gaben auf HN bezogen sind, wird bei nachfolgenden Erläuterungen zu den erfolgten Fest-
setzungen von Gebäudehöhen zum besseren Verständnis auf das Geländeniveau Bezug 
genommen.  

Durch Festsetzung von minimal und maximal zulässigen Gebäude(gesamt)höhen wird der 
Einordnung der neu hinzukommenden Bebauung in die Ortsstruktur und die Stadtsilhouette 
Sorge getragen. Die festgelegte maximale Höhe von ca. 13,5 m über zukünftigem Gelän-
deniveau für den neu zu entwickelnden verdichteten Kernbereich ermöglicht bis zu drei Ge-
schosse zuzüglich Staffelgeschoss. Die festgesetzte Obergrenze von ca. 10,25 m über Ge-
ländeniveau für den südwestlich daran angrenzenden Bereich zur Warnow sowie den Be-
reich nordöstlich der Haupterschließung ermöglicht zwei Geschosse, zuzüglich Staffelge-
schoss. In beiden Fällen wird eine die Flachdachflächen einfassende Attika in der Bemes-
sung mit berücksichtigt. Durch die gleichzeitige Regelung von Mindesthöhen wird zudem 
Sorge getragen, dass die vorgesehene verdichtete Bebauung umgesetzt und somit ein spar-
samer Umgang mit Grund und Boden gesichert wird. Zudem werden auch unharmonische 
Höhensprünge, die über ein Geschoss hinausgehen, vermieden. Die Mindesthöhe beträgt für 
den geplanten verdichteten Kernbereich ca. 9,25 m über Geländeniveau, sodass hier bei der 
Annahme geläufiger Geschosshöhen mindestens drei Geschosse zu realisieren sind. In dem 
westlich angrenzenden Bereich, zur Warnow orientiert, sowie für den Bereich nordöstlich der 
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Haupterschließung sichert eine festgelegte Mindesthöhe von 6,25 m über Geländeniveau 
mindestens zwei Geschosse. 

Für den Bereich mit bestehender Bebauung sollen im Hinblick auf den Gebietscharakter ne-
ben Gebäuden mit Flachdächern auch solche mit geneigten Dächern, entsprechend der 
überwiegenden Bestandsbebauung, ermöglicht werden. Die traditionelle Villenbebauung des 
Umfelds weist in der Regel zwei Vollgeschosse auf sowie ein hohes Dachgeschoss, welches 
bei einigen Gebäuden als Mansardgeschoss ausgebildet ist. Es bestehen auch eingeschos-
sige historische Gebäude, jedoch entsprechen diese aufgrund der großen Geschosshöhen 
und Drempel in der Höhenentwicklung eher modernen zweigeschossigen Gebäuden. Ent-
sprechend erfolgt die Festsetzung von maximalen und teilweise auch minimalen Traufhöhen 
sowie einer maximalen Gebäudehöhe. So wird längs des von größeren, zwei bis dreige-
schossigen Gebäuden geprägten Straßenraums durch Festsetzung einer Spanne von 6,25 
bis 10,25 m über Geländeniveau für die Traufhöhe eine Bebauung mit mindestens zwei Ge-
schossen gesichert, gleichzeitig eine Bebauung mit mehr als drei Vollgeschossen ausge-
schlossen. Die zusätzliche Festsetzung der maximalen Gebäudehöhe auf 13,5 m über Ge-
ländeniveau orientiert sich ebenso am Bestand im Geltungsbereich sowie dem südlich an-
grenzenden Kernbereich des Stadtteils Gehlsdorf und hier an der die Gegend prägenden 
Villenbebauung. Die festgesetzte Gebäudehöhe gewährleistet zusätzlich eine höhenmäßige 
Einordnung neu hinzukommender Bauvorhaben in das bestehende Straßen- und Ortsbild. 

Eine Bebauung in 2. Reihe soll, wie bereits begründet, im Rahmen der bisher realisierten 
Vorhaben ermöglicht werden. Neben den bereits realisierten Typen mit Sattel- und Walm-
dach sollen auch moderne Haustypologien mit zusätzlichem Staffelgeschoss ermöglicht 
werden. Entsprechend wird hier eine maximale Traufhöhe von 7,0 m und eine maximale Ge-
bäudehöhe von 8,5 m über Geländeniveau festgelegt. 

Auf Dächern angebrachte Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie weisen zum Teil erhebli-
che Systemhöhen auf, nehmen gleichzeitig große Anteile der Dachflächen ein und führen 
damit zu einer deutlichen Vergrößerung der Gebäudehöhen insgesamt. Da eine Höhenent-
wicklung über die Festgesetzten maximalen Gebäudehöhen hinaus eine Integration in das 
bestehende Ort- und Landschaftsbild nicht mehr sicherstellt, wird eine Überschreitung der 
festgesetzten maximalen Höhen durch Solaranlagen ausgeschlossen. 

Um eine angemessene Einfügung der Gebäude mit zusätzlichem Staffelgeschoss in die von 
geneigten Dächern geprägte Umgebung zu erreichen, wird zudem für sämtliche Baugebiete 
festgesetzt, dass das oberste Geschoss maximal 2/3 der Fläche des darunterliegenden Ge-
schosses in der Grundfläche einnehmen darf. 

 

3.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche 
 

Die gegebene Bestandssituation im Planungsgebiet sowie in der näheren Umgebung zeigt 
durchgehend eine offene Bebauung, welche zudem charakteristisch für den gesamten Orts-
teil Gehlsdorf ist. Neben den insgesamt in der Umgebung dominierenden großvolumigen 
Einzelhäusern bestehen wenige Doppelhäuser. Entsprechend wird eine offene Bebauung für 
den gesamten Geltungsbereich festgesetzt.  

Im neu zu entwickelnden Bereich sind längs der Anliegerstraßen im Sinne einer flexiblen 
Gestaltungsmöglichkeit lange zusammenhängende Baufenster festgesetzt. Lediglich südöst-
lich der nordwestlichen Planstraße D ist das Baufenster zwecks Erhalts der dort bestehen-
den großkronigen Solitärbäume auf einer angemessenen Breite unterbrochen. Durch die 
Festlegung einer offenen Bauweise ist sichergestellt, dass eine Unterteilung in jeweils zwei 
oder mehr getrennte Gebäudekubaturen erfolgt. Auf der nordöstlichen Straßenseite der 
Planstraße A soll eine kleinteilige Bebauung die längs der Planstraßen C und D entwickelten 
Zeilenstrukturen aufnehmen und gleichzeitig gegenüber der von Einzelhäusern geprägten 
Bebauung an der Pressentinstraße, vermitteln. Hier wird durch entsprechende begrenzte 
Dimensionierung der Baufenster eine kleinteilige Bauweise gesichert, welche in Folge nur 
eine offene Bauweise in Form von Einzel- und Doppelhäusern zulässt. Die Flurstücke 119/1 
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und 119/2 gingen aus einer Teilung eines ehemaligen großen Grundstücks hervor, mit der 
Folge, dass deren Breite von nur noch 13 m in Anbetracht der festgesetzten überbaubaren 
Grundstücksflächen und des einzuhaltenden Grenzabstands keine sinnvolle eigenständige 
Bebauung mehr ermöglicht. Daher wird für diesen Teilbereich eine abweichende Bauweise 
in der Form festgesetzt, dass an die Grenze zwischen den Flurstücken 119/1 und 119/2 an-
gebaut werden kann, vorausgesetzt, dass das Vorhaben im Rahmen der festgesetzten über-
baubaren Grundstücksfläche errichtet wird. 

Der bebaute Bereich entlang der Pressentinstraße aber auch an Kirchenplatz und Klaus-
Groth-Straße ist von meist großvolumigen Einzelhäusern geprägt. Lediglich ein Doppelhaus 
besteht in diesem Bereich (Pressentinstraße 7 und 8). In dem südlich an das Plangebiet an-
grenzenden zentralen Bereich von Gehlsdorf bestehen ebenfalls nur wenige Doppelhäuser. 
Allerdings fügen sich die Doppelhäuser gut in die Gesamtstruktur ein, sodass auch der Be-
bauungsplan diese neben den Einzelhäusern für o.g. bebaute Bereiche zulässt. Für die wei-
terhin ermöglichte Bebauung in 2. Reihe erfolgt eine Beschränkung auf Einzelhäuser, 
wodurch in Kombination mit dem gegenüber der 1. Reihe festgelegten geringeren Maß der 
baulichen Nutzung, Kleinteiligkeit und geringe Verdichtung abgesichert werden soll. In den 
neu zu bebauenden Teilbereichen halten die Baufenster zu den Wohnstraßen und Wohnwe-
gen einen Abstand von 6,0 m. Auf diese Weise soll eine großzügige Dimensionierung der 
Straßenräume gesichert und damit auch eine entsprechende Grüngestaltung dieser öffent-
lich wahrzunehmenden Räume ermöglicht werden. Nordöstlich der Planstraße A ist der Ab-
stand der Baufenster zur Straßenraumbegrenzung mit 7,0 m größer. Hiermit wird der mögli-
chen Anlage von Terrassen zur Straße hin Rechnung getragen, da hier die Straßenseite die 
Südwestseite ist. 

Die Dimensionierung der Baufenstertiefen ist so vorgenommen, dass sich für die jeweils an-
gestrebten Nutzungen ein hinreichender Gestaltungsspielraum eröffnet.  

So ermöglicht eine Baufenstertiefe von bis zu 18,0 m im neu geplanten Bereich, westlich der 
Planstraße A (WA1 und WA2), die Ausbildung individueller Gebäudekonzeptionen bzw. 
Grundrissgestaltungen. Gerade für diese Bereiche bleibt genügend Spielraum um z.B. bei 
einer Stadthausbebauung die Einordnung von Garagen oder Abstellräumen in den Erdge-
schossen zu ermöglichen sowie eine abwechslungsreiche Bebauung mit verschiedenen Ge-
bäudetiefen bzw. Kubaturen.  

Ebenerdige Terrassen sind, soweit sie baulich mit dem Wohnhaus verbunden sind, Teil der 
Hauptnutzung, obwohl sie baulich kaum in Erscheinung treten. Um großzügige, dem geho-
benen Wohnstandort entsprechende Terrassen auch bei begrenzter Tiefe der Baufenster zu 
ermöglichen, wird eine Überschreitung der Baulinien und Baugrenzen für nicht überdachte 
Terrassen bis maximal 3 m zugelassen.  

Grundsätzliches Gestaltungsprinzip des neu zu entwickelnden Wohnquartiers ist die Ausrich-
tung der Gebäudereihen in Richtung der Warnow. Um diese Ausrichtung zu unterstützen, ist 
eine Anordnung der zum Straßenraum orientierten Fassaden im Bereich der zum Wasser hin 
orientierten Wohnstraßen- und Wege in einer Flucht geboten. Entsprechend werden die vor-
deren Begrenzungen der Baufenster als Baulinien festgesetzt. Eine weitere Baulinie erfolgt 
für die Straßenseiten der kleinen Baufenster nordöstlich der Planstraße A. Hiermit wird be-
zweckt, dass obwohl die Bebauung in kleine Einzelbaufenster aufgeteilt ist, sich dennoch 
eine klare Raumkante zur Begrenzung dieser Straßenseite ausbildet.  

Die Tiefe der Baufenster entlang der Pressentinstraße des Kirchenplatzes und der Klaus-
Groth-Straße wird am Bestand orientiert mit 15,0 m festgesetzt. Für die Bebauung in 2. Rei-
he erfolgt eine Beschränkung auf 10 m, womit gemeinsam mit der eingeschränkten zulässi-
gen Grundflächenzahl (GRZ 0,25) und der Beschränkung der Trauf- und maximalen Gebäu-
dehöhen deren Einfügung in die hier bestehende kleinteilige Siedlungsstruktur gesichert 
wird. 
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3.4 Nebenanlagen 
 

Der weitgehende Ausschluss von Nebenanlagen in den für eine Neubebauung vorgesehe-
nen Bereichen (WA1.1-1.11, WA2.1-2.9 sowie WA5.1, WA5.1A und WA5.2) welcher sämtli-
che Nebenanlagen, die Gebäude darstellen sowie überdachte Terrassen umfasst, ist erfor-
derlich, um die angestrebte städtebauliche Struktur mit klar erkennbaren, zur Warnow hin 
orientierten Gebäude- und Freiraumachsen zu ermöglichen und insgesamt ein hohes Gestal-
tungsniveau zu sichern. Weiterhin werden auf diese Weise gerade in Anbetracht einer ver-
dichteten Bauweise ein angemessener Grünflächenanteil sowie eine angemessene Durch-
grünung der Siedlung gesichert.  

Kleinwindenergieanlagen, Antennenmasten sowie Einrichtungen und Einrichtungen zur Tier-
haltung einschließlich Kleintierhaltungszucht im Sinne von § 14 Abs. 2 BauNVO vertragen 
sich nicht mit der Qualität eines verdichteten innerörtlichen Wohnquartiers. Die mit diesen 
Anlagen verbundenen baulichen Ausformungen sind nicht im Sinne der angestrebten hoch-
wertigen städtebaulichen und architektonischen Gestaltung. Weiterhin lassen vorgenannte 
Einrichtungen durch Lärm-, optische (bei den Kleinwindenergieanlagen) sowie auch Ge-
ruchsimmissionen (bei der Tierhaltung) Konflikte mit den Mitbewohnern im Quartier erwarten 
und werden daher ausgeschlossen. 

Mit der Beschränkung der Installation von PV-Anlagen auf die Dächer von Gebäuden wird 
bezweckt, dass auf den Wohnungsnahen Freiflächen keine entsprechenden Anlagen erstellt 
werden sollen. Damit stehen die Freiflächen erforderlichen Aufenthalts- und Erholungszwe-
cken der Bewohner zur Verfügung; zudem kann auf dieses Weise auch eine angemessene 
Begrünung der unbebauten Flächen erfolgen. 

 

3.5 Verkehrserschließung 

Um die Verkehrserschließung für den baulich noch zu entwickelnden Teilbereich sicherzu-
stellen, ist ein neues Straßen- und Wegenetz planungsrechtlich zu sichern und herzustellen. 
Gleiches gilt auch für die erforderlichen Anlagen des ruhenden Verkehrs. Es wird im Hinblick 
auf den sparsamen Umgang mit Grund und Boden und im Sinne einer ökologisch orientier-
ten Stadtentwicklung eine Beschränkung auf das erforderliche Minimum an Fläche ange-
strebt. Der bereits bebaute Bereich ist dagegen über die bestehenden Straßenzüge Pressen-
tinstraße, Klaus-Groth-Straße sowie über den Kirchenplatz erschlossen. 

Weiterhin ist die verkehrliche Erschließung in einer Weise konzipiert, dass die Erschlie-
ßungsfunktion der grundsätzlich zu erhaltenden Kleingartenanlage Hufe V uneingeschränkt 
gewahrt bleibt. 

 
3.5.1 Fließender Verkehr 
 

Die Einmündungen der Klaus-Groth-Straße und der Zufahrt weiter nördlich sind dreiarmige 
Knotenpunkte, aufgrund der geringen Anzahl an abbiegenden Kfz sind keine separaten Ab-
biegefahrstreifen vorhanden. Da die Pressentinstraße die übergeordnete Straße darstellt, 
muss der Kfz-Verkehr aus der Klaus-Groth-Straße bzw. aus der 2. Zufahrt zum B-Plan-
Gebiet die Vorfahrt gewähren. Zur Sicherstellung der zukünftigen Leistungsfähigkeit der äu-
ßeren Verkehrsanbindung wurde ein Leistungsfähigkeitsnachweis für die Anbindungspunkte 
des Baugebiets erstellt (Amt für Verkehrsanlagen 09.2015, aktualisiert 04.2017).  

Die vorliegende Ermittlung der bestehenden Verkehrsbelegung sowie die Prognose zu den 
zukünftigen Verkehrszahlen basiert auf einer aktuellen Verkehrszählung vom 10.09.2015 an 
der Einmündung Klaus-Groth-Straße. An diesem Tag wurde die für Aussagen zum Verkehrs-
fluss maßgebliche Spitzenstunde in der Zeit von 15:15 Uhr - 16:15 Uhr festgestellt. Die Ver-
kehrsbelegung am Knoten 1, der Einmündung Pressentinstraße, wurde in Anlehnung an die 
Klaus-Groth-Straße festgelegt. Da die Verkehrsbelastung auf der Pressentinstraße nach 
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Norden abnimmt, beinhaltet diese Festlegung Belastungsreserven. Die Verkehrserzeugung 
wurde der Neubau von 180 WE zugrunde gelegt. Daraus ergibt sich als Summe der ein- und 
ausfahrenden Verkehre des Wohngebietes (Quell- und Zielverkehr) eine zusätzliche Ver-
kehrsbelastung von ca. 625 Kfz/Tag bzw. 64 Kfz/h. Diese verteilen sich zu jeweils 50% auf 
die beiden Zufahrten zum B-Plan-Gebiet. Somit sind durch das neue Wohngebiet auf jeder 
der beiden Zufahrten 32 Kfz/h zusätzlicher Quell- und Zielverkehr zu erwarten. Die Ver-
kehrsverteilung an den Einmündungen erfolgt analog zum Bestand zu 70% von und in Rich-
tung Süden sowie zu 30% von und in Richtung Norden. Für den Nachweis der Leistungsfä-
higkeit wurde für die Verkehrsbelegung der Pressentinstraße der ungünstigste Prognosefall 
(Prognose-Null-Fall ohne zusätzliche östliche Erschließungsstraße) aus der Verkehrsunter-
suchung Gehlsdorf angesetzt. In den Zufahrten wurden die neu erzeugten Verkehre addiert. 
Im Ergebnis ist für die Spitzenstunde auf der Pressentinstraße südlich der Einmündung 
Klaus-Groth-Str. von einer Verkehrsbelastung von 493 PKW in südlicher und 376 in nördli-
cher Richtung auszugehen. Der von der Pressentinstraße maßgebliche linksabbiegende 
Verkehr ist 21 Fahrzeuge stark, der rechtsabbiegende lediglich 11 Fahrzeuge.  

Im Ergebnis der Leistungsfähigkeitsberechnung (erstellt nach Handbuch für die Bemessung 
von Straßenverkehrsanlagen) wird an beiden Knotenpunkten die Verkehrsqualität QSV B 
(auf einer Skala mit Qualitätsstufen von A-F) erreicht, das bedeutet, die Wartezeiten sind 
gering. Somit sind beide Knotenpunkte auch bei Ansatz der Prognosebelastung für 2030 und 
den durch das hinzukommende Wohngebiet ĂObere Warnowkanteñ erzeugten zusätzlichen 
Verkehren leistungsfähig. Anhand der Sättigungsgrade ist erkennbar, dass große Leistungs-
fähigkeitsreserven bestehen. Entsprechend des Untersuchungsergebnisses sind Ausbau-
maßnahmen, insbesondere die Einrichtung von Linksabbiegestreifen auf der Pressentinstra-
ße nicht erforderlich. Die Pressentinstraße stellt nach vorliegenden Unterlagen bisher keinen 
Unfallschwerpunkt dar. Unter Einbeziehung des vorstehenden Nachweises ist auch keine 
erhebliche Verschlechterung der Verkehrssicherheit zu erwarten. 

Vorstehend zusammengefasster Leistungsfähigkeitsnachweis lässt dabei eine bereits in Pla-
nung befindliche parallele Straßenführung weiter östlich, welche bei Realisierung sämtlicher 
Varianten der engeren Wahl die Verkehrsbelegung der Pressentinstraße um ca. 80% redu-
zieren wird, außer Acht. Bei Umsetzung dieser entlastenden Straße ist für die Zukunft aber 
eine noch wesentlich bessere Situation des Verkehrsflusses und der Verkehrssicherheit zu 
erwarten. 

Die Erschließung des baulich neu zu entwickelnden Teilbereichs erfolgt über eine durchge-
hende Anliegerstraße (Planstraße A), welche im Nordosten an die Pressentinstraße und im 
Süden an die Klaus-Groth-Straße anbindet. Sowohl bei Pressentinstraße als auch bei der 
Klaus-Groth-Straße lässt die bestehende Verkehrsbelastung eine Aufnahme des von dem 
hinzukommenden Baugebiet generierten Verkehrs zu. Die Klaus-Groth-Straße ist unabhän-
gig von der Umsetzung des Bebauungsplans Nr. 178.WA.15 grundhaft zu erneuern. Dies 
erfolgt im Rahmen der anstehenden funktionalen Umgestaltung des Kirchenplatzes. Letztere 
soll auch die funktionale Anbindung der Klaus-Groth-Straße an die Pressentinstraße verbes-
sern, unter Berücksichtigung der zusätzlichen, durch das neue Baugebiet, erzeugten Verkeh-
re. Von dieser Haupterschließung gehen drei Wohnwege (Planstraßen C und D) ab, wobei 
die Planstraße D als Ringstraße ausgebildet ist. Bei der Planstraße B handelt es sich um die 
neu herzustellende Zufahrt zum Yachtclub Warnow e.V., in deren Bereich zudem eine grö-
ßere Anzahl von Stellplätzen angelegt und welche von der Planstraße A erschlossen wird.  

Für die verkehrsseitige Anbindung des Yachtclubs ist auf längere Sicht eine Neuregelung, 
welche eine neue Zufahrt am Rande des nordwestlich gelegenen Waldstücks bis zur 
Warnow hin vorsieht, angedacht. Bis auf weiteres kann die bestehende Zufahrt von Norden 
außerhalb der südwestlichen Plangebietsgrenze beibehalten werden. Zur Verhinderung, 
dass eine zusätzliche Verkehrsbelastung der Wohnwege durch Befahrung in Form von 
Bootstransporten und sonstigen Verkehr des Yachtclubs entsteht, besteht die Möglichkeit, 
die übergangsmäßige Zufahrt zum Yachtclub von der Planstraße D durch Sperreinrichtungen 
wie z. B. Poller zu trennen. Poller im Zuge von Feuerwehrzufahrten müssen nach Aussage 
des Brandschutz- und Rettungsamts mit einer Feuerwehrschließung ausgestattet sein. Die 
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Feuerwehrzufahrten mit einhergehender Bepollerung sind auszuschildern und ständig frei-
zuhalten. 

Die Ausbauquerschnitte der Planstraßen sind an der Funktion der einzelnen Erschließungs-
abschnitte ausgerichtet. Für die Anliegerstraße (Planstraße A) ist eine Fahrspur von 5,0 m 
Breite vorgesehen, was die Begegnungsfälle PKW/PKW und bei langsamer Fahrweise auch 
PKW/LKW ermöglicht. Für den Feuer- und Rettungsfall kann der straßenbegleitende 2,5 m 
breite Fußweg mit befahren werden, sodass auch der Begegnungsfall von zwei großen Feu-
erwehrfahrzeugen möglich ist. Ein auf der westlichen Seite, der Planstraße A, liegender 2,5 
m breiter kombinierter Park- und Pflanzstreifen ermöglicht temporäres Besucherparken. Die 
Wohnwege sind als Mischverkehrsflächen mit einer Breite von 6,0 m ausgelegt. Am Ende 
der beiden südlichen Wohnwege (Planstraßen D) erfolgt ein Ringschluss. Der Ausbauquer-
schnitt des Ringschlusses ist mit einer Fahrspur von 3,5 m geplant sowie mit einer zusätzli-
chen Ausweichmöglichkeit bei einem möglichen Begegnungsfall PKW/PKW oder PKW/LKW.  

Die Zufahrt zum Yachtclub (Planstraße B) wird als Mischverkehrsfläche mit einer Straßen-
breite von 6,5 m ausgebaut, um das Einparken, der in diesem Abschnitt angeordneten öf-
fentlichen PKW-Stellplätze zu gewährleisten. Aufgrund der Zuwegung zum Yachtclub ist hier 
besonders bei Veranstaltungen mit Bootstransporten und entgegenkommenden PKW zu 
rechnen. Für den Zeitraum bis zur Herstellung einer durchgängigen neuen Zufahrt über das 
Warnowufer zum Yachtclub wird am Ausbauende die angrenzende Fläche provisorisch in 
hinreichender Dimensionierung zu einem Ringschluss mit Planstraße C befestigt, um ein 
Wenden für Fahrzeuge der Feuerwehr zu ermöglichen.  

Die vorgenommene Dimensionierung sämtlicher Verkehrsflächen in Zufahrt zum Yachtclub 
ist so gestaltet, dass im Rahmen der Erschließungsplanung die Anlage von Zufahrtsstraßen 
mit hinreichenden Fahrbahnbreiten und Kurvenradien auch für Bootstransporte erfolgen 
kann. Weiterhin ist im Rahmen der Erschließungsplanung zu berücksichtigen, dass eine 
Lastaufnahme der Straßen für Kranfahrzeuge zum Kranen von Yachten sichergestellt ist. 

Entsprechend der Funktion und der geplanten funktionalen Ausgestaltung in Form einer 
Mischverkehrsfläche werden die Wohnwege und der Zufahrtsweg zum Yachtclub Warnow 
e.V. als Verkehrsflªchen besonderer Zweckbestimmung mit Zweckbestimmung ĂVerkehrsbe-
ruhigter Bereichñ festgesetzt. 

Die Verlängerung der Klaus-Groth-Straße in Richtung Warnowufer dient dem Sportfischer- 
und Castingklub e.V. als Zufahrt. Zudem dient die Einbeziehung dieser Fläche in den Gel-
tungsbereich der planungsrechtlichen Absicherung der zur Ableitung des im Baugebiet anfal-
lenden Niederschlagswassers erforderlichen Ablaufs in die Warnow. Dieser öffentliche Stra-
ßenraum wird entsprechend als öffentliche Verkehrsfläche nach § 9 Abs.1 Nr. 11 BauGB 
festgesetzt.  

 
3.5.2 Ruhender Verkehr  
 

Der Umfang der herzustellenden privaten Stellplätze richtet sich nach der Stellplatzsatzung 
der Hansestadt Rostock vom 11.10.2006. Nach den zugehörigen Richtzahlen sind für Einfa-
milienhäuser 1 bis 2 Stellplätze, für Wohnungen in Mehrfamilienhäusern 1 bis 1,5 Stellplätze 
vorgegeben. Abweichend von der Anlage 1 ĂRichtzahlen f¿r den Stellplatzbedarfñ werden im 
Rahmen des vorliegenden Bebauungsplans für die Ermittlung der Zahl der notwendigen 
Stellplätze für Gebäude mit Altenwohnungen 1 bis 1,5 Stellplätze pro Wohneinheit über eine 
Örtliche Bauvorschrift nach § 86 LBauO M-V festgelegt. Vorliegende Erfahrungen mit umge-
setzten Projekten zeigen, dass die Zahl der Bewohner von Seniorenwohnanlagen (damit 
sind keine Alten- und Pflegeheime gemeint), welche weiterhin über einen eigenen PKW ver-
fügen, beträchtlich ist. Zudem geht der allgemeine Trend weiterhin in die Richtung, dass älte-
re Menschen zum weit überwiegenden Teil bis ins hohe Alter als Autofahrer am Verkehr teil-
nehmen. Wenn auch Anzahl und Distanzen der Fahrten zurückgehen, so wird dennoch am 
eigenen PKW festgehalten. Entsprechend ist es zur Gewährleistung der Funktionsfähigkeit 
des ruhenden Verkehrs eine höhere Stellplatzanzahl als in der aktuell rechtskräftigen Stell-
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platzsatzung gefordert, sicherzustellen. Da im Bereich des Seniorenwohnens bei kontinuier-
licher Steigerung der Lebenserwartung zudem auch der Anteil der Paare weiter ansteigt und 
teilweise sogar jeder der Partner über einen PKW verfügt, ist es angebracht, betreffend der 
vorzuhaltenden Stellplätze die gleichen Anforderungen wie bei den nicht seniorenbezogenen 
Wohnungen in Mehrfamilienhäusern zu stellen. 

Aufgrund der nahe gelegenen Einkaufsmöglichkeiten, sowie Schul- und Kinderbetreuungs-
einrichtungen, der Anbindung des Standorts an den öffentlichen Personennahverkehr, der 
bereits bestehenden Infrastruktur für Radfahrer, deren Ausbau zudem geplant ist (Warnow-
Uferweg), sowie der für die Zukunft erwarteten rückläufigen Bedeutung des PKW und ent-
sprechend rückläufiger PKW-Anzahl pro Haushalt werden die Vorgaben zu den herzustel-
lenden privaten PKW-Stellplätzen gemäß Stellplatzsatzung als ausreichend eingestuft. 

Die Unterbringung der privaten Stellplätze hat durchgehend auf den privaten Grundstücken 
zu erfolgen. In dem neu zu entwickelnden Bereichen sind die Stellplätze zudem ausschließ-
lich in Tiefgaragen (Baugebiete WA 2.1-2.9) bzw. zusätzlich integriert in die Erdgeschosse 
der Gebäude(WA 1.1-1.1, WA 5,1, 5,1A und 5.2) unterzubringen. Mit dieser Form der Unter-
bringung der Kraftfahrzeuge soll im Zusammenwirken mit der Beschränkung der überbauba-
ren Grundstücksflächen auch in Anbetracht einer stärkeren baulichen Verdichtung des Quar-
tiers ein hinreichender Anteil an Grün- und Freiflächen und eine angemessene Durchgrü-
nung entsprechend der Bestandsbereiche im Plangebiet und daran südlich anknüpfend, ge-
sichert werden. Sofern die Realisierung von Stadthäusern vorgesehen ist, kann die Unter-
bringung in ebenerdigen, in die Gebäude integrierten Garagen erfolgen. Ist der Bau von 
Mehrfamilienhäusern vorgesehen, so erlauben Tiefgaragen unter der Geländeoberfläche die 
Unterbringung der entsprechend größeren nach Stellplatzsatzung nachzuweisenden Stell-
platzzahl. Um eine flexiblere Gestaltung der Untergeschosse bei den Mehrfamilienhäusern 
zu ermöglichen und hier neben den Tiefgaragen auch noch Kellerräume vorsehen zu kön-
nen, lässt der Bebauungsplan für diese Kellergeschosse eine Überschreitung der Baugren-
zen um bis zu 3 m auf den Gartenseiten zu. Die Flächen zur räumlichen Einordnung der 
Tiefgaragen samt deren Zufahrten sind im Bebauungsplan, soweit sie über die festgesetzten 
Baugrenzern hinausgehen, als Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen entspre-
chend § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB festgesetzt. Ebenfalls im Sinne eines möglichst hohen Grün-
anteils sind zudem die Anzahl und die Dimensionierung der Tiefgaragenzufahren für die ein-
zelnen Baugebiete situationsbezogen beschränkt. 

Für temporäres Parken von Besuchern sind im öffentlichen Straßenraum im ersten Abschnitt 
der Zufahrt zum Yachtclub (Planstraße B) 52 Stellplätze beiderseitig in Senkrechtaufstellung 
vorgesehen, ebenso entlang der Planstraße A einseitig ca. 30 Stellplätze in Längsaufstel-
lung. Die Stellplätze an der Planstraße B dienen dabei auch der Nutzung durch Mitglieder 
der angrenzenden Kleingartenanlage ĂHufe Vñ. Für diese sind 10 Stellplätze auf der nord-
westlichen Straßenseite zur Kleingartenanlage hin reserviert und in der Planzeichnung ent-
sprechend gekennzeichnet. Nach Abzug vorstehender Anzahl an Stellplätzen für die Klein-
gartenanlage, kann noch von 72 öffentlich nutzbaren Stellplätzen ausgegangen werden.  

Tabelle 1: Stellplätze im Plangebiet 

Erschließungsbereich Parkierungsart Anzahl St. 

Planstraße A  Längsaufstellung, einseitig 30 

Planstraße B Senkrechtaufst., beidseitig  

davon für: 

Kleingartenanlage  

52 

 

10 

Planstraße C - - 

Planstraße D - - 

gesamt  82 
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Geht man von einem Bedarf von zwei öffentlich nutzbaren Stellplätzen für jeweils 10 
Wohneinheiten aus, so besteht bei ca. 160 bis 180 entstehenden Wohneinheiten in Ge-
schosswohnungsbau und Stadthäusern im hinzukommenden Siedlungsbereich ein mehr als 
hinreichendes Angebot. 

Flächen für das Abstellen von Fahrrädern und Kinderwagen können im Bereich der Mehrfa-
milienhäuser durch entsprechende ebenerdige Abstell- oder Kellerräume gesichert werden. 
Zudem besteht die Möglichkeit, in den von Bebauung freizuhaltenden 6 m breiten Hausvor-
bereichen ein hinreichendes Angebot an Fahrradstandplätzen zu schaffen. 

 
3.5.3 Fuß- und Radwege 
 

Die geplanten Fuß- und Radwegeverbindungen ergänzen die bestehende Straßenerschlie-
ßung und verknüpfen das neu hinzukommende Siedlungsgebiet mit den umliegenden Sied-
lungsbereichen. Insgesamt entsteht durch die Kombination von separaten Fuß- und Radwe-
gen, straßenbegleitenden Fußwegen sowie verkehrsberuhigten Bereichen ein engmaschiges 
Netz für den nicht motorisierten Individualverkehr.  

Straßenbegleitend sind längs der Planstraße A im südlichen Abschnitt, von der Klaus-Groth-
Straße kommend und im darauf folgenden Abschnitt hinter der ersten Kurve, beidseitig Fuß-
wege von jeweils 2,5 m Breite geplant. Im weiteren Verlauf ist einseitig auf der Nordost- bzw. 
Südostseite ein Gehweg gleicher Dimensionierung vorgesehen. 

Entlang der südwestlichen Plangebietsgrenze, in Abgrenzung zum Yachtclub Warnow e.V. 
und zur Kleingartenanlage ĂHufe Vñ, ist ein Fuß- und Radweg geplant. Dieser ermöglicht die 
Zuwegung zum Yachtclub und zum Warnowufer sowie die Verbindung mit dem südlichen 
Teil der Planstraße A und in dessen Verlängerung mit der Klaus-Groth-Straße. Damit auch 
die Begegnung von Fahrrädern möglich ist, soll der Weg mindestens mit einer Breite von 3,0 
m zuzüglich 0,5 m Bankett beidseitig ausgebaut werden. Eine weitere Fuß- und Radwege-
verbindung mit einer Breite von 3,5 m ist der Uferwanderweg im Waldbereich. Dieser Ab-
schnitt soll den geplanten Uferwanderweg entlang der Warnow ergänzen. Zudem ist eine 
weitere Fuß- und Radwegeverbindung mit einer Breite von 3,5 m zwischen der Planstraße A 
und der Pressentinstraße geplant. Auf der Gartenseite der neu geplanten Bebauung ergän-
zen Fußwege das verkehrsfreie Erschließungssystem. Hier ist ein Ausbau in einer Breite von 
2,5 m vorgesehen. Sämtliche vorgenannten Wege sind nach § 9 Abs. 1 Nr. 11 als Verkehrs-
flªchen besonderer Zweckbestimmung mit Zweckbestimmung ĂFuÇ- und Radwegñ bzw. 
ĂFuÇwegñ festgesetzt.  

Im von B-Plan Nr. 15.W.99 überplanten Bereich wurde zur Sicherstellung der Zuwegung des 
Flurstücks 70/2 aus dem vorgenannten Plan die Verkehrsfläche mit der besonderen Zweck-
bestimmung ĂFußwegñ übernommen. 

 

3.6 Flächen für Ver- und Entsorgungsanlagen 
 

Im nördlichen Bereich des Plangebiets ist direkt an der Planstraße A eine Fläche für die Auf-
stellung von Wertstoffsammelcontainern mit einer den Anforderungen entsprechenden Di-
mensionierung festgesetzt. Der Standort ist bewusst so gewählt, dass ein hinreichender Ab-
stand zur nächstgelegenen geplanten Wohnbebauung von mindestens 40 m eingehalten 
wird. Zur bestehenden Bebauung beträgt der Abstand sogar ca. 60 m. Durch Einhalten vor-
genannter Abstände soll die Beeinträchtigung der Wohnnutzung durch Lärmimmissionen, 
insbesondere infolge des Einwerfens von Altglas, gering gehalten werden. 

Die Aufstellfläche für die Wertstoffcontainer wird entsprechend der Funktion als Fläche für 
Versorgungsanlagen, für die Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen; Anlagen, Ein-
richtungen und sonstige Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken mit Zweckbe-
stimmung ĂAbfallñ nach § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB festgesetzt. 
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Weiterhin wird aufgrund der gegebenen Höhenentwicklung innerhalb des Geltungsbereichs 
zur Sicherstellung der Schmutzwasserentsorgung für die neu zu erschließende Fläche ein 
Abwasserpumpwerk erforderlich. Da die Schmutzwasserableitung über die Planstraße A an 
den Schmutzwassersammler in der Pressentinstraße vorgesehen ist, eignet sich der Stand-
ort in dessen nördlichem Abschnitt angrenzend an die Aufstellfläche für die Wertstoffcontai-
ner. Dieser Standort eignet sich zudem, da so eine große Distanz zur Wohnbebauung ein-
gehalten werden kann, was ggf. auftretenden Geruchsbelästigungen vorbeugt. 

Die für die Errichtung des Abwasserpumpwerks benötigte Fläche wird als Fläche für Versor-
gungsanlagen, für die Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen; Anlagen, Einrichtungen 
und sonstige Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken mit Zweckbestimmung 
ĂAbwasserñ entsprechend  § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB festgesetzt. 

 
3.7 Technische Infrastruktur 
 

Aufgrund der Lage des Plangebiets unmittelbar angrenzend an bebaute und erschlossene 
Siedlungsgebiete sind für alle Medien der technischen Infrastruktur die Grundvoraussetzun-
gen gegeben. 

Der Bestandsbereich ist bereits vollständig über die in den Straßenraum verlaufenden Lei-
tungssysteme erschlossen, neu hinzukommende Vorhaben können hier entsprechend ange-
schlossen werden. 

Zur Sicherstellung der Versorgung des neu zu entwickelnden Siedlungsgebiets bedarf es 
des durchgehenden Aufbaus entsprechender neuer Anlagen und Leitungssysteme. Dabei 
werden die neuen Leitungssysteme ausschließlich im öffentlichen Straßenraum verlegt. 

 
3.7.1 Wasserversorgung 
 

Die Wasserversorgung kann durch Anbindung an die vorhandene Trinkwasserleitung DN 
300 PVC und 100 GG in der Pressentinstraße und an die Trinkwasserleitung DN 100 GG in 
der Klaus-Groth-Straße sichergestellt werden. Im Sinne der Versorgungssicherheit sollte 
zwischen den genannten Leitungen vorzugsweise ein Ringschluss erfolgen. 

 
3.7.2 Löschwasser / Brandschutz 
 

Gemäß Arbeitsblatt W 405 der technischen Regeln DVGW ist zur Brandbekämpfung eine 
Löschwassermenge von 96 m³/h für eine Dauer von zwei Stunden bereitzustellen.  

Für die Sicherstellung der notwendigen Löschwasserversorgung wird die Einrichtung von 
Entnahmestellen an der Warnow vom zuständigen Brandschutz- und Rettungsamt abge-
lehnt. Gründe dafür sind die nicht mögliche Absicherung der Entnahmestellen bei Hochwas-
ser, die nicht zu gewährleistende hinreiche Zufahrt samt Wendemöglichkeit, die Mittel- und 
Kräftebindung an der Entnahmestelle sowie die negative Beeinträchtigung der Entfaltungs-
fristen. Alternative Lösungen, wie die Anlage von Regenrückhaltebecken oder der Bau unter-
irdischer Zisternen kommen aus Platzmangel bzw. aus Kostengründen nicht in Betracht. 
Damit verbleibt ausschließlich die Möglichkeit, das neu herzustellende Trinkwasserversor-
gungsnetz zu nutzen. Zur Sicherstellung der Löschwasserversorgung über das Trinkwasser-
versorgungsnetz ist nach Aussage des Brandschutz- und Rettungsamts hierzu ein Ringsys-
tem vorzusehen. Das Trinkwasserversorgungsnetz ist entsprechend der zusätzlichen Anfor-
derungen aus der Brandbekämpfung hinreichend zu dimensionieren. 

Vorzugsweise sollten im öffentlichen Straßenraum Unterflurhydranten in ca. 100 m Abstand 
zueinander im neu zu erschließenden Teil des Geltungsbereichs installiert werden. Eine ord-
nungsgemäße Kennzeichnung der neuen Wege, Straßen, Plätze bzw. Gebäude ist für die 
bessere Erreichbarkeit der Einsatzfahrzeuge vorzunehmen.  
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Zur Sicherung ausreichender Bedingungen für die Belange des Brandschutzes ist zudem die 
ĂRichtlinie ¿ber Flªchen f¿r die Feuerwehrñ, Fassung August 2006, zu berücksichtigen. 

Ansonsten ist insbesondere die Straßenerschließung mit dem Brandschutz- und Rettungs-
amt abzustimmen. 

 
3.7.3 Abwasserableitung 
 

Das Netz zur Abwasserentsorgung ist komplett neu herzustellen. Die Abwasserableitung ist 
im Trennsystem mit getrennter Abwasser- und Regenwasserkanalisation vorzunehmen.  

Die laut Altlastengutachten zum ehemaligen Betriebsgeländes der Firma ĂWaterkantñ (siehe 
Punkt 2.2.2) gegebenen sehr inhomogenen Bodenverhältnisse und die bestehende Über-
prägung durch Aufschüttungen sowie aufgrund des nach Auskunft der Anlieger geringen 
Stauwasserhorizonts von 1 bis 2 m unter Geländeoberfläche sind keine guten Vorausset-
zungen für eine Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers gegeben. Hinzu kom-
men noch die begrenzten Platzverhältnisse und auch ein erhöhtes Oberflächenwasserauf-
kommen infolge der vorgesehenen verdichteten Bebauung, sodass eine Versickerung nicht 
in Erwägung gezogen wird.  

Das anfallende Niederschlagswasser wird stattdessen über eine Regenwasserkanalisation 
gesammelt und über einen Sammler in Planstraße A und nachfolgend in der westlichen Ver-
längerung der Klaus-Groth-Straße der Warnow zugeführt. Die Höhenverhältnisse lassen eine 
Ableitung im freien Gefälle zu.  

Die unterirdisch verlaufende Niederschlagswasserabflussleitung ist entsprechend als Haupt-
abwasserleitung nach § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB festgesetzt. 

Das anfallende Schmutzwasser wird über ein entsprechendes Kanalsystem gesammelt und 
über die Planstraße A in den bestehenden, hinreichend dimensionierten Schmutzwasser-
sammler in der Pressentinstraße abgeführt. Aufgrund der Höhenentwicklung wird vor Einlei-
tung in die Pressentinstraße eine Anhebung über ein Abwasserpumpwerk erforderlich (siehe 
dazu Punkt 3.6). 

 
3.7.4 Elektroenergieversorgung 
 

Das Netz zur Stromversorgung ist komplett neu herzustellen. Die Zuführung der Nieder-
spannungskabel erfolgt über die Planstraße A; der Anschluss an das bestehende Netz er-
folgt an den Anbindungen der Planstraße A an die Pressentinstraße und die Klaus-Groth-
Straße sowie über den Fußweg zwischen Pressentinstraße 5 und 6. Die Versorgung wird 
von der Trafostation Gd Pressentinstraße 55c gesichert. 

 
3.7.5 Straßenbeleuchtung 
 
Die notwendige Straßenbeleuchtung ist innerhalb der Straßenverkehrsflächen bzw. der Ver-
kehrsflächen besonderer Zweckbestimmung sicherzustellen. In den vorgesehenen Straßen-
raumquerschnitten sind für die entsprechenden Laternen geeignete Streifen vorgesehen, 
entweder im kombinierten Park- und Pflanzstreifen in der südlichen Planstraße A oder auf 
begrünten, eingefassten Randstreifen außerhalb der Fahrbahnen in den übrigen Straßen-
räumen. 

 
3.7.6 Wärmeversorgung 
 

Das Plangebiet ist nicht Bestandteil des Geltungsbereichs der Fernwärmesatzung (FWS) der 
Hansestadt Rostock, grenzt aber östlich daran an. Für das westlich benachbarte B-
Plangebiet ĂNordufer Gehlsdorfñ gilt die FWS und durch die Erschließung dieses Gebietes 
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mit FW-Leitungen ergibt sich die Möglichkeit des wirtschaftlichen Ausbaus des FW-
Leitungsnetzes für das B-Plangebiet ĂObere Warnowkanteñ. 

Die Möglichkeit des Ausbaus der Fernwärme stellt eine erwägenswerte Variante zur umwelt- 
und klimaschonenden, ressourcensparenden und zukunftssicheren Wärmeversorgung des 
Gebietes dar, insbesondere, da die Rostocker Fernwärme als Ersatzmaßnahme für den Ein-
satz erneuerbarer Energien gemäß EEWärmeG anerkannt ist. Die Lage des B-Plangebietes 
außerhalb des Geltungsbereiches der FWS ist dabei zweitrangig, ggf. kann das Satzungs-
gebiet erweitert werden.  

Das Plangebiet kann grundsätzlich auch an das Erdgasversorgungsnetz im Stadtteil Gehls-
dorf angeschlossen werden. 

 

3.7.7 Anlagen der Telekommunikation 
 

Für die Herstellung der notwendigen Anlagen der Telekommunikation ist im neu zu erschlie-
ßenden Teil des Plangebiets hinreichend Raum zur Verfügung zu stellen. 

 
3.7.8 Müllentsorgung / Abfallwirtschaft 
 

Zur Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Müll- und Abfallentsorgung, auch für den neu 
zu entwickelnden Teilbereich, erfolgt ein den Anforderungen der Entsorgungsfahrzeuge und 
-unternehmen entsprechender Ausbau der Verkehrserschließung.  

Die Bemessung der einzelnen Straßenabschnitte erlaubt eine Befahrung mit den vorgesehe-
nen Entsorgungsfahrzeugen (3-achsiges Müllfahrzeug). 

Im nördlichen Plangebietsbereich ist zudem ein Standort für die Aufstellung von Wert-
stoffcontainern vorgesehen (siehe hierzu Punkt 3.6). 

 

3.8 Grünordnung, Natur- und Artenschutz 

 

3.8.1 Freiraumstruktur und Grünflächen  
 
Die Freiraumstruktur des Plangebiets ist wie auch die Baustruktur auf die Warnow hin ausge-
richtet. Damit wird eine Verknüpfung mit der wichtigsten Grün- und Freiraumstruktur der Um-
gebung, dem Warnowufer, erreicht. Insbesondere die Gartenbereiche bilden grüne Bänder, 
die das Baugebiet in Richtung Warnow durchlaufen. Aber auch die Straßenräume mit ihren 
angrenzenden Vorgartenbereichen und in Teilabschnitten vorgesehenen Baumpflanzungen 
(Planstraßen A und C) unterstützen diese Orientierung.  

Neben dieser Orientierung zum Fluss sieht das Freiraumkonzept eine durchgehend offene 
Bauweise sowie einen angemessenen Grünanteil auf den privaten Grundstücken vor. So 
wird eine Verknüpfung mit den Grünräumen des umgebenden Siedlungsraums ermöglicht. 
Der Grünanteil auf den privaten Grundstücken wird für den neu zu entwickelnden Bereich 
durch ausnahmslose Einordnung der privaten Stellplätze in Tiefgaragen bzw. in den Gebäu-
den (Stadthäuser) sowie durch Beschränkung der Nebenanlagen (keine Gebäude und über-
dachten Freibereiche außerhalb der Baufenster) gesichert.  

Das geplante Fuß- und Radwegesystem sorgt für eine Anbindung des Baugebiets an die 
Warnow und den dortigen Landschaftsraum. 

Um die flächendeckende Versorgung des Plangebietes mit Kinderspielplätzen zu gewährleis-
ten, ist im Kernbereich des Baugebiets, zwischen dem nördlichen bzw. westlichen Abschnitt 
der Planstraße D und den Baugebieten WA 1.6 und WA 2.5, ein entsprechendes Angebot 
geplant. Der Standort ist aufgrund der zentralen und lediglich an verkehrsberuhigte Bereiche 
angrenzenden Lage in besonderem Maße geeignet. Um mögliche erhebliche Störungen der 
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angrenzenden Wohnnutzung auszuschließen, wird zu den angrenzenden überbaubaren 
Grundstückflächen ein Abstand von mindestens 20 m eingehalten. Die die Spielplatzfläche 
allseitig umgebende öffentliche Grünfläche wird fachgerecht gärtnerisch begrünt.  

Für die Hansestadt Rostock besteht, zur Ermittlung der Spielplatzflächen, ein stadtspezifi-
scher Nettospielflächenwert von 7,5 m2 je Einwohner. Bei der Anlage des Spielplatzes sind 
die Vorgaben des nach dem Merkblatt ĂTechnische Anforderungen f¿r Spiel- und Sportgerä-
te auf Spielanlagen sowie f¿r Spielstationen der Hansestadt Rostockñ zu erf¿llen.  

Für die 14-19 Jährigen existieren im mittleren Umfeld mit der Jugendhütte sowie der Feld-
sportanlage im Wohngebiet ĂObstwieseñ in 1 km Entfernung, der Feldsportanlage Gelshei-
mer Straße in ca. 1,1 km Entfernung sowie nördlich des B-Plangebiets mit dem WIRO-
Sportpark hinreichend Möglichkeiten zur aktiven Freizeitgestaltung. Beim WIRO-Sportpark 
ist allerdings anzumerken, dass dieser auch von anderen Altersgruppen sowie von Sportver-
einen mit genutzt wird. Zudem bestehen in direkter Nähe zum Baugebiet attraktive Freiräu-
me in Warnownähe insbesondere das Waldstück im nordwestlichen Plangebiet und der 
Gehlsdorfer Uferbereich. Die Erschließung vorstehender Bereiche, gerade auch per Fahrrad, 
wird in den nächsten Jahren mit Realisierung des geplanten durchgehenden Uferwegs noch 
attraktiver gestaltet. Eine weitere attraktive Freifläche stellt der Moennichpark in ca. 800 m 
Entfernung dar. Vorgenannte auf die Gruppe der 14 bis 19-jährigen ausgerichtete Freizeitan-
lagen liegen damit in einer für die zu versorgende Altersgruppe machbaren Entfernung, die 
erforderliche Querung der Fährstraße zur Jugendhütte und zur Feldsportanlage im Wohnge-
biet ĂObstwieseñ sowie zum Moennichpark stellen für diese Altersgruppe kein Problem dar. 
Die Verkehrsbelegung des Straßenzugs Pressentinstraße/Fährstraße ist mit ca. 5.000 KFZ 
pro Tag zwar erhöht, aber die Straße ist durch die Geradlinigkeit besonders übersichtlich und 
zudem bestehen Querungshilfen (u.a. Höhe Kirchplatz und Michaelshof). Ergänzt wird das 
Angebot zudem durch zusätzliche, ortsnahe Freizeitmöglichkeiten wie den angrenzenden 
Yachtclub Warnow e.V. mit aktiver Jugendarbeit, insgesamt drei Sporthallen im Nahbereich 
und einer großen Anzahl weiterer, auf die Jugendlichen ausgerichteten Sport- und Freizeit-
angebote. Die Notwendigkeit der Schaffung einer Spielanlage für diese Altersgruppe im 
Plangebiet erübrigt sich damit. Für die Altersgruppe der bis 6 Jährigen sind gemäß § 8 
LBauO M-V ausreichend große Spielplätze auf den privaten Grundstücken nachzuweisen. 
Ein zusätzliches Angebot im öffentlichen Raum wird damit nicht erforderlich. 

Bei der Gestaltung der privaten Freibereiche ist die Satzung der Hansestadt Rostock über 
die Gestaltung von Baugrundstücken (Grünflächengestaltungssatzung) vom 09.10.2001 zu 
beachten. 

Als öffentliche Grünfläche entsprechend § 9 (1) Nr. 15 BauGB sind der nordwestliche Rand-
bereich des Plangebiets (südlich der Waldfläche) festgesetzt; hier aufgrund der Planungsab-
sicht mit der Zweckbestimmung ĂSchutz- und Begleitgrünñ. Weiterhin befindet sich eine ent-
sprechend § 9 (1) Nr. 15 BauGB festgesetzte öffentliche Grünfläche mit Spielplatz im westli-
chen Plangebiet, angrenzend an das Gelände des Yachtclubs. Dieser wird für die eigentliche 
Spielfläche die Zweckbestimmung ĂSpielplatzñ und angrenzend ĂWohngr¿nñ zugeordnet. 
Gleiche Zweckbestimmung (Wohngrün) erhalten die kleineren straßenbegleitenden Streifen 
im nördlichen Bereich der Planstraße A und nordöstlich des Ringschlusses von Planstraße 
D. Der öffentliche Straßen- und Wegeraum in Verlängerung der Klaus-Groth-Straße in Rich-
tung Warnowufer wird in den Geltungsbereich aufgenommen, um den zur Ableitung des im 
Baugebiet anfallenden Niederschlagswassers erforderlichen Ablaufs in die Warnow pla-
nungsrechtlich abzusichern. Der Abschnitt am Warnowufer wird entsprechend seiner Funkti-
on als öffentliche Grünfläche mit Zweckbestimmung ĂGr¿nverbindungñ (zum Warnowufer) 
festgesetzt. 

An Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonsti-
gen Bepflanzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 25b erfolgt eine Festsetzung zum Erhalt einer aus 
Einzelbäumen bestehenden Gehölzstruktur entlang des Ringschlusses von Planstraße D an 
der südwestlichen Plangebietsgrenze. Dies gilt gleichermaßen für die bestehende Hainbu-
chenreihe nordöstlich der neuen Planstraße A sowie für insgesamt 6 solitäre, großkronige 
Laubbäume im Blockinnenbereich zwischen den Planstraßen D und A. Zum Erhalt eines 
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Teils des letztgenannten Baumbestands ist zudem das Baufenster südöstlich der nördlichen 
Planstraße B auf angemessener Breite unterbrochen. Weiterhin sind die (gesetzlich) ge-
schützten Bäume entlang der Pressentinstraße zum Erhalt vorgesehen. Die weiteren ent-
sprechend geschützten Bäume im neu zu erschließenden Bereich sollen nach Möglichkeit 
ebenfalls erhalten werden, sofern die Umsetzung der vorgegebenen Linearen Bebauungs-
struktur dies ermöglicht, ansonsten sind diese entsprechend Baumschutzsatzung der Han-
sestadt Rostock bzw. Baumschutzkompensationserlass zu ersetzen. 

Beim Umgang mit dem Großgrünbestand ist grundsätzlich der § 18 NatSchAG M-V sowie 
die Baumschutzsatzung der Hansestadt Rostock vom 29.11.2001 beachtlich. 

Im Bereich der Planstraße A ist im Rahmen eines kombinierten Park- und Pflanzstreifens in 
einem regelmäßigen Abstand die Anpflanzung neuer Bäume, heimischer und standortge-
rechter Arten, festgesetzt. Dabei ist nach zwei Stellplätzen in Längsausrichtung jeweils ein 
Baum geplant. Um den einstigen Alleecharakter der Pressentinstraße wieder erlebbar zu 
machen, soll entlang der östlichen Geltungsbereichsgrenze, zusätzlich zu den bereits auf 
den Privatgrundstücken bestehenden und geschützten Bäumen, eine Lückenpflanzung vor-
genommen werden. Auch hier erfolgt die Anpflanzung der Bäume durch heimische und 
standortegerechte Arten. Im Straßenabschnitt quer zu den zur Warnow orientierten Gebäu-
de- und Freiraumachsen sind die Baumstandorte bewusst in Verlängerung der Baufenster 
eingeordnet, um vorstehend erwähnter, maßgeblicher Raumstruktur nicht entgegenzuwirken. 

 
3.8.2 Naturschutzfachlicher Eingriff und Kompensation 
 

Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens wurde zur Abklärung der grünordnerischen, natur- 
und artenschutzrechtlichen Belange ein Grünordnungsplan erarbeitet (Bendfeldt, Hermann, 
Franke, 04.2015, aktualisiert Juni 2017) der auch die naturschutzrechtliche Eingriffs-
/Ausgleichsbilanz beinhaltet. 

Die Bestandsaufnahme und Bewertung sowie die Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung wurden 
anhand der ĂHinweise zur Eingriffsregelungñ des LUNG M-V 1999, Stand der Fortschreibung 
2002 durchgeführt. Im Ergebnis einer schutzgutbezogenen Bestandsanalyse und der Bilan-
zierung nach o.g. Methodik steht ein Kompensationserfordernis von 50.660 Kompensations-
flächenäquivalente (KFAE, in m²) für Eingriffe in Flächenbiotope und Bäume. Zusätzlich 
ergibt sich für die zur Umsetzung der Planung erforderlichen Baumfällungen ein Kompensa-
tionserfordernis von insgesamt 20 Einzelbäumen. Hinzu kommt noch das Erfordernis der 
Pflanzung von 6 weiteren Hochstämmen, welche aus dem Bebauungsplan Nr. 15.W.99 
Gehlsdorfer Nordufer aufgrund der teilweisen Überplanung dessen Geltungsbereichs zu 
übernehmen sind. Die Anzahl und die Qualität der Ersatzpflanzungen richtet sich nach 
Baumschutzkompensationserlass bzw. nach den Vorschiften der Baumschutzsatzung der 
Hansestadt Rostock. Weitere zur Umsetzung der Planung erforderliche Baumfällungen im 
Zuge der Rodung flächiger Gehölzbestände und Eingriffe in die Kleingartenanlage sind über 
die erfolgte Bilanzierung der Flächenbiotope berücksichtigt und werden über vorgesehene 
Maßnahmen außerhalb des Geltungsbereichs mit ausgeglichen. 

Ein Ausgleich der prognostizierten Eingriffe kann innerhalb des Geltungsbereichs mit 1.601 
KFAE nur im geringen Umfang durch die Anlage von Grünflächen sowie durch Baumpflan-
zungen und das Vorsehen von Baumscheiben entlang geplanter Erschließungsstraßen (P3, 
P4) sowie durch die Anpflanzung von 4 Bäumen auf der mit Zweckbestimmung ĂSpielplatzñ 
bzw. angrenzend ĂWohngr¿nñ festgesetzten Gr¿nflªche (P1) erfolgen. Das verbleibende 
Kompensationsdefizit von 49.088 KFAE wird durch verschiedene externe Kompensations-
maßnahmen ausgeglichen. Geplant ist die Aufforstung einer ca. 1,8 ha großen Brachfläche 
(E1) auf der Gemarkung Bentwisch, Flur 1, Flurst. 44/40 und 45/11 geplant, was 27.000 KFÄ 
entspricht. Somit verbleibt noch ein Defizit von 22.088 KFÄ. Dieses wird durch Anlage einer 
extensiven Mähwiese mit Erhalt bzw. partieller Neupflanzung von einzelnen Obstgehölzen 
(E2) auf der Fläche (8.835 m²) des Flurstückes 892/27, Flur 1, Gemarkung Flurbezirk VI, 
ausgeglichen. Vor der Anlage der extensiven Mähwiese sind die standortfremden, nicht hei-
mischen Gehölze zu roden.  
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Zusammenfassend sind im Einzelnen folgende grünplanerische Maßnahmen innerhalb des 
Plangebietes vorgesehen:  

¶ Anpflanzung von ca. 32 Einzelbäumen im Bereich der Planstraße A, in der öffentlichen 
Grünfläche P3 und auf der öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung Spielplatz 
P1 (Kompensationsmaßnahme).  

¶ Anpflanzung von ca. 18 Einzelbäumen im Bereich der Pressentinstraße zur Vervollständi-
gung der Lindenreihe im Bereich der Vorgärten.  

¶ Anlage  einer  öffentlichen  Grünfläche,  Zweckbestimmung  Spielplatz,  als  Sandspielflä-
che  mit Spielgerätekombinationen für die Altersklasse 7-13. Die Vorgaben nach dem 
ĂMerkblatt Technische  Anforderungen  f¿r  Spiel-  und Sportgeräte  auf  Spielanlagen  
sowie  f¿r  Spielstationen  der Hansestadt Rostockñ (Amt f¿r Stadtgr¿n 2010a) sind zu er-
füllen.  

¶ Anlage einer öffentlichen Grünfläche zwischen Parkfläche und Planstraße C. Ansaat von 
Landschaftsrasen.  

¶ Erhalt von Einzelbäumen und Baumreihen. 

Mit den genannten planinternen Kompensationsmaßnahmen können die durch den B-Plan 
verursachten Eingriffe nicht vollständig ausgeglichen werden, so dass planexterne Kompen-
sationsmaßnahmen im sonstigen Stadtgebiet erforderlich sind. Folgende Maßnahmen zum 
Ausgleich sind im sonstigen Stadtgebiet vorgesehen und werden den Eingriffen entspre-
chend § 9 (1a) BauGB zugeordnet:  

¶ Erstaufforstung in Bentwisch.  

¶ Anlegen einer Mähwiese am Dierkower Hang im Stadtgebiet der Hansestadt Rostock. 

Die grünordnerischen zeichnerischen und textlichen Festsetzungen im ursprünglichen Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans Nr. 15.W.99 ĂGehlsdorfer Norduferñ, welche mit diesem 
Bebauungsplan Nr. 15.WA.178 überplant werden, werden  soweit sie noch nicht umgesetzt 
bzw. noch von Relevanz sind,  in der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung des vorliegenden 
Bebauungsplans Nr. 15.WA.178 berücksichtigt. Neben der o. g. Übernahme von 6 Bäumen 
ist dies die Festsetzung zum Erhalt des Waldes sowie damit verbundene Entwicklungsvor-
gaben. Dagegen wird der im Ursprungsplan enthaltene Ersatz der mit Betonplatten belegten 
Wege durch einen wassergebundenen Belag nicht berücksichtigt. Auch bei Umsetzung der 
Maßnahme würde kein anderer Biotoptyp entstehen. Der Entsiegelungserfolg wäre aufgrund 
des erheblichen Versiegelungsanteils auch bei einer wassergebundenen Decke unerheblich 
und die erforderliche Aufnahme der Platten würde einen unverhältnismäßig hohen Eingriff 
darstellen. Im Gegenzug werden die im Ursprungsplan noch enthaltenen Festsetzungen ei-
nes Baugebiets samt GRZ (0,3) und Baufenster im Bereich der inzwischen Abgerissenen 
Ausflugsgaststätte nicht kompensationsmindernd angerechnet. Aufgrund inzwischen verstri-
chener forstrechtlicher Fristen und erfolgtem Waldaufwuchs ist ein entsprechendes Bauvor-
haben, auch wenn planungsrechtlich noch im Ursprungsplan verankert, nach Forstrecht nicht 
mehr realisierbar, sodass die Nichtanrechnung gerechtfertigt ist 

Die Maßnahmen im Einzelnen sind in nachfolgenden Punkt 3.8.3 erläutert. 
 

3.8.3 Begründung der Grünordnerischen Festsetzungen 
 

Die festgesetzten grünordnerischen Maßnahmen dienen der Minderung der Eingriffe durch 
den Bebauungsplan. Zusammen mit den ergänzend erfolgenden Maßnahmen auf Flächen 
außerhalb des Geltungsbereichs wird eine vollständige Kompensation des Eingriffs erreicht. 
Die grünordnerischen Maßnahmen tragen darüber hinaus zur Durchgrünung des Plangebie-
tes mit Bäumen und Sträuchern, zur Sicherung ökologischer und kleinklimatischer Funktio-
nen sowie zur Gestaltung des Ortsbildes bei.  
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Die Baumpflanzungen an der Planstraße A und in der Grünflache P3 dienen zudem speziell 
dem Ausgleich von Eingriffen in den Baumbestand. Bei der Festlegung des Umfangs des 
erforderlichen Ausgleichs findet die Baumschutzsatzung der Hansestadt Rostock Anwen-
dung. 

Die grünordnerischen Festsetzungen im Bereich des Bebauungsplans Nr. 15.W.99 ĂGehls-
dorfer Norduferñ, welche in dem vom vorliegenden Bebauungsplan ¿berplanten Bereich ein-
geordnet sind, wurden in den Bebauungsplan Nr. 15.WA.178 ĂObere Warnowkanteñ, soweit 
diese noch nicht umgesetzt bzw. noch von Relevanz sind, übernommen. Dabei handelt es 
sich im Bereich der nördlichen Baugebietszufahrt um die Festsetzung zur Pflanzung von 6 
Bäumen im Straßenraum sowie im Bereich des Waldstücks die Festsetzung zum Walderhalt 
(M2) Die ansonsten in diesem Bereich laut Bebauungsplan Nr. 15.W.99 festgesetzte Auffors-
tung ist bereits umgesetzt. Die Maßnahme des Ersatzes des Betonplattenwegs durch einen 
Weg mit wassergebundener Wegedecke wurde dagegen nicht übernommen. Der Beweg-
grund hierfür ist, dass die befestigten Wege die Waldbewirtschaftung erleichtern und ent-
sprechend ein Abriss bei Stadtforstamt und Landesforstbehörde nicht auf Zustimmung trifft.  
 
3.8.4 Artenschutz 
 
Im Rahmen der Erstellung des Grünordnungsplans wurde eine spezielle Artenschutzrechtli-
che Prüfung erarbeitet (Kapitel 5 des GOP), welcher den Anforderungen nach § 44 Bun-
desnaturschutzgesetz (BNatSchG) nachkommt.  

Im Rahmen der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung wurde auf die Arten des Anhangs 
IV der FFH-Richtlinie (zugleich nach nationalem Recht streng geschützt), die Europäischen 
Vogelarten entsprechend Artikel 1 der Vogelschutzrichtlinie (teilweise zugleich nach nationa-
lem Recht streng geschützt) sowie darüber hinaus auf die ausschließlich nach nationalem 
Recht Ăstreng gesch¿tztenñ Arten eingegangen. Grundlage der gutachterlichen Aussagen 
bzw. Maßnahmenvorschläge bildeten von einschlägigen Fachleuten zu den jeweils relevan-
ten Jahreszeiträumen durchgeführte Kartierungen.  

Um die Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG zu vermeiden, ist eine Bau-
zeitenregelung umzusetzen. Aus artenschutzrechtlichen Gesichtspunkten haben die Gehölz-
eingriffe außerhalb der Brutzeit (01.02. bis 30.11.) der Arten zu erfolgen. Die Arbeiten sollen 
während der Brutzeit nicht für längere Zeit unterbrochen werden, da ansonsten eine Ansied-
lung von Arten im Baufeld nicht auszuschließen ist. 

Schnitt, Fällung und Rodung von Gehölzen sind gem. § 39 (5) S. 2 BNatSchG nur zwischen 
01.10. und 29.02. zulässig, denn es lassen sich artenschutzrechtliche Konflikte im Hinblick 
auf Brutvogelarten der Gehölze (Gehölzfreibrüter, Gehölzhöhlenbrüter sowie im Krautsaum 
von Gehölzen brütenden Arten) nur in den Monaten Dezember und Januar vermeiden. Falls 
in den für die Rodung zulässigen Monaten Oktober, November und Februar gerodet werden 
soll, sind die Gehölze direkt vor Beginn der Rodungsarbeiten durch eine für Vogel sachver-
ständige Person abzusuchen (ökologische Baubegleitung), da in diesen Monaten noch Bru-
ten der Ringeltaube bzw. schon Bruten von Amsel, Ringeltaube, Buntspecht und Star mög-
lich sind. Das Ergebnis ist zu dokumentieren. Wenn keine genutzten Nester vorhanden sind, 
kann die Baufeldfreimachung beginnen. Falls genutzte Fortpflanzungs- und Ruhestätten vor-
handen sind, und mit den Arbeiten vor dem Ende der Nutzung der Fortpflanzungs- und Ru-
hestätten begonnen werden soll, ist ein Ausnahmeantrag an die zuständige untere Natur-
schutzbehörde zu stellen und dessen Bescheidung dann für das weitere Vorgehen maßgeb-
lich. 

Derzeit ist im Bereich der Bauflächen um die Planstraßen B und C, der dortigen Stellplätze 
und des Spielplatzes von einem Verlust von 3 Bäumen mit Bruthöhlen der Arten Star, Bunt-
specht, Haussperling und Blaumeise auszugehen. Zur Vermeidung des Eintritts des Schädi-
gungsverbots sind hierfür CEF-Maßnahmen in der Form durchzuführen, dass in dem nörd-
lich angrenzenden Waldgebiet an 10 Bäumen für o.g. Arten geeignete, langfristig haltbare 
Nistkästen  anzubringen sind. 
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Die im Rahmen des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrags vorgeschlagenen Maßnahmen 
werden zwecks verbindlicher Absicherung als Festsetzungen in den Bebauungsplan über-
nommen. 

 

3.9 Waldumwandlung, Flächen für Wald und Waldabstand 
 

3.9.1 Abwägung der Planung mit dem Interesse am Erhalt des Waldes 
 

Entsprechend der gesetzlichen Vorgaben besteht ein grundlegendes Interesse am Erhalt 
des Waldes. Nach § 15 Landeswaldgesetz ist eine Umwandlung von Wald in andere Nut-
zungsarten folglich auch nicht statthaft, wenn die Erhaltung des Waldes im überwiegenden 
öffentlichen Interesse liegt. Daher wird nachfolgend dargelegt, dass nicht der Erhalt des 
Waldes, sondern die Umsetzung des Bebauungsplans Nr. 15.WA.178 ĂObere Warnowkanteñ 
im überwiegenden öffentlichen Interesse liegt. 

Zunächst einmal bleibt der Kernbereich des Waldstücks mit dem älteren Waldbestand erhal-
ten. Laut gutachterlichem Ergebnis (Begründung Antrag auf Waldumwandlung BHF Land-
schaftsarchitekten, 03.2015) entfällt im Wesentlichen jüngerer Bestand, welcher aufgrund 
zwischenzeitlicher Brache des Geländes im Rahmen der Sukzession aufgekommen ist. Ein 
gesetzlicher Schutz des Gehölzbestandes nach § 20 NatSchG MV ist nicht gegeben, der 
betroffene Waldbestand stellt weiterhin keinen besonders geschützten Waldbestand dar. Die 
entfallenden Waldfunktionen können in Anbetracht des begrenzten Wertes des entfallenden 
Bestands und der Tatsache, dass das Waldstück auch keinen Bestandteil einer übergeord-
neten Grün- oder Biotopverknüpfung darstellt, durch Ersatzaufforstung ausgeglichen werden. 
Die Durchführung des Ausgleichs samt Bereitstellung der erforderlichen Flächen ist zudem 
gesichert. Die durch den Entfall des Waldes verursachten negativen Auswirkungen auf des-
sen Funktion als Lebensraum für geschützte Arten nach § 44 BNatSchG ist laut gutachterli-
chem Ergebnis eingeschränkt, da der größte Teil des Waldes erhalten bleibt. Zudem können 
Beeinträchtigungen durch geeignete, auch vorgezogene Ersatzmaßnahmen vermieden wer-
den. Die Anforderungen von § 44 BNatSchG zum Erhalt geschützter Arten werden dabei 
erfüllt, Verbotstatbestände treten nicht ein. Aufgrund des Erhalts des alten Waldbestands, 
der Weiterverfolgung des Projekts ĂUferwegñ, der Schaffung eines Kinderspielplatzes im hin-
zukommenden Wohngebiet und der Tatsache, dass der eingezäunte entfallende Sukzessi-
onsfläche kein erheblicher Erholungswert zukommt, wird dessen Erholungsfunktion und die 
Erholungsvorsorge im näheren Umfeld nicht verschlechtert.  

Dem gegenüber wird mit der Aufstellung des B-Plans erheblichen Belangen der Stadtent-
wicklung entsprochen. Insbesondere die Schaffung dringend benötigten Wohnraums erfor-
dert die Planaufstellung. Daneben wird mit der Entwicklung dieses städtebaulich integrierten 
Standorts mit umfassender Infrastrukturversorgung und Verkehrsanbindung weiteren we-
sentlichen Belangen nach § 1 Abs. 6 BauGB und zwar der Erneuerung und Fortentwicklung 
vorhandener Ortsteile sowie die Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche, 
der Bedienung sozialer und kultureller Bedürfnisse der Bevölkerung sowie denen des Perso-
nenverkehrs und insbesondere der ÖPNV-Anbindung entsprochen. Weiterhin werden Belan-
ge nach § 1a BauGB und zwar der schonende Umgang mit Grund und Boden durch über-
wiegende Nachnutzung einer gewerblichen Brachfläche, Entwicklung eines städtebaulich 
integrierten Standorts und damit einhergehende Verkehrsreduzierung gegenüber Entwick-
lungen an der Peripherie entsprochen. Wie auf Ebene des Flächennutzungsplans bereits 
dargelegt, ist der vorliegende Standort zur Deckung des zukünftigen Wohnungsbaubedarfs 
auch nicht verzichtbar, insbesondere weil es sich um einen der begrenzten städtebaulich 
integrierten Standorte handelt, die sich auch für einen verdichteten Wohnungsbau bzw. Ein-
zelhausbebauung eignen. Insgesamt sind damit die in vorliegendem B-Plan aufgezeigte 
Stadtentwicklung und damit verfolgten Belangen dem vollständigen Erhalt der Waldfläche, 
einschließlich der nachweislich hinsichtlich der Belange Umwelt- und Naturschutz sowie Er-
holungsfunktion wenig relevanten, untergeordneten Teilfläche.  
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Die Inanspruchnahme der Waldflächen ist zudem zur Realisierung des Vorhabens unum-
gänglich. Im Einzelnen erfordern die Schaffung der ufernahen Fuß- und Radwegeverbin-
dung, die Herstellung der Verkehrsanbindung (eine Beschränkung auf die Anbindung an die 
Klaus-Groth-Straße ist funktional nicht ausreichend) sowie zur Realisierung eines erhebli-
chen Teils der Wohnbestands, welcher ansonsten aufgrund nicht eingehaltenen Waldab-
stands entfallen müsste, die Waldumwandlung. 

 

3.9.2 Waldumwandlung 
 

Die im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindlichen Gehölzflächen werden von der 
Forstbehörde als Wald im Sinne des § 2 Waldgesetzes für das Land Mecklenburg-
Vorpommern (Landeswaldgesetz - LWaldG) eingestuft. Daher bedarf die Rodung und Über-
führung dieser Flächen in eine andere Nutzungsart der Genehmigung der Forstbehörde ge-
mäß § 15 Abs. 1 LWaldG.  

 

Abbildung 4: Abgrenzung der Fläche für die Waldumwandlung  

Erforderlich wird die Waldumwandlung einerseits zur Herstellung der geplanten Wohnbe-
bauung und damit verbundener Grünflächen und Erschließungsanlagen einschließlich einer 
neuen Zufahrt zum Yachtclub im nordwestlichen Teil des Geltungsbereichs aber auch zur 
Herstellung des geplanten Wald- und Uferwegs als Lückenschluss einer durchgängigen, die 
Warnow begleitenden öffentlichen Wegeverbindung. Insgesamt bedarf die Umsetzung des 
vorliegenden Bebauungsplans eine Umwandlung von 1,02 ha. Entsprechend der Stellung-
nahme des Fortsamtes Billenhagen vom 17.Oktober 2016 ist nach  dem  Berechnungsmodel  
zur  ĂBewertung  von Waldfunktionen  bei  Waldumwandlungen  und  Kompensation  in  
Mecklenburg-Vorpommernñ  der  Landesforstanstalt  M-V, die  betroffene  Waldfläche  in  
Verbindung  mit  der  geplanten  Ausgleichsfläche  in  Bentwisch im Verhältnis von 1 : 1,68 
auszugleichen. Zur Kompensation des Verlustes der im Zuge des B-Plans ĂObere Warnow-
kanteñ in Anspruch genommenen Waldflªche ist die Erstaufforstung auf einer Fläche die bis-
her nicht als Wald im Sinne des § 2 LWaldG M-V klassifizierten Fläche durchzuführen. Ge-
mäß der Berechnung ergibt sich auf der Brachfläche in Bentwisch ein Ausgleichserfordernis 
von 1,71 ha. 
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Die Ersatzaufforstung ist in der Gemarkung Bentwisch, Flur 1, Flurstück 44/40 und 45/11 auf 
1,80 ha (E1) geplant. Vorstehende Fläche wird bereits durch das Stadtforstamt bewirtschaf-
tet und befindet sich im Eigentum der Hansestadt Rostock. Über die Landesforstanstalt ist 
die planungsrechtliche Zulässigkeit der Aufforstung geprüft worden. Es liegt eine Erstauffors-
tungsgenehmigung vor. Die Lage der Aufforstungsfläche ist der folgenden Abbildung zu ent-
nehmen.   

Die Genehmigung des Antrages zur Waldumwandlung eines Großteils der zur Umsetzung 
des Bebauungsplans erforderlichen umzuwandelnden Waldfläche ist von der zuständigen 
Landesforstbehörde mit Stellungnahme vom 10.12.2014 aufgrund des gegebenen überwie-
genden öffentlichen Interesses in Aussicht gestellt worden. Aufgrund neuerer aktueller Er-
kenntnisse der Landesforst aus dem Jahr 2015 ist dieser Antrag um die neu als Wald zu de-
finierenden umzuwandelnden Flächen insbesondere im rückwärtigen Bereich der Privat-
grundstücke der Bestandsbebauung Pressentinstraße 7 ï 9 mit Schreiben vom 19.08.2015 
ergänzt worden. Daraufhin wurde die Waldumwandlungserklärung der Landesforstbehörde 
mit Schreiben vom 17.10.2016 ergänzt. In diesem Schreiben wurde seitens der Landesforst-
behörde attestiert, dass in der Frage der Waldumwandlung vorerst keine Bedenken beste-
hen. 

Die Genehmigung zur Waldumwandlung wird nach Satzungsbeschluss von der zuständigen 
Landesforstbehörde erteilt. Die im Rahmen der Stellungnahme formulierten Voraussetzun-
gen bzw. Anforderungen an die Waldumwandlung werden durch die Hansestadt Rostock im 
Weiteren beachtet. Gemäß dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung ist ab einer 
zusammenhängenden Waldumwandlungsfläche von 1 ha eine allgemeine UVP-Vorprüfung 
des Einzelfalls durchzuführen. In Abstimmung mit der Landesforstbehörde wird diese von der 
Landesforstbehörde selbst vorgenommen. 
 

 

Abbildung 5: Übersichtslageplan der Aufforstungsfläche Bentwisch  
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3.9.3 Wald 
 
Die im übrigen Geltungsbereich bestehenden Waldflächen sollen langfristig als solche erhal-
ten werden und sind entsprechend als Flächen für Wald nach § 9 Abs. 1 Nr. 18b) festge-
setzt. Gegenüber der ausgelegten Entwurfsfassung ist im Zusammenhang mit den Planun-
gen im Bereich der 2.  nderung des Bebauungsplans Nr. 15.W.99 ĂGehlsdorfer Norduferñ 
am nordwestlichen Rand ein Streifen von ca. 30 m herausgenommen worden.  

Der im Waldbereich in Warnownähe geplante und entsprechend festgesetzte Fuß- und 
Radweg dient auch der Waldbewirtschaftung. Ansonsten sind die übrigen Waldbewirtschaf-
tungsflächen (Rückwege und Polterplätze) Bestandteil der festgesetzten Waldfläche und 
durch diese planungsrechtlich hinreichend abgesichert.  

 

 

Abbildung 6: externe Ausgleichsmaßname  (E1) 
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Abbildung 7: Wege zur Waldbewirtschaftung (rot gekennzeichnet) 

 

3.9.4 Waldabstand, Flächen die von der Bebauung freizuhalten sind und ihre Nut-
zung 

 

Von den weiter bestehenden Waldflächen im Bebauungsplangebiet ist gemäß Artikel 1 des 
1. Gesetzes zur Änderung des Landeswaldgesetzes zu § 20 LWaldG für bauliche Anlagen 
ein Abstand von 30 m grundsätzlich einzuhalten. Aufgrund der Ermächtigung in § 20 Abs. 1 
LWaldG hat die Oberste Forstbehörde durch Rechtsverordnung in Form der Waldabstands-
verordnung (WaldAbstVO) M-V Ausnahmen hiervon ermöglicht.  
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Über die Zulassung von Ausnahmen entscheidet nach § 20 Abs. 2 LWaldG M-V in der Regel 
die Forstbehörde bzw. bei baugenehmigungspflichtigen baulichen Anlagen die Bauaufsichts-
behörde im Einvernehmen mit der Forstbehörde. Nach § 20 Abs. 3 LWaldG M-V bedarf es 
einer entsprechenden Entscheidung allerdings nicht für bauliche Anlagen, die den Festset-
zungen eines rechtskräftigen Bebauungsplans entsprechen, der unter Beteiligung der Forst-
behörde zustande gekommen ist. 

Im Rahmen der Aufstellung vorstehenden Bebauungsplans finden in Abstimmung mit dem 
zuständigen Forstamt die gegebenen forstlichen Belange in der Form Berücksichtigung, 
dass in der Waldabstandsfläche nur solche bauliche Anlagen zugelassen werden, welche 
auch als Ausnahmen entsprechend § 2 WAbstVO M-V zulässig wären. Die Hansestadt 
Rostock schränkt diese zulässigen Nutzungen gleichzeitig im Sinne einer einheitlichen, 
hochwertigen und offenen sowie grünen Gestaltung des Baugebiets (siehe dazu Punkt 3.4) 
noch weiter in der Form ein, als das jeweils nur die Nutzungen im Sinne von § 12 und § 14 
BauNVO zugelassen werden, welche in den jeweiligen Baugebieten außerhalb der Waldab-
standszone auch möglich sind. Auf diese Weise wird den forstlichen Belangen und den städ-
tebaulichen Zielsetzungen gleichermaßen Rechnung getragen.  

Im Bebauungsplan werden vorstehende Regelungen auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 10 
BauGB i. V. m. § 20 Abs. 3 LWaldG M-V verbindlich festgesetzt. 

 

3.10 Immissionsschutz 
 
In Anbetracht der bereits erhöhten Frequentierung der Pressentinstraße mit motorisiertem 
Verkehr ist von vornherein von einer erheblichen Schallimmissionsbelastung des Plange-
biets, zumindest was die an vorgenannte Hauptverkehrsstraße angrenzenden Baugebiete 
betrifft, auszugehen. Weiterhin wird durch das neu hinzukommende Siedlungsgebiet ein zu-
sätzliches Verkehrsaufkommen generiert. Die vorgesehene Erschließung bindet sowohl an 
die stärker befahrene Pressentinstraße als auch an die bisher schwach frequentierte Klaus-
Groth-Straße an. Entsprechend ist anzunehmen, dass die Verkehrsbewegungen auf der 
Klaus-Groth-Straße gegenüber dem heutigen Stand deutlich zunehmen werden und damit 
auch die Schallimmissionsbelastung. Daneben sind im Rahmen vorliegender Planaufstellung 
im Bereich des Immissionsschutzes weitere Auswirkungen von Gewerbe- und Freizeitlärm 
(Yachtclub) abzuklären. So sind, teilweise nach Bundesimmissionsschutzgesetz genehmi-
gungspflichtigen, Anlagen in der weiteren Umgebung des Plangebiets und insbesondere die 
nordöstlich des Plangebiets gelegene Schiffswerft Tamsen Maritim GmbH sowie auf der ge-
genüberliegenden Warnowseite die Kläranlage der Eurawasser GmbH (inkl. Blockheizkraft-
werk) sowie der Betrieb im Fracht-und Fischereihafen (RFH) zu berücksichtigen. Im weiteren 
Aufstellungsverfahren haben sich zudem weitere Nutzungen wie der Seehafenumschlag des 
Fracht- und Fischereihafens sowie der zur Unterbringung von gewerblichen Nutzungen in 
Aufstellung befindliche Bebauungsplan ĂEhemaliger Schlachthofñ als untersuchungsrelevant 
gezeigt. Gleiches gilt für die bei ungünstigen Wetterlagen auftretende geminderte Schall-
dämpfung über Wasser. Zudem wurden die Verkehrszahlen anhand aktueller Erkenntnisse 
zur Gesamtverkehrsentwicklung im Stadtteil sachgerecht angepasst.   

Zur Abklärung der immissionsrechtlichen Belange wurden in schalltechnischen Untersu-
chungen (TÜV Nord Umweltschutz vom 17.07.2014, mit Ergänzung vom 10.04.2015, und 
31.08.2016 mit Ergänzung vom 19.10.2016) unter Beachtung vorstehender Anforderungen 
erstellt. Darin erfolgte eine prognostische Ermittlung der zu erwartenden Geräuschimmissio-
nen, die innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans durch den Straßenverkehr, 
durch gewerbliche sowie durch Freizeitnutzungen hervorgerufen werden. Bei den Berech-
nungen wurde die angestrebte Festsetzung der geplanten Baugebiete als allgemeine Wohn-
gebiete zu Grunde gelegt. Weiterhin wurden die planbedingten Schallauswirkungen auf die 
Umgebung betrachtet. Die Ermittlung der Geräuschemissionen erfolgte auf Grundlage von 
Prognosen entsprechend der gesetzlichen Vorgaben für die jeweilige Emittentenart. 

Die Berechnungen der Geräuschimmissionen für den Verkehr ergaben, dass die Beurtei-
lungspegel im Plangebiet mit Spannen zwischen 45 bis 64 dB(A) tagsüber und zwischen 35 
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und 55 dB(A) nachts sehr unterschiedlich ausfallen. Dabei beziehen sich die Werte oberhalb 
der anzusetzenden Orientierungswerte von 55 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts auf die Im-
missionsorte an der Bestandsbebauung entlang der stark vorbelasteten Pressentinstraße. 
Dagegen werden die Orientierungswerte für allgemeine Wohngebiete zur Tag- und Nachtzeit 
im Bereich der noch unbebauten Teilflächen überwiegend eingehalten. Eine Ausnahme stellt 
das WA 3, also die Bebauung in 2. Reihe südwestlich Pressentinstraße dar. Hier sind Über-
schreitungen der Orientierungswerte von jeweils maximal 1 dB(A) tags und nachts festzustel-
len.  

An der im Plangebiet bestehenden Bebauung an der Pressentinstraße erhöhen sich die Pe-
gel gegenüber der Bestandssituation im überwiegenden Teil nicht. Planbedingt werden die 
Beurteilungspegel tags und nachts partiell um maximal 1 dB(A) erhöht. Die bereits vorhan-
denen Orientierungswertüberschreitungen werden lokal weitergehend um 1dB(A) erhöht. 
Dies betrifft aber nicht die Standorte mit den bestehenden maximalen Überschreitungen der 
Orientierungswerte (9 dB(A) tags und 10 dB(A) nachts), hier erfolgt keine weitere Erhöhung.  

An der im Plangebiet bestehenden Bebauung an der Klaus-Groth-Straße werden die Immis-
sionspegel planungsbedingt bis 5 dB(A) am Tag und bis 4 dB(A) in der Nacht erhöht. Die 
Orientierungswerte für ein allgemeines Wohngebiet werden tags und nachts weiterhin einge-
halten. Außerhalb des Plangebiets wird an der bestehenden Bebauung lokal der Orientie-
rungswert nachts um 1 dB(A) überschritten. Die Überschreitung ist insbesondere auf den 
Pflasterbelag der Fahrbahn zurückzuführen. Bei einer Asphaltdecke würde es zu keiner 
Überschreitung kommen.  

Aktive Schallschutzmaßnahmen, sind aufgrund vorliegender Entscheidungslage nicht sach-
gerecht. Lärmschutzwände entlang der Pressentinstraße bzw. Klaus-Groth-Straße sind auf-
grund der  erforderlichen Dimensionierung mit dem vorliegenden Ortsbild unvereinbar. Sie 
würden zudem zu unverhältnismäßig ausgeprägten funktionalen Nachteilen, insbesondere 
hinsichtlich der Grundstückserschließung, und unverhältnismäßig hohen Kosten führen. Ein 
Abrücken der Bebauung von der Lärmquelle erübrigt sich aufgrund der gegebenen Be-
standssituation.  

Eine Geschwindigkeitsreduzierung von 50 auf 30 km/h auf der Pressentinstraße, die eine 
straßenverkehrsbehördlichen Anordnung bedarf, würde zu einer Verminderung von 1 bis 2 
dB(A) führen. Im Bereich des B-Plangebietes ist auf der Pressentinstraße die zulässige 
Höchstgeschwindigkeit in Schulzeiten von Montag bis Freitag, zwischen 6:30 und 17:00 Uhr 
von 50 hm/h auf 30 km/h reduziert. Somit ist im Tagzeitraum (Schulzeit) eine geringere Ein-
wirkung durch Verkehrslärm, es wird von 1 dB(A) ausgegangen, bereits gegeben.  

Den verkehrsbedingten Immissionen wird durch passive Lärmschutzmaßnahmen begegnet. 
Dazu werden im B-Plan entsprechende Festsetzungen in Form von Lärmpegelbereichen (III 
und IV) und daran gekoppelte Anforderungen zu den Lärmschutzeigenschaften der Außen-
bauteile (Textliche Festsetzung Nr. 3.15.1) getroffen. Zum Schutz des gesunden Nacht-
schlafs wird innerhalb der Lärmpegelbereiche III und IV eine Orientierung von Schlafräumen 
und Kinderzimmern zu den lärmabgewandten Gebäudeseiten bzw. wenn dies nicht möglich 
ist, der Einsatz aktiver schallgedämmter Lüftungseinrichtungen festgesetzt (Textliche Fest-
setzung Nr. 3.15.3). Außenwohnbereiche (Balkone Loggien, Terrassen) sind innerhalb der 
festgesetzten Lärmpegelbereiche nur an den lärmabgewandten Gebäudeseiten zulässig 
(Textliche Festsetzung 3.15.4). Vorstehende Anforderungen gelten dabei lediglich für Neu-
bauten und umfassende bauliche Änderungen bzw. Nutzungsänderungen an bestehenden 
Gebäuden im Sinne von § 29 Abs. 1 BauGB. Für Vorhaben im Rahmen der Gebäudein-
standhaltung sowie für begrenzte bauliche Änderungen und Erweiterungen, welche über den 
allgemeinen Bestandsschutz gesichert sind, gelten vorstehende Anforderungen dagegen 
nicht.  

Die verbleibende Überschreitung des Orientierungswertes von 1 dB (A) im Bereich der 
Klaus-Groth-Straße außerhalb des Plangebiets wird in diesem Einzelfall als hinnehmbar an-
gesehen. Diese Geräuschimmissionen in der Klaus-Groth-Straße entsprechen dem Lärmpe-
gelbereich II gemäß DIN 4109. Die daraus resultierenden Anforderungen an den baulichen 
Schallschutz sind Stand der Technik.  
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Außerhalb der Abwägung wird darauf hingewiesen: Im Rahmen der anstehenden Umgestal-
tung des Bereichs Kirchenplatz, die erforderlichen Vorabstimmungen und Gremienbeschlüs-
se zur Aufnahme der entsprechenden Planungen sind bereits erfolgt, ist für die Klaus-Groth-
Straße eine grundhafte Erneuerung für die Jahre 2018/2019 mit einer Asphaltierung der 
Fahrbahn vorgesehen. Nach der Straßenerneuerung werden die Orientierungswerte an der 
Klaus-Groth-Straße eingehalten. Weiterhin ist aktuell für die Ortslage Gehlsdorf in Zusam-
menhang mit der Erschließung von zwei neuen Wohngebieten im östlichen Ortsbereich eine 
neue Straßenführung in Planung. Nach vorliegender Verkehrsuntersuchung würde diese zur 
Pressentin- und Fährstraße parallel verlaufende Straßenführung zu einer erheblichen Redu-
zierung der Verkehrsbelastung auf vorgenannten Bestandsstraßen führen. Je nach gewähl-
ter Trasse ist für die Pressentinstraße für 2030 eine Reduzierung von 8.200 auf 1.400 bzw. 
1.500 Kfz / 24 Std. und für die nördliche Fährstraße von 7.300 auf 2000 bzw. 2.700 Kfz / 24 
Std. prognostiziert. Mit einer Reduzierung der Verkehrsbelastung würde sich mittelfristig die 
Immissionsbelastung für die Anlieger von Pressentinstraße und Klaus-Groth-Straße erheb-
lich verringern. 

Bei der Untersuchung der Einwirkung von Gewerbelärm wurden: 

¶ der Betrieb des Einkaufsmarktes südöstlich des Plangebietes, 

¶ die im benachbarten B-Plan Nr. 15.W.99 ĂGehlsdorfer Norduferñ ausgewiesenen immissi-

onswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel (IFSP), 

¶ der Betrieb des Werftunternehmens TAMSEN Maritim GmbH nordwestlich des Plange-

biets, 

¶ der Betrieb der Rostocker Fracht- und Fischereihafen (RFH) GmbH (maßgeblich: Betrieb 

des Kühlhauses und Holzumschlag) auf dem gegenüberliegenden Warnowufer, 

¶ der Betrieb der Kläranlage mit Blockheizkraftwerk (BHKW) des Wasserversorgungs-

unternehmens Eurawasser Nord GmbH auf dem gegenüberliegenden Warnowufer sowie 

TAMSEN, 

¶ der Betrieb des Metall-Verzinkungsbetriebs ZinkPower Rostock GmbH auf dem gegen-

überliegenden Warnowufer 

berücksichtigt. Im weiteren Umfeld des Plangebietes befinden sich damit mehrere hafennahe 
Gewerbetriebe sowie der Rostocker Fracht- und Fischereihafen mit Seehafenumschlagsan-
lagen. Von diesen Lärmquellen können erhebliche Geräuschimmissionen ausgehen, welche 
sich auch auf weit entfernte Siedlungsbereiche auswirken können.  

Gegenüber dem Vorentwurfsstand erfolgt eine öffentliche Widmung des Parkplatzes beidsei-
tig der Planstraße B, lediglich 10 Stellplätze auf der der den Wohngebieten abgewandten 
Seite bleiben als private Stellplätze festgesetzt. Die nun öffentlich gewidmeten Parkplätze 
werden aus immissionsschutzrechtlicher Sicht als Verkehrsfläche betrachtet. Die zum Ver-
kehrslärm aufgeführten Beurteilungspegel enthalten somit bereits die Geräuscheinwirkungen 
des nun öffentlichen Parkplatzes.  

Der B-Plan ĂEhem. Schlachthofñ befindet sich seit 07.11.2012 in der Aufstellung. Mit Ausle-
gungsbeschluss vom 16.03.2017 wird der B-Plan als verfestigte Planung angesehen. Aus 
den bereits vorliegenden schalltechnischen Untersuchungen zum  B-Plan 06.GE.139 ĂEhe-
maliger Schlachthofñ geht hervor, dass sich bereits durch die vorhandenen maÇgeblichen 
Immissionsorte deutliche Einschränkungen auf die Emissionskontingente der einzelnen Ge-
werbeflächen ergeben. Begrenzend am Ostufer der Warnow sind die Wohngebiete im B-
Plan-Gebiet ĂEhemaliger Marinest¿tzpunktñ mit einer Entfernung ca. 730 m und die Wohnor-
te im B-Plan-Gebiet ĂGehlsdorfer Norduferñ mit einer Entfernung von ca. 740 m. Die nächst-
gelegenen mögliche Wohnbebauung B-Plan-Gebiet ĂObere Warnowkanteñ ist ca. 950 m ent-
fernt. Bei einer immissionsschutzrechtlichen Beurteilung des B-Plans ĂEhemaliger Schlacht-
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hofñ werden die Immissionen an den nächstgelegenen schutzbedürftigen Immissionsorten 
entsprechend ihrer Schutzbedürftigkeit beurteilt. Die geplante Wohnnutzung im Bereich des 
B-Plans ĂObere Warnowkanteñ schrªnkt das geplante Gewerbe nicht zusªtzlich ein.  

Im Ergebnis der Berechnung der gewerblichen Lärmimmissionen im Plangebiet ist festzuhal-
ten, dass mit Beurteilungspegeln von maximal 54 dB(A) tags und 37 dB(A) nachts die Orien-
tierungswerte für allgemeine Wohngebiete durchgehend unterschritten werden.  

Unter Betrachtung der Gleichzeitigkeit der Geräuschimmissionen (aller Gewerbeanlagen 
sowie die des Seehafenumschlags) werden im Bereich des B-Plangebiets ĂObere Warnow-
kanteñ die Orientierungswerte der DIN 18005 an allen untersuchten Immissionsorten tags um 
mindestens 1 dB(A) und nachts um mindestens 3 dB(A) unterschritten.  

In der ergänzten schalltechnischen Untersuchung (Stand 31.08.2016) wird zusätzlich zur 
eingeführten DIN ISO 9613-2 (Dämpfung des Schalls bei Ausbreitung im Freien) die Schal-
lausbreitung über Wasser gesondert betrachtet. Im Fall besonders ungünstiger Wetterlagen 
können demnach bei Schallausbreitung über Wasser höhere Immissionen als nach dem an-
gewandten Rechenansatz auftreten. Daher wird in der schalltechnischen Untersuchung zu-
sätzlich die Schallausbereitung über Wasser auf Grundlage eines mit dem Landesamt für 
Umwelt, Naturschutz und Geologie (LUNG) abgestimmten Berechnungsansatzes ermittelt.  

Unter Berücksichtigung von den o.g. ungünstigen Witterungsbedingungen sowie gleichzeiti-
ger Betrachtung aller Gewerbeanlagen (gemäß TA Lärm) können an den ufernahen Immis-
sionsorten die Orientierungswerte nachts um bis zu 5 dB(A) überschritten werden. Der Ha-
fenumschlag ist, da dieser nicht unter die Bestimmungen der TA Lärm fällt, gesondert zu 
betrachten. Hier ergeben sich Überschreitungen von bis zu 6 dB(A). Bei gleichzeitiger Be-
trachtung von Gewerbe- und Seehafenumschlagsanlagen können die Orientierungswerte 
nachts um bis zu 8 dB(A) überschritten werden. Aus der Gesamtbetrachtung beider Ge-
räuschquellen ergibt sich, dass die Schwelle der Gesundheitsgefährdung (70 dB(A) tags und 
60 dB (A) nachts) nicht überschritten wird.   

Aktive Schallschutzmaßnahmen, wie z.B. die Errichtung  von baugebietsseitigen Schall-
schutzwänden oder Beschränkungen des Hafenumschlags und des Betriebs der hafenaffi-
nen Wirtschaft, kommen nicht in Betracht. Das Baugebiet schützende Schallschutzwände 
sind aufgrund der erheblichen Entfernung vom Emissionsort nicht geeignet, da nur bei Er-
richtung einer Schallschutzwand nahe an der Lärmquelle eine signifikante Abschirmung und 
damit effektive Lärmminderung erzielt werden kann. Ein entsprechendes Schutzbauwerk 
hätte zudem erhebliche negative Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild und auf 
die den  Wohnqualität.  

Der Hafenumschlag unterliegt einem schwankenden Betriebsablauf. Das in der schalltechni-
schen Untersuchung betrachtete Szenario entspricht dem Maximalszenario, welches nicht 
der Regelfall ist. Bzgl. nächtlicher Schallimmissionen aus Gewerbe- und Seehafenum-
schlagsanlagen sind die Schallquellen auf dem Gelände des Rostocker Fracht- und Fische-
reihafen pegelbestimmend. Aus der Konfliktlage mit anderen Wohnstandorten heraus, wur-
den durch den Rostocker Fracht- und Fischereihafen bereits Lärmminderungsmaßnahmen 
umgesetzt. Weitere Maßnahmen sind im Rahmen eines Lärmminderungskonzeptes geplant. 
Zum Beispiel ist nach Ausbau des Liegeplatzes 27 die Verlegung von Roheisen- und Holz-
Umschlagsflächen auf diese weniger konfliktreiche Fläche vorgesehen.  

Die vorgenannten Überschreitungen der Orientierungswerte werden zudem nicht nur auf-
grund des anzunehmenden seltenen Auftretens als vertretbar angesehen, sondern auch weil 
die Geräusche aus Hafenanlagen besonders in Uferlagen der Hafenstadt Rostock ortsübli-
che Geräusche darstellen.  

Es wird weiterhin berücksichtigt, dass gemäß Flächennutzungsplan der Hansestadt Rostock, 
sowohl für Hafenumschlag und hafenaffines Gewerbe als auch für die Wohnungsbauent-
wicklung nur begrenzte Flächenreserven bestehen (hier sind insbesondere die entsprechend 
der Vorgaben Ziel 4.1 (5+6) des Landesraumentwicklungsprogramms Mecklenburg-
Vorpommern (LEP M-V) und nach § 1 Abs. 6 und §1a Abs. 2 und 5 BauGB vorrangig zu 
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entwickelnden Flächen an städtebaulich integrierten Standorten begrenzt). An den begrenzt 
vorhandenen Uferlagen der Hansestadt Rostock bestehen somit Nutzungskonkurrenzen 
zwischen hafenbezogenen Gewerbe, für die ein Wasserzugang besonders wichtig ist, und 
der Wohnbauentwicklung in städtebaulich integrierten und attraktiven Lagen. 

Dem Hafen und der dort ansässigen Hafenwirtschaft kommt für die zukünftige wirtschaftliche 
Entwicklung von Stadt und Region ein besonderer Stellenwert zu. Entsprechend § 1 Abs. 6 
Nr. 8a und 9 BauGB stellen die Belange der Wirtschaft, einschließlich die der Schaffung und 
Sicherung von Arbeitsplätzen, sowie diejenigen des Güterverkehrs im Rahmen der Bauleit-
planung wesentliche zu berücksichtigende Belange dar. Zudem ist im Landesraumentwick-
lungsprogramm M-V unter Ziel 4.3.1(3) und damit als verbindliche Vorgabe für die Bauleit-
planung festgelegt, dass die Ostseehäfen durch eine vorausschauende Flächenbevorratung 
für Umschlag, Logistik sowie hafenaffines Industrie- und Gewerbeansiedlungen wettbe-
werbsfähig aufgestellt werden sollen. Aufgrund der Einstufung Rostocks als Oberzentrum 
(Ziffer 3.2(3)), diese Einstufung ist ebenfalls ein verbindliches Ziel der Raumordnung, ist die 
Hansestadt als überregional bedeutsamer Infrastruktur- und Wirtschaftsstandort zu stärken 
und weiterzuentwickeln (Ziffer 3.2(6)). In den von der Bürgerschaft beschlossenen Leitlinien 
zur Stadtentwicklung Rostock 2025 wird neben der Leitlinie VIII.2, mit der eine Senkung der 
Luft- und Lärmbelästigung angestrebt wird, unter Leitlinie II.1 und II.2 die Festigung der Posi-
tion als Wirtschaft- und Dienstleistungszentrum angestrebt. Mit der Planung wird ein verträg-
liches Nebeneinander von Wirtschaft und Wohnen sichergestellt.  

F¿r den Bebauungsplan ĂObere Warnowkanteñ wurde zudem die Festsetzung der Lªrmpe-
gelbereiche gemäß DIN 4109 auf Grundlage des maßgeblichen Außenlärmpegels geprüft. 
Der maßgebliche Außenlärmpegel wurde auf Grundlage der Summenbetrachtung von Stra-
ßenverkehr und gewerblichen Anlagen (gemäß TA Lärm) sowie Seehafenumschlagsanlagen 
ermittelt. Es wurde zudem die Nachtzeit in Ansatz gebracht. Selbst in den ufernahen Wohn-
standorten (WA 1.1 bis WA 1.11 sowie WA 2.1 bis WA 2.9) wird der Lärmpegelbereich II 
nicht überschritten. Fassaden nach dem heutigen Stand der Technik erfüllen mindestens die 
Schalldämmmaße für den Lärmpegelbereich II, daher sind keine zusätzlichen schallmin-
dernden Maßnahmen nötig. Im Hinblick auf das gewerbliche Entwicklungspotential am dem 
Plangebiet gegenüberliegenden Westufer werden an den o.g. ufernahen Wohnstandorten 
Schalldämmmaße für den Lärmpegelbereich III empfohlen. Eine entsprechende Empfehlung 
wird in die Ădurchf¿hrungsrelevanten Hinweiseñ aufgenommen. 

Im Bereich der Emittentenart ĂFreizeitlªrmñ liegen die Beurteilungspegel in den Baugebieten 
tags bei maximal 56 dB(A) werktags außerhalb der Ruhezeiten und bei maximal 38 dB(A) 
werktags in Ruhezeiten sowie bei maximal 42 dB(A) nachts. In allgemeinen Wohngebieten 
sind die Orientierungswerte von 55 dB(A) am Tag und 40 dB(A) in der Nacht einzuhalten. 
Das Baugebiet WA 1.3 bleibt weit genug von der Grundstückgrenze des Yachtclubs Warnow 
e.V. zurück, sodass die maßgeblichen Immissionsrichtwerte nur an den südwestlichen Rän-
dern des Baugebiets WA 1.3 überschritten werden. Maßgeblich für diese Überschreitungen 
tagsüber ist der Lärm, welcher durch Schleifarbeiten im Rahmen der Bootsreparatur und 
Pflege auf der direkt angrenzenden Freifläche des Yachtclubs Warnow e.V. hervorgerufen 
wird. Die Überschreitung beträgt 1 dB(A) außerhalb der Ruhezeiten. Unter Berücksichtigung, 
dass die Schleifarbeiten sich nur auf eine kurze Zeit im Jahr beschränken, kann die kaum 
wahrnehmbare Überschreitung von 1 dB(A) hingenommen werden. 

Die Pegelüberschreitung in der Nacht wurde in Folge privater Feiern auf dem Yachtclubge-
lände ermittelt. Private Feiern in den Räumen des Clubhauses stellen keinen bestimmungs-
gemäßen Betrieb des Yachtclubs Warnow e.V. dar. Dieser Fall unterliegt ordnungsrechtli-
chen Regelungen und kann nicht im Rahmen der Bauleitplanung behandelt werden.  

Der im Plangebiet nördlich des Baugebiets WA 2.1/2.2 vorgesehene Standort für einen 
Wertstoffcontainer hält einen Abstand von 60 m zur nächstgelegenen bestehenden und 30 m 
zur nächstgelegenen geplanten Wohnnutzung. Das Bundesumweltamt empfiehlt hier einen 
Mindestabstand von 12 m zur Wohnbebauung. Dieser wird damit weit übertroffen. Aufgrund 
dieses Umstands und der generell erfolgenden Beschränkung der zulässigen Einwurfzeiten, 
sind die Anforderungen an den Immissionsschutz hinreichend berücksichtigt. Von dem an 
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gleichem Standort vorgesehenen Abwasserpumpwerk für die baugebietsbezogene Entsor-
gung sind aufgrund des entsprechenden Abstands und der erfolgenden vollständigen Kaps-
lung keine erheblichen Geruchs- oder Schallimmissionen zu erwarten. 
 

3.11 Leitungstrassen sowie Geh-, Fahr- und Leitungsrechte  
 
Am nördlichen Rand des Plangebiets verläuft eine unterirdische Schmutzwasserleitung 
(DN800 Stahl) der Eurawasser Nord GmbH AG. Diese fördert zu behandelndes Schmutz-
wasser vom Hauptpumpwerk Dierkow über einen Warnowdücker zur zentralen Kläranlage in 
Rostock-Bramow. Zur Erhöhung der Entsorgungssicherheit für die nordöstlichen, östlichen 
und südöstlichen Siedlungsbereiche sowie der angrenzenden Randgemeinden soll zukünftig 
nördlich der Bestandsleitung eine zweite parallelverlaufende Druckleitung verlegt werden. 
Die Trassenverlaufe der Bestands- und der geplanten zweiten Druckleitung werden entspre-
chend auf Grundlage § Abs. 1 Nr. 13 BauGB verbindlich festgesetzt.  

Zudem ist in dem Abschnitt, in dem die Leitung private Wohnbauflächen durchquert, ein den 
Anforderungen entsprechendes Geh-, Fahr- und Leitungsrecht nach § 9 Abs. 1 Nr. 21 
BauGB festgesetzt. Im Bereich der öffentlich gewidmeten Grün- und Verkehrsflächen wird 
die Freihaltetrasse von 5 m beiderseitig der Leitungsachsen für die bestehende und die ge-
plante, parallel verlaufende Druckleitung informativ als Planzeichen ohne Normcharakter 
dargestellt. 

 

3.12 Übernahme von Rechtsvorschriften (Örtliche Bauvorschriften) 
 

In den Bebauungsplan wurden aus Gründen der Gestaltung des Ortsbildes  (§ 1 Abs. 5 Nr. 5 
BauGB) Festsetzungen zur Gebäudegestaltung und zur Gestaltung der Grundstückseinzäu-
nung als örtliche Bauvorschriften auf Basis des § 86 Abs. 4 LBauO M-V aufgenommen. 

Die Vorschrift, dass die Dächer in dem neu zu entwickelnden Teilbereich als Flachdächer 
maximal eine Dachneigung von 17° aufweisen dürfen, erfolgt im Sinne einer eigenständigen, 
modernen Baugestaltung des neuen Wohnquartiers und einer deutlichen Abgrenzung vom 
historischen, villenartigen angrenzenden Baubestand. Zudem soll die Höhe der Gebäude im 
Hinblick auf die exponierte Lage des hinzukommenden Quartiers deutlich oberhalb der 
Warnow möglichst begrenzt werden. Bei gleichzeitig angestrebter verdichteter Bauweise ist 
dies mit Flachdächern am besten zu erreichen. 

Die bebauten Bereiche des Plangebiets sowie der daran anschließende historische Ortskern 
von Gehlsdorf sind geprägt von einer Bebauung mit maximal zwei Vollgeschossen. Lediglich 
wenige historische Gebäude zeigen ein drittes Vollgeschoss in Form eines Mansarddaches 
oder eines großen fassadengleichen Zwerggiebels. Ein drittes Geschoss mit der gleichen 
Geschossfläche wie die darunterliegenden ist dagegen für die Umgebung atypisch. Die Vor-
schrift, dass die Geschossfläche der in einem Baugebiet jeweils höchstzulässigen Geschos-
se maximal 2/3 der des darunterliegenden Geschoss betragen darf, erfolgt, um eine Einbin-
dung der neu hinzukommenden Gebäude mit Staffelgeschoss in die umliegende Siedlungs-
struktur zu verbessern. Die deutlich zurücktretende Dimension des obersten Geschosses 
führt auch zu einem zurücktreten der obersten Fassaden und verhindert ähnlich wie ein 
Dachgeschoss eine zu dominante Erscheinung des Gesamtgebäudes. 

Für die Baugebiete WA 5.1, 5.1A und 5.2 wird die Integration von den hier zulässigen oberir-
dischen Garagen in den Hauptbaukörper vorgeschrieben. Damit soll im Sinne der baulichen 
Gestaltqualität einer Dominanz von Garagenbauten entgegengewirkt werden. Mit der Be-
schränkung der Grundstückseinfriedungen auf 1,20 m in den Vorgartenbereichen und auf 
1,50 m zu den übrigen Straßenräumen und öffentlichen Wegen soll die Erlebbarkeit eines 
einheitlichen Freiraums, insbesondere in den zur Warnow hin orientierten Grünzügen, gesi-
chert werden. Die Straßenräume sind der Zielsetzung einer flächensparenden Erschließung 
folgend im Querschnitt auf 7,00 m (Wohnwege) bis 8,75 m (Wohnstraßen) sehr beschränkt. 
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Nur unter der Einbeziehung der angrenzenden Vorgartenbereiche entstehen hier deutlich 
wahrnehmbare öffentliche Räume.  

Die Vorschrift zur Begrünung oder Einhausung von beweglichen Abfallbehältern soll eine 
angemessene gestalterische Einbindung dieser an sich gestalterisch problematischen Ele-
mente in den Frei- und Straßenraum gewährleisten. Zudem verhindert der hierdurch zu er-
reichende Schutz vor direkter Sonneneinstrahlung störende Geruchsimmissionsbelastungen. 

Die vorgenommene Beschränkung von Werbeanlagen in Art, Größe und Platzierung ist er-
forderlich, um eine für das neue Wohngebebiet angemessene Gestaltqualität, insbesondere 
was die Fassaden betrifft, abzusichern. Die Planung sieht die Festsetzung eines Allgemei-
nen Wohngebiets vor, entsprechend hat die Wohn- und Erholungsfunktion klaren Vorrang 
vor gewerblichen Nutzungen. Zur Gewährleistung dieser Wohn- und Erholungsfunktion ist 
auch ein entsprechendes gestalterisches Umfeld sicherzustellen. 

 

3.13 Nachrichtliche Übernahmen  
 
Entfällt!
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4 UMWELTBERICHT  
 

4.1 Einleitung 
 

4.1.1 Kurzdarstellung Inhalt / Ziele des Bebauungsplans 
 

Der Bebauungsplan Nr. 15.WA.178 ĂObere Warnowkanteñ verfolgt die Zielsetzung, die zu-
r¿ck gebauten, entsiegelten und derzeit brachliegenden Flªchen der ehemaligen PGH ĂWa-
terkantñ f¿r qualitªtvollen Wohnungsbau umzunutzen. Dabei soll die Bebauungsplanung eine 
mögliche spätere Erweiterung der Wohnungsbauflächen in Richtung Uferzone berücksichti-
gen. 

Der Umweltbericht für diesen Bebauungsplan wird sich insbesondere mit der Altlastensituati-
on, dem Sturmflutschutz, dem Immissionsschutz gegenüber Verkehrslärm, Segelclub und 
Fischereihafen, dem Waldabstand und der Waldumwandlung, dem speziellen Artenschutz 
sowie der Berücksichtigung der kommunalen Klimaschutzbelange / beispielhaftes energeti-
sches Bauen auseinandersetzen. 

Charakteristik des Standortes 

Das Bebauungsplangebiet liegt im Osten des Stadtgebietes der HRO am nördlichen Rand 
der Ortslage Gehlsdorf, direkt an der Warnow. Es liegt trotz der Ufernähe bereits auf einer 
Höhe zwischen 5 m HN und 7 m HN. 

Im S¿dwesten wird das Gebiet durch die Kleingartenanlage ĂHufeñ e.V. sowie den Yachtklub 
ĂWarnowñ e.V. begrenzt. Im Nordosten stellt der Verlauf der Pressentinstraße die B-
Plangrenze dar, im Südosten der Kirchenplatz und die Klaus-Groth-Straße. Die nordwestli-
che Grenze wird durch die Zufahrt zur Kleingartenanlage ñHufeñ e.V. gebildet 

Der zentrale Bereich des Bebauungsplangebietes wurde von 1952 bis 1990 gewerblich ge-
nutzt. Hier wurden Rohrleitungen konstruiert und spezielle Schweißteile produziert und gela-
gert. Nördlich an das Betriebsgelände innerhalb des Geltungsbereiches grenzt ein Waldstück 
an, dessen nördlicher Waldrand auch die B-Plangrenze bildet. Der Wald war bisher Bestand-
teil des Geltungsbereiches des angrenzenden Bebauungsplangebietes 15.W.99 ĂGehlsdorfer 
Norduferñ und wird nun aus diesem Geltungsbereich herausgenommen. In den Bebauungs-
plan einbezogen ist die Bestandsbebauung südwestlich der Pressentinstraße und nördlich 
von Klaus-Groth-Straße und Kirchenplatz. Diese zweigt zum Teil Bebauung in 2. Reihe und 
erstreckt sich auf Grundstücken von bis zu 75 m Tiefe (Pressentinstraße).Der Bereich des 
Bebauungsplangebietes zwischen der Bestandsbebauung an der Klaus-Groth-Straße und 
der ehemals gewerblich genutzten Fläche wird kleingärtnerisch genutzt. Der östliche Bereich 
bis zur Pressentinstraße wird durch mehrgeschossigen Wohnungsbau mit tiefen Grundstü-
cken genutzt. 

Art der Festsetzungen 

Im Bebauungsplan wird eine Fläche für Wohnungsbau in einem Umfang von ca. 5 ha mit 
einer GRZ von 0,25 bis 0,4 festgesetzt. Die im Nordwesten angrenzende ca. 5 ha umfassen-
de Waldfläche ist zum größten Teil Bestandteil des Geltungsbereiches Bebauungsplangebie-
tes und wird, soweit es den älteren Bestand betrifft, im Interesse eines dauerhaften Erhalts 
festgesetzt. Hier erlischt das bisherige Baurecht im Bereich der ehemaligen Fabrikantenvilla. 
An der südöstlichen Waldkante erfolgt zugunsten einer Grünfläche eine Waldumwandlung. 
Hier werden auch die erforderlichen öffentlichen Stellplätze untergebracht. An der nördlichen 
Zufahrt in das Gebiet ist eine Stellplatzfläche für einen Abfall-Wertstoffcontainer vorgesehen. 
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Umfang des Bedarfs an Grund und Boden 

Die Gesamtfläche des Bebauungsplangebietes beträgt nach Reduzierung eines ca. 30 m 
breiten Streifens am nordwestlichen Rand nach erfolgter öffentlicher Auslegung ca. 9,4 Hek-
tar. Die genaue Flächenbilanz ist dem Abschnitt 6 zu entnehmen. 

 
4.1.2 Darstellung der in Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten Ziele des Natur- 

und Umweltschutzes 

Regionales Raumentwicklungsprogramm Mittleres Mecklenburg/Rostock (22.08.2011) 

Maßgebend ist das am 25.11.2010 beschlossene Regionale Raumentwicklungsprogramm 
Mittleres Mecklenburg/Rostock. Es wurde mit Rechtsverordnung vom 22.08.2011 verbindlich 
und ist im Amtsblatt für Mecklenburg-Vorpommern, Ausgabe Nr. 46/2011 veröffentlicht wor-
den. 

Danach liegt das Bebauungsplangebiet in einem Tourismusschwerpunktraum. Karte 5.5 
kennzeichnet den Bereich des Bebauungsplangebietes als Gebiet mit besonderer Empfind-
lichkeit des Grundwassers mit gering ausgeprägter Schutzfunktion der Deckschichten. Spe-
zielle Ziele des Natur- und Umweltschutzes sind für das Bebauungsplangebiet nicht formu-
liert. 

Landschaftsplan der Hansestadt Rostock, Erste Aktualisierung 2013 

Für das Bebauungsplangebiet selbst stellt der Landschaftsplan als Ziel den Schutz und Er-
halt des Baumbestandes entlang der Pressentinstraße sowie der Klaus-Groth-Straße dar. 
Unmittelbar angrenzend werden mit der Landschaftsplanung folgende Ziele verankert: 

Schutz und Erhaltung des Waldes, die Entwicklung eines uferbegleitenden Weges für die 
Erholung, Schutz und Erhalt der kleingärtnerischen Nutzung an der Uferzone sowie den Er-
halt der Wassersporteinrichtungen. 

Lärmaktions- und Luftreinhalteplanung 

In beiden genannten Planungen werden keine Aussagen mit Bezug zum Bebauungsplange-
biet getroffen. 

Schutzgebiete/-erfordernisse 

Gewässerschutzstreifen der Warnow von 50 Metern nach § 29 Abs. 1 Naturschutz-
Ausführungs-Gesetz (NatSchAG M-V) land- und seewärts von der Mittelwasserlinie aus: 
Bauliche Anlagen dürfen nicht errichtet oder wesentlich geändert werden, Ausnahmen kön-
nen nach § 29 Abs. 3 Nr. 4 NatSchAG M-V für die Aufstellung von Bebauungsplänen zuge-
lassen werden. Die für eine Bebauung vorgesehenen Bereiche des Bebauungsplangebietes 
liegen ca. 70 Meter von der Warnow entfernt. 

Biotop- und Artenschutz: Im Gebiet und in unmittelbarer Nähe sind keine gesetzlich ge-
schützten Biotope (§ 20 NatSchAG M-V) anzutreffen. Im UR befinden sich keine Alleebäu-
me, welche die Bedingungen für den gesetzlichen Schutzes nach § 19 NatSchAG M-V erfül-
len. Es wurden 26 Bäume als gesetzlich geschützte Bäume (§ 18 NatSchAG M-V) kartiert 
sowie zusätzlich nach Baumschutzsatzung der Hansestadt Rostock (bekanntgemacht am 
12. Dezember 2001 im Städtischen Anzeiger) 21 weitere geschützte Bäume erfasst. Belange 
des Artenschutzes sind in mehrfacher Form zu berücksichtigen. 

Waldabstand: Der nordwestliche Bereich des Bebauungsplangebietes wird auf einer Fläche 
von ca. 4,5ha von Wald im Sinne des § 2 des Waldgesetzes für das Land Mecklenburg-
Vorpommern (Landeswaldgesetz - LWaldG) vom 8. Februar 1993 (GVOBl. M-V S. 90), in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juli 2011 (GVOBl. M-V 2011, S. 870) eingenommen. 
Gemäß § 20 des LWaldG ist zur Sicherung vor Gefahren durch Windwurf und Waldbrand bei 
der Errichtung baulicher Anlagen zum Wald grundsätzlich ein Abstand von 30 m einzuhalten. 
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Die Verordnung zur Bestimmung von Ausnahmen bei der Einhaltung des Abstandes bauli-
cher Anlagen zum Wald (WAbstVO M-V) vom 20.04.2005 (GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 790 - 2 - 
8), geändert durch Verordnung vom 9. Dezember 2009 (GVOBl. M-V S. 805), regelt, unter 
welchen Umständen Unterschreitungen des Waldabstandes zulässig sind. 
 

4.2 Beschreibung und Bewertung der Auswirkungen auf die Umwelt und ihrer 
Bestandteile und Ableitung von Vermeidungs-, Verminderungs- und Aus-
gleichsmaßnahmen 

 
4.2.1 Abgrenzung des Untersuchungsraumes sowie des Untersuchungsumfangs 
 
Für die betroffenen Schutzgüter nach § 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG) i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 7 des BauGB wird der Geltungsbereich des Bebauungs-
plans als Untersuchungsraum herangezogen. Zusätzlich werden die Auswirkungen auf das 
angrenzende Schutzgebiet und den Wald bewertet. Die Untersuchungszeit richtete sich nach 
den erforderlichen Fachgutachten, Untersuchungsgegenstand und -umfang resultieren aus 
dem abgestimmten Untersuchungsrahmen vom 24.09.2012, ergänzt um die Hinweise aus 
der frühzeitigen Träger- und Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB der nachfolgend 
kurz zusammengefasst wird. 

Schutzgut Mensch 

- schalltechnische Untersuchung - Ermittlung von Lärmauswirkung auf Nutzungen und 
Empfehlungen für Festsetzungen 

- Beeinflussung der Lufthygiene innerhalb und angrenzend des B-Plangebietes 
- Bedarf an naturgebundenen  Erholungs-, Freizeitnutzungen und Spielplätzen, Wegebe-

ziehungen, Grünverbindungen, insbesondere Bedeutung der Warnownähe für die Erho-
lung 

Schutzgut Boden 

- Art und Ausmaß bestehender Bodenbelastungen sowie Abschätzung von Handlungser-
fordernis im Hinblick auf die geplante Nutzung (Orientierend Untersuchungen zu Altlas-
ten, Dr. Tiedt & Cie.GmbH, 1998) 

- Maß der Flächeninanspruchnahme 
- Beurteilung betroffener Bodentypen 

Schutzgut Wasser 

- Einfluss auf WRRL-Gewässer Unterwarnow 
- Berücksichtigung 50 Meter Gewässerschutzstreifen nach NatSchAG M-V 
- Umgang mit anfallendem Regenwasser 
- Aussagen zu Grundwasserdargebot und -belastung 
- Aussagen zur Sturmflutschutzsicherheit und Anforderungen an die Planung 

Schutzgut Klima 

- Aussagen zum Lokalklima unter besonderer Berücksichtigung der Land-See-
Windzirkulation 

- Aussagen zu Starkwind 
- Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Ener-

gie/Anpassung an den Klimawandel: Einsatzmöglichkeit erneuerbarer Energienutzung, 
Wärmedämmung, Kühlung / Beschattung; Energiestandards, Sturmflutschutz, Starkwind; 
Erarbeitung eines Konzeptes für die zukunftgerichtete Energieversorgung des Bebau-
ungsplangebietes; schadlose Ableitung von Starkniederschlägen 

Schutzgut Pflanzen und Tiere 

- Biotoptypenkartierung, M 1:1.000 
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- Erfassung des vorhandenen Baumbestandes 
- Berücksichtigung der Belange für Wald (Waldabstand 30 Meter für Bebauung); Waldum-

wandlung 
- Erfassung geschützter und gefährdeter Pflanzen und Tiere 

o Erfassung geschützter und gefährdeter Pflanzen; 
o Kartierung Brutvögel: 3 Begehungen März bis Ende Juli, 5 Begehungen April bis Juli 

2014; 
o Kartierung Fledermäuse / Fledermausquartiere: 3 Begehungen Mai bis Anfang Au-

gust, 5 Begehungen Mai bis August 2014; 
- spezielle artenschutzrechtliche Prüfung und Abarbeitung der artenschutzrechtlichen Be-

lange bei streng und besonders geschützten Arten 

Schutzgut Landschaftsbild 

- Erfassung der sinnlich wahrnehmbaren Erscheinungsform der Landschaft/  wesensbe-
stimmende Merkmale der Landschaft 

- Gestaltungserfordernisse 

Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

- Vorkommen archäologischer Funde oder von Denkmalen 
 
4.2.2 Schutzgutbezogene Beschreibungen 
 
4.2.2.1 Schutzgut Mensch (Quelle: Schalltechnische Untersuchung, TÜV Nord Umwelt-

schutz GmbH & Co.KG) 
 
Lärm 

Beschreibung der Situation 

Schutzbedürftige Nutzung innerhalb des Bebauungsplangebietes ist der Wohnungsbaube-
stand entlang der Pressentinstraße und der Klaus-Groth-Straße. Außerhalb des Plangebie-
tes wird die schutzbedürftige Wohnnutzung an der Pressentinstraße, der Wossidlostraße und 
am Kirchenplatz betrachtet. 

Auf die schutzbedürftigen Nutzungen bzw. das Bebauungsplangebiet wirken unterschiedli-
che Lärmquellen ein: 

Verkehrslärm: 

¶ von der Pressentinstraße sowie von der Klaus-Groth-Straße 

¶ von den Planstraßen im Plangebiet 

¶ vom öffentlichen Parkplatz im NO des Bebauungsplangebietes 

Gewerbelärm: 

¶ der Betrieb des Einkaufsmarktes südöstlich des Plangebietes 

¶ die im benachbarten B-Plan Nr. 15.W.99 ĂGehlsdorfer Norduferñ ausgewiesenen IFSP 

¶ der Betrieb der Rostocker Fracht- und Fischereihafen (RFH) GmbH (maßgeblich: Betrieb 
des Kühlhauses und Holzumschlag) auf dem gegenüberliegenden Warnowufer 

¶ der Betrieb der Kläranlage mit BHKW der Eurawasser Nord GmbH auf dem gegenüber-
liegenden Warnowufer 

¶ der Betrieb der Tamsen Maritim GmbH nordwestlich des Plangebietes 

¶ der Betrieb der ZinkPower Rostock GmbH auf dem gegenüberliegenden Warnowufer 

Freizeitlärm: 

¶ Vereine ĂYachtclub Warnow e.V.ñ und ĂSportfischer- und Castingclub e.V.ñ 
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Der nach DIN 18005 für das Bebauungsplangebiet relevante Orientierungswert beträgt 55  
dB(A) am Tag und 40/45 dB(A) in der Nacht (der zweite Nachtwert ist für Geräusche aus 
dem Straßenverkehr anzuwenden). Die Einhaltung des Orientierungswertes ist anzustreben, 
um die mit der Eigenart des betreffenden Baugebietes oder der betreffenden Baufläche ver-
bundene Erwartung auf angemessenen Schutz vor Lärmbelästigungen zu erfüllen. Aufgrund 
besonderer örtlicher Gegebenheiten kann ein Abweichen nach oben oder unten angemes-
sen sein. 

Zur Bewertung der Immissionssituation werden folgende Immissionsorte (IO) herangezogen: 

Immissionsorte im Plangebiet (Bestand) 
IO1 Pressentinstraße 11 
IO2 Pressentinstraße 11 
IO3 Pressentinstraße 8 
IO4 Pressentinstraße 5 
IO5 Pressentinstraße 1 
IO6 Kirchenplatz 4 
IO7 Kirchenplatz 4 
IO8 Klaus-Groth-Straße 3 
IO9 Klaus Groth Straße 2g 

Immissionsorte im Plangebiet (neue Plangebiete) 
IO10 WA 1.9 
IO11 WA 1.7 
IO12 WA 1.6 
IO13 WA 1.5 
IO14 WA 1.3 
IO15 WA 1.1 
IO16 WA 2.2 
IO17 WA 3 

Immissionsorte außerhalb des Plangebietes 
IOA1 Pressentinstraße 12 
IOA2 Pressentinstraße 12 
IOA3 Pressentinstraße 59 
IOA4 Kirchenplatz 2 
IOA5 Wossidlostraße 14 

 

Abbildung 8: Lage der Immissionsorte (Quelle: Auszug Schalltechnische Untersuchung, TÜV Nord Umweltschutz) 

Verkehrslärm 

Zur Beurteilung der Vorbelastung für den Wohnungsbaubestand werden die maßgeblichen 
Immissionsorte IO1 bis IO5 an der Pressentinstraße, IO6 und IO7 am Kirchenplatz sowie IO8 
und IO9 an der Klaus-Groth-Straße ausgewertet. 
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Unter Zugrundelegung einer Prognose für die Verkehrsentwicklung ohne Bebauungsplanung 
ergibt sich für den Prognosehorizont 2025 folgende Belastungssituation für den Bestand: 

Tabelle 2: Vorbelastungssituation durch Verkehr (Prognose bis 2025) für den Bestand 

IO-Bezeichnung ORW 

[dB(A)] 

Tag / Nacht 

Lr Verkehr [dB(A)] 

Prognose 2025 - ohne B-Plan 

Tag Nacht 

IO1 Pressentinstraße 11, NW-Fassade WA: 55 / 45 58 49 

IO2 Pressentinstraße 11, NO-Fassade WA: 55 / 45 63 54 

IO3 Pressentinstraße 8 WA: 55 / 45 62 54 

IO4 Pressentinstraße 5 WA: 55 / 45 63 54 

IO5 Pressentinstraße 1 WA: 55 / 45 64 55 

IO6 Kirchenplatz 4, NO-Fassade WA: 55 / 45 63 54 

IO7 Kirchenplatz 4, SO-Fassade WA: 55 / 45 59 50 

IO8 Klaus-Groth-Str. 3 WA: 55 / 45 50 42 

IO9 Klaus-Groth-Str. 2g WA: 55 / 45 47 39 

 

Der Verkehr auf der Pressentinstraße bewirkt im Bestand an den meisten IO Überschreitun-
gen des ORW am Tag und in der Nacht. Diese erreichen am Tag bis zu 9 dB(A) an der 
Pressentinstraße (IO5) und bis zu 8 dB(A) am Kirchenplatz (IO6). Nachts sind die Orientie-
rungswerte bis zu 10 dB(A) in der Pressentinstraße (IO5) und bis zu 9 dB(A) am IO6 am Kir-
chenplatz überschritten. In der Klaus-Groth-Straße sind die ORW am Tag und in der Nacht 
im Bestand eingehalten. 

Damit liegt für den Bereich der Pressentinstraße und am Kirchenplatz gegenüber Verkehrs-
lärm eine hohe Lärmvorbelastung, Stufe 3, vor. Für die Klaus-Groth-Straße ist die Lärmvor-
belastung durch Verkehrslärm gering, Stufe 1. 

Zusätzlich wurde die Lärmvorbelastung an Immissionsorten außerhalb des Bebauungsplan-
gebietes bestimmt, um den Beitrag der Planung und ggf. daraus resultierende Lärmvorsor-
geansprüche ableiten zu können. An den IOA1 bis IOA3 entlang der Pressentinstraße wur-
den gleichermaßen Überschreitungen der ORW errechnet, wie an den IO1 bis IO7. An den 
von der Pressentinstraße entfernter gelegenen IOA4 und IOA5 werden die ORW eingehalten 
bzw. unterschritten. 

Die Lärmarten Gewerbelärm und Freizeitlärm wirken auf den Bestand nicht maßgeblich 
ein, geringe Vorbelastung, Stufe 1. 

Bewertung der Auswirkungen und Ableitung von Festsetzungsmöglichkeiten 

Verkehrslärm 

Die Bebauungsplanung setzt Wohnbauflächen für ca. 180 Wohneinheiten fest. Dies führt auf 
der Planstraße A zu einem Verkehrsaufkommen von 600 Pkw- und 25 Lkw-Fahrten (nur im 
Tagzeitraum). Es wird erwartet, dass dieses Verkehrsaufkommen zu gleichen Teilen über die 
Klaus-Groth-Straße im Süden und über die Zufahrtstraße im Norden der Pressentinstraße 
zufließt. Für die Prognose wurde mit einer zulässigen Höchstgeschwindigkeit auf der Plan-
straße A von 30 km/h gerechnet. 
 
 
 
 
 




